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Anlage 30 Anlage 31 Anlage 32 Anlage 33 
§ 1 Geltungsbereich 
(1) Diese Anlage gilt für Ärztinnen und 
Ärzte sowie Zahnärztinnen und Zahn-
ärzte, die in 
a) Krankenhäusern einschließlich 
psychiatrischer Kliniken und psychiat-
rischer Krankenhäuser,  
b) medizinischen Instituten von Kran-
kenhäusern/Kliniken (z. B.: pathologi-
schen Instituten, Röntgeninstituten 
oder Institutsambulanzen) oder in 
c) sonstigen Einrichtungen und Hei-
men (z. B.: Reha-Einrichtungen), in 
denen die betreuten Personen in teil-
stationärer oder stationärer ärztlicher 
Behandlung stehen, wenn die ärztli-
che Behandlung in den Einrichtungen 
selbst stattfindet, 
beschäftigt sind.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

§ 1 Geltungsbereich  
(1) Diese Anlage gilt für Mitar-
beiter im Pflegedienst, die in  
a) Krankenhäusern, einschließ-
lich psychiatrischen Fachkran-
kenhäusern,  
b) medizinischen Instituten von 
Krankenhäusern oder  
c) sonstigen Einrichtungen (z. B. 
Reha-Einrichtungen, Kureinrich-
tungen), in denen die betreuten 
Personen in ärztlicher Behand-
lung stehen, wenn die Behand-
lung durch in den Einrichtungen 
selbst beschäftigte Ärztinnen 
oder Ärzte stattfindet,  
beschäftigt sind. 
Anmerkung zu Absatz 1:  
1Von dem Geltungsbereich wer-
den auch Fachabteilungen (z. B. 
Pflege-, Altenpflege- und Be-
treuungseinrichtungen) in psy-
chiatrischen Zentren bzw. Re-
habilitations- oder Kureinrich-
tungen erfasst, soweit diese mit 
einem psychiatrischen Fach-
krankenhaus bzw. einem Kran-
kenhaus desselben Trägers 
einen Betrieb bilden. 2Im Übri-
gen werden Altenpflegeeinrich-
tungen eines Krankenhauses 
von dem Geltungsbereich der 
Anlage 31 nicht erfasst, auch 

§ 1 Geltungsbereich  
(1) Diese Anlage gilt für Mitarbeiter 
im Pflegedienst, die in  
a) Heil-, Pflege- und Entbindungsein-
richtungen,  
b) medizinischen Instituten von Heil- 
und Pflegeeinrichtungen,  
c) sonstigen Einrichtungen und Hei-
men, in denen die betreuten Perso-
nen in ärztlicher Behandlung stehen, 
wenn die Behandlung durch nicht in 
den Einrichtungen selbst beschäftig-
te Ärztinnen oder Ärzte stattfindet,  
d) Einrichtungen und Heimen, die 
der Förderung der Gesundheit, der 
Erziehung, der Fürsorge oder Be-
treuung von Kindern und Jugendli-
chen, der Fürsorge und Betreuung 
von obdachlosen, alten, gebrechli-
chen, erwerbsbeschränkten oder 
sonstigen hilfsbedürftigen Personen 
dienen, auch wenn diese Einrichtun-
gen nicht der ärztlichen Behandlung 
der betreuten Personen dienen, oder 
in  
e) ambulanten Pflegediensten  
beschäftigt sind, soweit die Einrich-
tungen nicht vom Geltungsbereich 
der Anlage 31 erfasst werden.  

Anmerkung 1 (RK Nord/NRW/Mitte/ 
BW/Bayern) zu Absatz 1:  
Lehrkräfte an Altenpflegeschulen 
und ähnlichen der Ausbildung die-

§ 1 Geltungsbereich  
(1) Diese Anlage gilt für Mitar-
beiter im Sozial- und Erzie-
hungsdienst.  
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(2) (RK Nord/NRW/Mitte/BW/Bayern): 
1Soweit für diese Ärztinnen und Ärzte 
nachfolgend nichts anderes bestimmt 
ist, finden die Vorschriften des Allge-
meinen Teils und der Anlagen der 
AVR Anwendung. 2§ 2a, § 9a und § 
12 des Allgemeinen Teils, die Ab-
schnitte Ia, IIIA, IIIa, V, VII, XI Abs. d 
und XIV der Anlage 1, die Anlagen 
1b, 2, 3, 6 und 6a sowie die § 4 und 
§§ 6 bis 9 der Anlage 14 zu den AVR 
finden keine Anwendung. 3Die Anlage 
5 zu den AVR gilt nicht mit Ausnahme 
von § 1 Abs. 7, Abs. 9 und Abs. 10, § 
5, § 6, § 7 Abs. 7, § 9 Abs. 6 und § 
10.  
 
 

(2) (RK Ost): 1Soweit für diese Ärztin-
nen und Ärzte nachfolgend nichts 
anderes bestimmt ist, finden die Vor-

soweit sie mit einem Kranken-
haus desselben Trägers einen 
Betrieb bilden.  
 
(RK Nord/NRW/Mitte/BW/ 
Bayern): Anmerkung 2 zu Ab-
satz 1: Lehrkräfte an Kranken-
pflegeschulen und ähnlichen der 
Ausbildung dienenden Einrich-
tungen nach Absatz 1 fallen 
unter die Anlage 31 zu den 
AVR.  
(2) RKNord/NRW/Mitte/BW/ 
Bayern): 1Soweit für diese Mit-
arbeiter nachfolgend nichts an-
deres bestimmt ist, finden die 
Vorschriften des Allgemeinen 
Teils und der Anlagen der AVR 
Anwendung. 2Die § 2a, § 9a und 
§ 12 des Allgemeinen Teils, die 
Abschnitte Ia, IIIB, IIIa, V, VII 
und XIV der Anlage 1, die Anla-
gen 1b, 2a, 2c, 3a, 6 und 6a 
sowie die § 4 und §§ 6 bis 9 der 
Anlage 14 zu den AVR finden 
keine Anwendung. 3Die Anlage 
5 zu den AVR gilt nicht mit Aus-
nahme von § 1 Abs. 7, Abs. 9 
und Abs. 10, § 5, § 6, § 7 Abs. 
7, § 9 Abs. 6 und § 10.  
 
(2) (RK Ost): 1Soweit für diese 
Mitarbeiter nachfolgend nichts 
anderes bestimmt ist, finden die 

nenden Einrichtungen fallen unter 
die Anlage 32 zu den AVR, soweit 
diese nicht unter die Anlage 31 zu 
den AVR fallen.  
(2) (RK Nord/NRW/Mitte/ 
BW/Bayern): 1Soweit für diese Mit-
arbeiter nachfolgend nichts anderes 
bestimmt ist, finden die Vorschriften 
des Allgemeinen Teils und der Anla-
gen der AVR Anwendung. 2Die § 2a, 
§ 9a und § 12 des Allgemeinen 
Teils, die Abschnitte Ia, IIIB, IIIa, V, 
VII und XIV der Anlage 1, die Anla-
gen 1b, 2a, 2c, 3a, 6 und 6a sowie 
die § 4 und §§ 6 bis 9 der Anlage 14 
zu den AVR finden keine Anwen-
dung. 3Die Anlage 5 zu den AVR gilt 
nicht mit Ausnahme von § 1 Abs. 7, 
Abs. 9 und Abs. 10, § 5, § 6, § 7 
Abs. 7, § 9 Abs. 6 und § 10.  
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) (RK Ost): 1Soweit für diese Mit-
arbeiter nachfolgend nichts anderes 
bestimmt ist, finden die Vorschriften 

 
 
 
(2) (RK Nord/NRW/Mitte/BW/ 
Bayern): 1Soweit für diese Mit-
arbeiter nachfolgend nichts 
anderes bestimmt ist, finden die 
Vorschriften des Allgemeinen 
Teils und der Anlagen der AVR 
Anwendung. 2§ 2a, § 9a und § 
12 des Allgemeinen Teils, die 
Abschnitte Ia, Ic, IIIA, IIIa, V, VII 
und XIV der Anlage 1, die An-
lagen 1b, 2d, 3, 6 und 6a sowie 
die § 4 und §§ 6 bis 9 der Anla-
ge 14 zu den AVR finden keine 
Anwendung. 3Die Anlage 5 zu 
den AVR gilt nicht mit Ausnah-
me von § 1 Abs. 7, Abs. 9 und 
Abs. 10, § 5, § 6, § 7 Abs. 7, § 
9 Abs. 6 und § 10.  
 
 
 
 
 
 
(2) (RK Ost): 1Soweit für diese 
Mitarbeiter nachfolgend nichts 
anderes bestimmt ist, finden die 
Vorschriften des Allgemeinen 
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schriften des Allgemeinen Teils und 
der Anlagen der AVR Anwendung. 2§ 
2a, § 9a und § 12 des Allgemeinen 
Teils, die Abschnitte Ia, II, IIa, IIIA, 
IIIa, V, VII, XI Abs. d und XIV der An-
lage 1, die Anlagen 1b, 2, 3, 5, 6 und 
6a sowie die § 4 und § 6 bis § 9 der 
Anlage 14 zu den AVR finden keine 
Anwendung. 
 

Vorschriften des Allgemeinen 
Teils und der Anlagen der AVR 
Anwendung. 2Die § 2a, § 9a und 
§ 12 des Allgemeinen Teils, die 
Abschnitte Ia, II, IIa, IIIB, IIIa, V, 
VII und XIV der Anlage 1, die 
Anlagen 1b, 2a, 2c, 3a, 5, 6 und 
6a sowie die § 4 und § 6 bis § 9 
der Anlage 14 zu den AVR fin-
den keine Anwendung. 

des Allgemeinen Teils und der Anla-
gen der AVR Anwendung. 2Die § 2a, 
§ 9a und § 12 des Allgemeinen 
Teils, die Abschnitte Ia, II, IIa, IIIB, 
IIIa, V, VII und XIV der Anlage 1, die 
Anlagen 1b, 2a, 2c, 3a, 5, 6 und 6a 
sowie die § 4 und § 6 bis § 9 der 
Anlage 14 zu den AVR finden keine 
Anwendung. 

Teils und der Anlagen der AVR 
Anwendung. 2§ 2a, § 9a und § 
12 des Allgemeinen Teils, die 
Abschnitte Ia, II, IIa, IIIA, IIIa, V, 
VII und XIV der Anlage 1, die 
Anlagen 1b, 2d, 3, 5, 6 und 6a 
sowie die § 4 und § 6 bis § 9 
der Anlage 14 zu den AVR fin-
den keine Anwendung.  
(3) (RK Ost): 1Diese Anlage 
findet keine Anwendung auf 
Mitarbeiter in befristeten Projek-
ten, wenn diese Projekte vor 
dem 1. Juli 2012 begonnen 
worden sind. 2Für diese Mitar-
beiter findet eine Umstellung 
nicht statt. 

§ 2 Einsatzzuschlag für Ärztinnen 
und Ärzte im Rettungsdienst  
1Zu den aus der Haupttätigkeit oblie-
genden Pflichten der Ärztinnen und 
Ärzte gehört es ferner, am Rettungs-
dienst im Notarztwagen und Hub-
schraubern teilzunehmen.  
Satz 2 (RK Nord/ NRW/ Mitte/ BW/ 
Bayern): 
2Für jeden Einsatz in diesem Ret-
tungsdienst erhalten Ärztinnen und 
Ärzte einen nicht zusatzversorgungs-
pflichtigen Einsatzzuschlag  
ab dem 1. Januar 2013: 23,40 Euro 
ab dem 1. Januar 2014: 23,87 Euro 
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Satz 2 (RK Ost): 2Für jeden Einsatz in 
diesem Rettungsdienst erhalten Ärz-
tinnen und Ärzte einen nicht zusatz-
versorgungspflichtigen Einsatzzu-
schlag in Höhe von 22,17 Euro.  
3Dieser Betrag verändert sich zu 
demselben Zeitpunkt und in dem glei-
chen Ausmaß wie das Tabellenent-
gelt der Entgeltgruppe II Stufe 1.  
Anmerkungen zu § 2:  
1. Eine Ärztin/ein Arzt, die/der nach 

der Approbation noch nicht min-
destens 1 Jahr klinisch tätig war, 
ist grundsätzlich nicht zum Ein-
satz im Rettungsdienst heranzu-
ziehen.  

2. Eine Ärztin/ein Arzt, der/dem aus 
persönlichen oder fachlichen 
Gründen (z. B.: Vorliegen einer 
anerkannten Minderung der Er-
werbsfähigkeit, die dem Einsatz 
im Rettungsdienst entgegensteht, 
Flugunverträglichkeit, langjährige 
Tätigkeit als Bakteriolo-
gin/Bakteriologe) die Teilnahme 
am Rettungsdienst nicht zumutbar 
ist, darf grundsätzlich nicht zum 
Einsatz im Rettungsdienst heran-
gezogen werden. 

 
§ 3 Regelmäßige Arbeitszeit  
(1) 1Die regelmäßige Arbeitszeit be-
trägt ausschließlich der Pausen 
durchschnittlich 40 Stunden wöchent-

§ 2 Regelmäßige Arbeitszeit  
(1) (RK Nord/NRW/Bayern/Ost): 
1Die regelmäßige Arbeitszeit der 
Mitarbeiter beträgt ausschließ-

§ 2 Regelmäßige Arbeitszeit  
(1) 1Die regelmäßige Arbeitszeit der 
Mitarbeiter beträgt ausschließlich der 
Pausen durchschnittlich 39 Stunden 

§ 2 Regelmäßige Arbeitszeit  
(1) 1Die regelmäßige Arbeitszeit 
der Mitarbeiter beträgt aus-
schließlich der Pausen durch-
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lich. 2Die regelmäßige Arbeitszeit 
kann auf 5 Tage, aus notwendigen 
dienstlichen oder betrieblichen Grün-
den auch auf sechs Tage, verteilt 
werden.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

lich der Pausen durchschnittlich 
38,5 Stunden wöchentlich.  
(RK Mitte/BW): 1Die regelmäßi-
ge wöchentliche Arbeitszeit der 
Mitarbeiter beträgt ausschließ-
lich der Pausen durchschnittlich 
39 Stunden.  
(RK Ost): 2Abweichend davon 
beträgt die regelmäßige Arbeits-
zeit für die Mitarbeiter im Gebiet 
der neuen Bundesländer Meck-
lenburg-Vorpommern, Branden-
burg, Sachsen-Anhalt, Thürin-
gen und Sachsen sowie in dem 
Teil des Landes Berlin, in dem 
das Grundgesetz bis einschließ-
lich 2. Oktober 1990 nicht galt, 
durchschnittlich 40 Stunden 
wöchentlich.  
(RK Nord/NRW/Mitte/BW/ 
Bayern/Ost): 3Die regelmäßige 
Arbeitszeit kann auf fünf Tage, 
aus notwendigen dienstlichen 
oder betrieblichen Gründen 
auch auf sechs Tage verteilt 
werden.  
(RK Mitte): Anmerkung zu Ab-
satz 1:  
Die Mitarbeiter erhalten jeweils 
jährlich einen Tag Arbeitszeit-
verkürzung entsprechend der 
Regelung in § 1b der Anlage 5 
zu den AVR. Mit Wegfall des 
AZV-Tages gemäß § 1b der 

wöchentlich. 2Abweichend davon 
beträgt die regelmäßige Arbeitszeit 
für die Mitarbeiter im Gebiet der 
neuen Bundesländer Mecklenburg-
Vorpommern, Brandenburg, Sach-
sen-Anhalt, Thüringen und Sachsen 
sowie in dem Teil des Landes Berlin, 
in dem das Grundgesetz bis ein-
schließlich 2. Oktober 1990 nicht 
galt, durchschnittlich 40 Stunden 
wöchentlich. 3Die regelmäßige Ar-
beitszeit kann auf fünf Tage, aus 
notwendigen dienstlichen oder be-
trieblichen Gründen auch auf sechs 
Tage verteilt werden.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

schnittlich 39 Stunden wöchent-
lich. Abweichend davon beträgt 
die regelmäßige Arbeitszeit für 
die Mitarbeiter im Gebiet der 
neuen Bundesländer Mecklen-
burg-Vorpommern, Branden-
burg, Sachsen-Anhalt, Thürin-
gen und Sachsen sowie in dem 
Teil des Landes Berlin, in dem 
das Grundgesetz bis ein-
schließlich 2. Oktober 1990 
nicht galt, durchschnittlich 40 
Stunden wöchentlich. 2Die re-
gelmäßige Arbeitszeit kann auf 
fünf Tage, aus notwendigen 
dienstlichen oder betrieblichen 
Gründen auch auf sechs Tage 
verteilt werden.  
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(2) 1Für die Berechnung des Durch-
schnitts der regelmäßigen wöchentli-
chen Arbeitszeit ist ein Zeitraum vom 
einem Jahr zu Grunde zu legen. 
2Abweichend von Satz 1 kann bei 
Ärztinnen und Ärzten, die ständig 
Wechselschicht oder Schichtarbeit zu 
leisten haben, ein längerer Zeitraum 
zu Grunde gelegt werden.  

 

(3) 1Soweit es die dienstlichen oder 
betrieblichen Verhältnisse zulassen, 
wird die Ärztin/der Arzt am 24. De-
zember und am 31. Dezember unter 
Fortzahlung des Entgelts von der Ar-
beit freigestellt. 2Kann die Freistellung 
nach Satz 1 aus dienstlichen oder 
betrieblichen Gründen nicht erfolgen, 
ist entsprechender Freizeitausgleich 
innerhalb von drei Monaten zu ge-
währen. 3Die regelmäßige Arbeitszeit 
vermindert sich für den 24. Dezember 
und 31. Dezember, soweit sie auf 
einen Werktag fallen, um die dienst-
planmäßig ausgefallenen Stunden.  
 
 

 

Anlage 5 zu den AVR entfällt 
zeitgleich der Anspruch nach 
Satz 2.  
(2) 1Für die Berechnung des 
Durchschnitts der regelmäßigen 
wöchentlichen Arbeitszeit ist ein 
Zeitraum von bis zu einem Jahr 
zugrunde zu legen. 
2Abweichend von Satz 1 kann 
bei Mitarbeitern, die ständig 
Wechselschicht- oder Schicht-
arbeit zu leisten haben, ein län-
gerer Zeitraum zugrunde gelegt 
werden.  
(3) 1Soweit es die dienstlichen 
oder betrieblichen Verhältnisse 
zulassen, wird der Mitarbeiter 
am 24. Dezember und am 31. 
Dezember unter Fortzahlung 
des Entgelts von der Arbeit frei-
gestellt. 2Kann die Freistellung 
nach Satz 1 aus dienstlichen 
oder betrieblichen Gründen 
nicht erfolgen, ist entsprechen-
der Freizeitausgleich innerhalb 
von drei Monaten zu gewähren. 
3Die regelmäßige Arbeitszeit 
vermindert sich für den 24. De-
zember und 31. Dezember, so-
fern sie auf einen Werktag fal-
len, um die dienstplanmäßig 
ausgefallenen Stunden.  
 
 

 
 

(2) 1Für die Berechnung des Durch-
schnitts der regelmäßigen wöchent-
lichen Arbeitszeit ist ein Zeitraum 
von bis zu einem Jahr zugrunde zu 
legen. 2Abweichend von Satz 1 kann 
bei Mitarbeitern, die ständig Wech-
selschicht- oder Schichtarbeit zu 
leisten haben, ein längerer Zeitraum 
zugrunde gelegt werden.  
 
 
(3) 1Soweit es die dienstlichen oder 
betrieblichen Verhältnisse zulassen, 
wird der Mitarbeiter am 24. Dezem-
ber und am 31. Dezember unter 
Fortzahlung des Entgelts von der 
Arbeit freigestellt. 2Kann die Freistel-
lung nach Satz 1 aus dienstlichen 
oder betrieblichen Gründen nicht 
erfolgen, ist entsprechender Frei-
zeitausgleich innerhalb von drei Mo-
naten zu gewähren. 3Die regelmäßi-
ge Arbeitszeit vermindert sich für 
den 24. Dezember und 31. Dezem-
ber, sofern sie auf einen Werktag 
fallen, um die dienstplanmäßig aus-
gefallenen Stunden. 
 
 
 
 

 
 
(2) 1Für die Berechnung des 
Durchschnitts der regelmäßigen 
wöchentlichen Arbeitszeit ist ein 
Zeitraum von bis zu einem Jahr 
zugrunde zu legen. 
2Abweichend von Satz 1 kann 
bei Mitarbeitern, die ständig 
Wechselschicht- oder Schicht-
arbeit zu leisten haben, ein län-
gerer Zeitraum zugrunde gelegt 
werden.  
(3) 1Soweit es die dienstlichen 
oder betrieblichen Verhältnisse 
zulassen, wird der Mitarbeiter 
am 24. Dezember und am 31. 
Dezember unter Fortzahlung 
des Entgelts von der Arbeit 
freigestellt. 2Kann die Freistel-
lung nach Satz 1 aus dienstli-
chen oder betrieblichen Grün-
den nicht erfolgen, ist entspre-
chender Freizeitausgleich in-
nerhalb von drei Monaten zu 
gewähren. 3Die regelmäßige 
Arbeitszeit vermindert sich für 
den 24. Dezember und 31. De-
zember, sofern sie auf einen 
Werktag fallen, um die dienst-
planmäßig ausgefallenen Stun-
den 
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Anmerkung zu Absatz 3 Satz 3:  
Die Verminderung der regelmäßigen 
Arbeitszeit betrifft die Ärztinnen und 
Ärzte, die wegen des Dienstplanes 
frei haben und deshalb ohne diese 
Regelung nacharbeiten müssten.  
 
(4) Aus dringenden dienstlichen oder 
betrieblichen Gründen kann auf der 
Grundlage einer Dienstvereinbarung 
im Rahmen des § 7 Abs. 1, 2 und des 
§ 12 ArbZG von den Vorschriften des 
Arbeitszeitgesetzes abgewichen wer-
den.  
 
(5) 1Die tägliche Arbeitszeit kann im 
Schichtdienst auf bis zu zwölf Stun-
den, ausschließlich der Pausen, aus-
gedehnt werden. 2In unmittelbarer 
Folge dürfen nicht mehr als vier 
Zwölf-Stunden-Schichten und inner-
halb von zwei Kalenderwochen nicht 
mehr als acht Zwölf-Stunden-
Schichten geleistet werden. 3Solche 
Schichten können nicht mit Bereit-
schaftsdiensten kombiniert werden.  
 

(6) Ärztinnen und Ärzte sind im Rah-
men begründeter dienstlicher oder 
betrieblicher Notwendigkeiten zur 
Leistung von Sonntags-, Feiertags-, 
Nacht-, Wechselschicht- und Schicht-

Anmerkung zu Absatz 3 Satz 3:  
Die Verminderung der regelmä-
ßigen Arbeitszeit betrifft die Mit-
arbeiter, die wegen des Dienst-
plans frei haben und deshalb 
ohne diese Regelung nacharbei-
ten müssten.  
(4) Aus dringenden dienstlichen 
oder betrieblichen Gründen 
kann auf der Grundlage einer 
Dienstvereinbarung im Rahmen 
des § 7 Abs. 1, 2 und des § 12 
ArbZG von den Vorschriften des 
Arbeitszeitgesetzes abgewichen 
werden.  
(5) Die Mitarbeiter sind im Rah-
men begründeter dienstlicher 
oder betrieblicher Notwendigkei-
ten zur Leistung von Sonntags-, 
Feiertags-, Nacht-, Wechsel-
schicht-, Schichtarbeit sowie – 
bei Teilzeitbeschäftigung auf-
grund dienstvertraglicher Rege-
lung oder mit ihrer Zustimmung 
– zu Bereitschaftsdienst, Rufbe-
reitschaft, Überstunden und 
Mehrarbeit verpflichtet.  
 
(6) 1Durch Dienstvereinbarung 
kann ein wöchentlicher Arbeits-
zeitkorridor von bis zu 45 Stun-
den eingerichtet werden. 2Die 
innerhalb eines Arbeitszeitkorri-

Anmerkung zu Absatz 3 Satz 3:  
Die Verminderung der regelmäßigen 
Arbeitszeit betrifft die Mitarbeiter, die 
wegen des Dienstplans frei haben 
und deshalb ohne diese Regelung 
nacharbeiten müssten.  
 
(4) Aus dringenden dienstlichen oder 
betrieblichen Gründen kann auf der 
Grundlage einer Dienstvereinbarung 
im Rahmen des § 7 Abs. 1, 2 und 
des § 12 ArbZG von den Vorschrif-
ten des Arbeitszeitgesetzes abgewi-
chen werden.  
 
(5) Die Mitarbeiter sind im Rahmen 
begründeter dienstlicher oder be-
trieblicher Notwendigkeiten zur Leis-
tung von Sonntags-, Feiertags-, 
Nacht-, Wechselschicht-, Schichtar-
beit sowie – bei Teilzeitbeschäfti-
gung aufgrund dienstvertraglicher 
Regelung oder mit ihrer Zustimmung 
– zu Bereitschaftsdienst, Rufbereit-
schaft, Überstunden und Mehrarbeit 
verpflichtet.  
 
 
(6) 1Durch Dienstvereinbarung kann 
ein wöchentlicher Arbeitszeitkorridor 
von bis zu 45 Stunden eingerichtet 
werden. 2Die innerhalb eines Ar-
beitszeitkorridors geleisteten zusätz-
lichen Arbeitsstunden werden im 

Anmerkung zu Absatz 3 Satz 3:  
Die Verminderung der regel-
mäßigen Arbeitszeit betrifft die 
Mitarbeiter, die wegen des 
Dienstplans frei haben und 
deshalb ohne diese Regelung 
nacharbeiten müssten.  
(4) Aus dringenden dienstlichen 
oder betrieblichen Gründen 
kann auf der Grundlage einer 
Dienstvereinbarung im Rahmen 
des § 7 Abs. 1, 2 und des § 12 
ArbZG von den Vorschriften 
des Arbeitszeitgesetzes abge-
wichen werden.  
(5) Die Mitarbeiter sind im 
Rahmen begründeter dienstli-
cher oder betrieblicher Notwen-
digkeiten zur Leistung von 
Sonntags-, Feiertags-, Nacht-, 
Wechselschicht-, Schichtarbeit 
sowie – bei Teilzeitbeschäfti-
gung aufgrund dienstvertragli-
cher Regelung oder mit ihrer 
Zustimmung – zu Bereit-
schaftsdienst, Rufbereitschaft, 
Überstunden und Mehrarbeit 
verpflichtet.  
(6) 1Durch Dienstvereinbarung 
kann ein wöchentlicher Arbeits-
zeitkorridor von bis zu 45 Stun-
den eingerichtet werden. 2Die 
innerhalb eines Arbeitszeitkor-
ridors geleisteten zusätzlichen 
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arbeit sowie – bei Teilzeitbeschäfti-
gung aufgrund arbeitsvertraglicher 
Regelungen oder mit ihrer Zustim-
mung – zu Bereitschaftsdienst, Ruf-
bereitschaft, Überstunden und Mehr-
arbeit verpflichtet.  
(7) 1Durch Dienstvereinbarung kann 
ein wöchentlicher Arbeitszeitkorridor 
von bis zu 45 Stunden eingerichtet 
werden. 2Die innerhalb eines Arbeits-
zeitkorridors geleisteten zusätzlichen 
Arbeitsstunden werden im Rahmen 
des nach Absatz 2 Satz 1 festgeleg-
ten Zeitraums ausgeglichen.  
 

(8) 1Durch Dienstvereinbarung kann 
in der Zeit von 6 Uhr bis 20 Uhr eine 
tägliche Rahmenzeit von bis zu zwölf 
Stunden eingeführt werden. 2Die in-
nerhalb der täglichen Rahmenzeit 
geleisteten zusätzlichen Arbeitsstun-
den werden im Rahmen des nach 
Absatz 2 Satz 1 festgelegten Zeit-
raums ausgeglichen.  
Anmerkung zu § 3:  
Gleitzeitregelungen sind unter Wah-
rung der jeweils geltenden Mitbe-
stimmungsrechte unabhängig von 
den Vorgaben zu Arbeitszeitkorridor 
und Rahmenzeit (Absätze 7 und 8) 
möglich. 
 

dors geleisteten zusätzlichen 
Arbeitsstunden werden im 
Rahmen des nach Absatz 2 
Satz 1 festgelegten Zeitraums 
ausgeglichen.  

(7) 1Durch Dienstvereinbarung 
kann in der Zeit von 6 bis 20 Uhr 
eine tägliche Rahmenzeit von 
bis zu zwölf Stunden eingeführt 
werden. 2Die innerhalb der tägli-
chen Rahmenzeit geleisteten 
zusätzlichen Arbeitsstunden 
werden im Rahmen des nach 
Absatz 2 Satz 1 festgelegten 
Zeitraums ausgeglichen.  
(8) Die Absätze 6 und 7 gelten 
nur alternativ und nicht bei 
Wechselschicht- und Schichtar-
beit.  

Anmerkung zu § 2:  
1Gleitzeitregelungen sind unter 
Wahrung der jeweils geltenden 
Mitbestimmungsrechte unab-
hängig von den Vorgaben zu 
Arbeitszeitkorridor und Rah-
menzeit (Absätze 6 und 7) mög-
lich. 2Sie dürfen keine Regelun-
gen nach Absatz 4 enthalten.  
 

(9) 1Auf der Grundlage einer 
Dienstvereinbarung kann bei der 
Behandlung, Pflege und Betreu-

Rahmen des nach Absatz 2 Satz 1 
festgelegten Zeitraums ausgegli-
chen.  
 
 

(7) 1Durch Dienstvereinbarung kann 
in der Zeit von 6 bis 20 Uhr eine täg-
liche Rahmenzeit von bis zu zwölf 
Stunden eingeführt werden. 2Die 
innerhalb der täglichen Rahmenzeit 
geleisteten zusätzlichen Arbeits-
stunden werden im Rahmen des 
nach Absatz 2 Satz 1 festgelegten 
Zeitraums ausgeglichen.  
 
(8) Die Absätze 6 und 7 gelten nur 
alternativ und nicht bei Wechsel-
schicht- und Schichtarbeit.  

 
Anmerkung zu § 2:  
Gleitzeitregelungen sind unter Wah-
rung der jeweils geltenden Mitbe-
stimmungsrechte unabhängig von 
den Vorgaben zu Arbeitszeitkorridor 
und Rahmenzeit (Absätze 6 und 7) 
möglich. Sie dürfen keine Regelun-
gen nach Absatz 4 enthalten.  
 
 
(9) 1Auf der Grundlage einer 
Dienstvereinbarung kann bei der 
Behandlung, Pflege und Betreuung 

Arbeitsstunden werden im 
Rahmen des nach Absatz 2 
Satz 1 festgelegten Zeitraums 
ausgeglichen.  
 

(7) 1Durch Dienstvereinbarung 
kann in der Zeit von 6 bis 20 
Uhr eine tägliche Rahmenzeit 
von bis zu zwölf Stunden einge-
führt werden. 2Die innerhalb der 
täglichen Rahmenzeit geleiste-
ten zusätzlichen Arbeitsstunden 
werden im Rahmen des nach 
Absatz 2 Satz 1 festgelegten 
Zeitraums ausgeglichen.  
(8) Die Absätze 6 und 7 gelten 
nur alternativ und nicht bei 
Wechselschicht- und Schicht-
arbeit.  
Anmerkung zu § 2:  
1Gleitzeitregelungen sind unter 
Wahrung der jeweils geltenden 
Mitbestimmungsrechte unab-
hängig von den Vorgaben zu 
Arbeitszeitkorridor und Rah-
menzeit (Absätze 6 und 7) 
möglich. 2Sie dürfen keine Re-
gelungen nach Absatz 4 enthal-
ten.  

(9) 1Auf der Grundlage einer 
Dienstvereinbarung kann bei 
der Behandlung, Pflege und 
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ung von Personen die tägliche 
Arbeitszeit im Schichtdienst, 
ausschließlich der Pausen, auf 
bis zu 12 Stunden verlängert 
werden, wenn solche Dienste 
nach der Eigenart dieser Tätig-
keit und zur Erhaltung des Woh-
les dieser Personen erforderlich 
sind.  
2In unmittelbarer Folge dürfen 
höchstens 5 Zwölf-Stunden-
Schichten und innerhalb von 
zwei Wochen nicht mehr als 8 
Zwölf-Stunden-Schichten geleis-
tet werden. 3Solche Schichten 
können nicht mit Bereitschafts-
dienst kombiniert werden.  
4Abweichend von § 1 Abs. 10 
der Anlage 5 kann bei Anord-
nung von Zwölf- Stunden-
Schichten die Ruhezeit nicht 
verkürzt werden. 

von Personen die tägliche Arbeits-
zeit im Schichtdienst, ausschließlich 
der Pausen, auf bis zu 12 Stunden 
verlängert werden, wenn solche 
Dienste nach der Eigenart dieser 
Tätigkeit und zur Erhaltung des 
Wohles dieser Personen erforderlich 
sind.  
2In unmittelbarer Folge dürfen 
höchstens 5 Zwölf-Stunden-
Schichten und innerhalb von zwei 
Wochen nicht mehr als 8 Zwölf-
Stunden-Schichten geleistet werden. 
3Solche Schichten können nicht mit 
Bereitschaftsdienst kombiniert wer-
den. 4Abweichend von § 1 Abs. 10 
der Anlage 5 kann bei Anordnung 
von Zwölf-Stunden-Schichten die 
Ruhezeit nicht verkürzt werden. 

Betreuung von Personen die 
tägliche Arbeitszeit im Schicht-
dienst, ausschließlich der Pau-
sen, auf bis zu 12 Stunden ver-
längert werden, wenn solche 
Dienste nach der Eigenart die-
ser Tätigkeit und zur Erhaltung 
des Wohles dieser Personen 
erforderlich sind.  
2In unmittelbarer Folge dürfen 
höchstens 5 Zwölf-Stunden-
Schichten und innerhalb von 
zwei Wochen nicht mehr als 8 
Zwölf-Stunden-Schichten ge-
leistet werden. 3Solche Schich-
ten können nicht mit Bereit-
schaftsdienst kombiniert wer-
den.  
4Abweichend von § 1 Abs. 10 
der Anlage 5 kann bei Anord-
nung von Zwölf-Stunden-
Schichten die Ruhezeit nicht 
verkürzt werden. 

   § 2a (RK Nord/NRW/Mitte/BW/ 
Bayern) Qualifizierung  
1Bei Mitarbeitern im Erzie-
hungsdienst werden – soweit 
gesetzliche Regelungen beste-
hen, zusätzlich zu diesen ge-
setzlichen Regelungen – im 
Rahmen der regelmäßigen 
durchschnittlichen wöchentli-
chen Arbeitszeit im Kalender-
jahr 19,5 Stunden für Zwecke 
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der Vorbereitung und Qualifizie-
rung verwendet. 2Bei Teilzeit-
beschäftigten gilt Satz 1 ent-
sprechend mit der Maßgabe, 
dass sich die Stundenzahl nach 
Satz 1 in dem Umfang, der dem 
Verhältnis ihrer individuell ver-
einbarten durchschnittlichen 
Arbeitszeit zu der regelmäßigen 
Arbeitszeit vergleichbarer Voll-
zeitmitarbeiter entspricht, redu-
ziert. 3Im Erziehungsdienst tätig 
sind insbesondere Mitarbeiter 
als Kinderpfleger bzw. Sozial-
assistent, Heilerziehungspfle-
gehelfer, Erzieher, Heilerzie-
hungspfleger, im handwerkli-
chen Erziehungsdienst, als Lei-
ter oder ständige Vertreter von 
Leiter von Kindertagesstätten 
oder Erziehungsheimen sowie 
andere Beschäftigte mit erzie-
herischer Tätigkeit in der Erzie-
hungs- oder Eingliederungshil-
fe.  
Anmerkung 1 zu Satz 3:  
Soweit Berufsbezeichnungen 
aufgeführt sind, werden auch 
Mitarbeiter erfasst, die eine 
entsprechende Tätigkeit ohne 
staatliche Anerkennung oder 
staatliche Prüfung ausüben.  
Anmerkung 2 zu Satz 3:  
Mitarbeiter im handwerklichen-
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Erziehungsdienst müssen in 
Einrichtungen der Erziehungs-, 
Behinderten-, Suchtkranken-, 
Wohnungslosen- oder Straffäl-
ligenhilfe tätig sein. 

   § 2a (RK Ost)  
1Im Rahmen der regelmäßigen 
durchschnittlichen wöchentli-
chen Arbeitszeit werden – so-
weit gesetzliche Regelungen 
bestehen, zusätzlich zu diesen 
gesetzlichen Regelungen – 
19,5 Stunden im Kalenderjahr 
für Zwecke der Vorbereitung 
und Qualifizierung verwendet. 
2Bei Teilzeitbeschäftigten gilt 
Satz 1 entsprechend mit der 
Maßgabe, dass sich die Stun-
denzahl nach Satz 1 in dem 
Umfang, der dem Verhältnis 
ihrer individuell vereinbarten 
durchschnittlichen Arbeitszeit 
zu der regelmäßigen Arbeits-
zeit vergleichbarer Vollzeitbe-
schäftigter entspricht, reduziert. 

§ 4 Arbeit an Sonn- und Feiertagen  
 
In Ergänzung zu § 3 Abs. 3 Satz 3 
und Abs. 6 gilt für Sonn- und Feierta-
ge Folgendes:  
(1) 1Die Arbeitszeit an einem gesetzli-
chen Feiertag, der auf einen Werktag 

§ 3 Arbeit an Sonn- und Feier-
tagen  
In Ergänzung zu § 2 Abs. 3 Satz 
3 und Abs. 5 gilt für Sonn- und 
Feiertage Folgendes:  
(1) 1Die Arbeitszeit an einem 
gesetzlichen Feiertag, der auf 

§ 3 Arbeit an Sonn- und Feierta-
gen  
In Ergänzung zu § 2 Abs. 3 Satz 3 
und Abs. 5 gilt für Sonn- und Feier-
tage Folgendes:  
(1) 1Die Arbeitszeit an einem gesetz-
lichen Feiertag, der auf einen Werk-

§ 3 Arbeit an Sonn- und Fei-
ertagen  
In Ergänzung zu § 2 Abs. 3 
Satz 3 und Abs. 5 gilt für Sonn- 
und Feiertage Folgendes:  
(1) 1Die Arbeitszeit an einem 
gesetzlichen Feiertag, der auf 
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fällt, wird durch eine entsprechende 
Freistellung an einem anderen Werk-
tag bis zum Ende des dritten Kalen-
dermonats – möglichst aber schon bis 
zum Ende des nächsten Kalender-
monats – ausgeglichen, wenn es die 
betrieblichen Verhältnisse zulassen. 
2Kann ein Freizeitausgleich nicht ge-
währt werden, erhält die Ärztin/der 
Arzt je Stunde 100 v. H. des auf eine 
Stunde entfallenden Anteils des mo-
natlichen Entgelts der jeweiligen Ent-
geltgruppe und Stufe nach Maßgabe 
der Entgelttabelle. 3§ 7 Abs. 1 Satz 2 
Buchst. d bleibt unberührt. 
 
 
 
 

(2) 1Für Ärztinnen und Ärzte, die re-
gelmäßig nach einem Dienstplan ein-
gesetzt werden, der Wechselschicht- 
oder Schichtdienst an sieben Tagen 
in der Woche vorsieht, vermindert 
sich die regelmäßige Wochenarbeits-
zeit um ein Fünftel der arbeitsvertrag-
lich vereinbarten durchschnittlichen 
Wochenarbeitszeit, wenn sie an ei-
nem gesetzlichen Feiertag, der auf 
einen Werktag fällt,  
a) Arbeitsleistung zu erbringen haben 
oder  
b) nicht wegen des Feiertags, son-

einen Werktag fällt, wird durch 
eine entsprechende Freistellung 
an einem anderen Werktag bis 
zum Ende des dritten Kalen-
dermonats – möglichst aber 
schon bis zum Ende des nächs-
ten Kalendermonats – ausgegli-
chen, wenn es die betrieblichen 
Verhältnisse zulassen. 2Kann 
ein Freizeitausgleich nicht ge-
währt werden, erhält der Mitar-
beiter je Stunde 100 v. H. des 
auf eine Stunde entfallenden 
Anteils des monatlichen Entgelts 
der jeweiligen Entgeltgruppe 
und Stufe nach Maßgabe der 
Entgelttabelle. 3Ist ein Arbeits-
zeitkonto eingerichtet, ist eine 
Buchung gemäß § 9 Abs. 3 zu-
lässig. 4§ 6 Abs. 1 Satz 2 
Buchst. d bleibt unberührt. 

(2) 1Für Mitarbeiter, die regel-
mäßig nach einem Dienstplan 
eingesetzt werden, der Wech-
selschicht- oder Schichtdienst 
an sieben Tagen in der Woche 
vorsieht, vermindert sich die 
regelmäßige Wochenarbeitszeit 
um ein Fünftel der arbeitsver-
traglich vereinbarten durch-
schnittlichen Wochenarbeitszeit, 
wenn sie an einem gesetzlichen 
Feiertag, der auf einen Werktag 
fällt,  

tag fällt, wird durch eine entspre-
chende Freistellung an einem ande-
ren Werktag bis zum Ende des drit-
ten Kalendermonats – möglichst 
aber schon bis zum Ende des 
nächsten Kalendermonats – ausge-
glichen, wenn es die betrieblichen 
Verhältnisse zulassen. 2Kann ein 
Freizeitausgleich nicht gewährt wer-
den, erhält der Mitarbeiter je Stunde 
100 v. H. des auf eine Stunde entfal-
lenden Anteils des monatlichen Ent-
gelts der jeweiligen Entgeltgruppe 
und Stufe nach Maßgabe der Ent-
gelttabelle. 3Ist ein Arbeitszeitkonto 
eingerichtet, ist eine Buchung ge-
mäß § 9 Abs. 3 zulässig. 4§ 6 Abs. 1 
Satz 2 Buchst. d bleibt unberührt.  
 

 

(2) 1Für Mitarbeiter, die regelmäßig 
nach einem Dienstplan eingesetzt 
werden, der Wechselschicht- oder 
Schichtdienst an sieben Tagen in 
der Woche vorsieht, vermindert sich 
die regelmäßige Wochenarbeitszeit 
um ein Fünftel der arbeitsvertraglich 
vereinbarten durchschnittlichen Wo-
chenarbeitszeit, wenn sie an einem 
gesetzlichen Feiertag, der auf einen 
Werktag fällt,  
a) Arbeitsleistung zu erbringen ha-
ben oder  

einen Werktag fällt, wird durch 
eine entsprechende Freistel-
lung an einem anderen Werk-
tag bis zum Ende des dritten 
Kalendermonats – möglichst 
aber schon bis zum Ende des 
nächsten Kalendermonats – 
ausgeglichen, wenn es die be-
trieblichen Verhältnisse zulas-
sen. 2Kann ein Freizeitaus-
gleich nicht gewährt werden, 
erhält der Mitarbeiter je Stunde 
100 v. H. des auf eine Stunde 
entfallenden Anteils des monat-
lichen Entgelts der jeweiligen 
Entgeltgruppe und Stufe nach 
Maßgabe der Entgelttabelle. 
3Ist ein Arbeitszeitkonto einge-
richtet, ist eine Buchung gemäß 
§ 9 Abs. 3 zulässig. 4§ 6 Abs. 1 
Satz 2 Buchst. d bleibt unbe-
rührt.  
(2) 1Für Mitarbeiter, die regel-
mäßig nach einem Dienstplan 
eingesetzt werden, der Wech-
selschicht- oder Schichtdienst 
an sieben Tagen in der Woche 
vorsieht, vermindert sich die 
regelmäßige Wochenarbeitszeit 
um ein Fünftel der arbeitsver-
traglich vereinbarten durch-
schnittlichen Wochenarbeits-
zeit, wenn sie an einem gesetz-
lichen Feiertag, der auf einen 
Werktag fällt,  
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dern dienstplanmäßig nicht zur Arbeit 
eingeteilt sind und deswegen an an-
deren Tagen der Woche ihre regel-
mäßige Arbeitszeit erbringen müssen.  
Satz 2  
(RK Nord/NRW/Mitte/BW/Bayern):  
2Absatz 1 gilt in diesen Fällen nicht. § 
7 Abs. 1 Satz 2 Buchst. d bleibt unbe-
rührt.  
Satz 2 (RK Ost):  
2Absatz 1 gilt in diesen Fällen nicht. § 
7 Abs. 1 Satz 2 Buchst. b bleibt unbe-
rührt.  
 
(3) 1Ärztinnen und Ärzte die regelmä-
ßig an Sonn- und Feiertagen arbeiten 
müssen, erhalten innerhalb von zwei 
Wochen zwei arbeitsfreie Tage. 
2Hiervon soll ein freier Tag auf einen 
Sonntag fallen. 
 

a) Arbeitsleistung zu erbringen 
haben oder  
b) nicht wegen des Feiertags, 
sondern dienstplanmäßig nicht 
zur Arbeit eingeteilt sind und 
deswegen an anderen Tagen 
der Woche ihre regelmäßige 
Arbeitszeit erbringen müssen.  
2Absatz 1 gilt in diesen Fällen 
nicht. 3§ 6 Abs. 1 Satz 2 Buchst. 
d bleibt unberührt.  
 
 
 
(3) 1Mitarbeiter, die regelmäßig 
an Sonn- und Feiertagen arbei-
ten müssen, erhalten innerhalb 
von zwei Wochen zwei arbeits-
freie Tage. 2Hiervon soll ein frei-
er Tag auf einen Sonntag fallen. 

b) nicht wegen des Feiertags, son-
dern dienstplanmäßig nicht zur Ar-
beit eingeteilt sind und deswegen an 
anderen Tagen der Woche ihre re-
gelmäßige Arbeitszeit erbringen 
müssen.  
2Absatz 1 gilt in diesen Fällen nicht. 
3§ 6 Abs. 1 Satz 2 Buchst. d bleibt 
unberührt.  
 
 
 
 
(3) 1Mitarbeiter, die regelmäßig an 
Sonn- und Feiertagen arbeiten müs-
sen, erhalten innerhalb von zwei 
Wochen zwei arbeitsfreie Tage. 
2Hiervon soll ein freier Tag auf einen 
Sonntag fallen. 

a) Arbeitsleistung zu erbringen 
haben oder  
b) nicht wegen des Feiertags, 
sondern dienstplanmäßig nicht 
zur Arbeit eingeteilt sind und 
deswegen an anderen Tagen 
der Woche ihre regelmäßige 
Arbeitszeit erbringen müssen.  
2Absatz 1 gilt in diesen Fällen 
nicht. 3§ 6 Abs. 1 Satz 2 
Buchst. d bleibt unberührt. 
 
 
 
(3) 1Mitarbeiter, die regelmäßig 
an Sonn- und Feiertagen arbei-
ten müssen, erhalten innerhalb 
von zwei Wochen zwei arbeits-
freie Tage. 2Hiervon soll ein 
freier Tag auf einen Sonntag 
fallen. 

§ 5 Sonderformen der Arbeit  
(1) 1Wechselschichtarbeit ist die Ar-
beit nach einem Schicht-
plan/Dienstplan, der einen regelmäßi-
gen Wechsel der täglichen Arbeitszeit 
in Wechselschichten vorsieht, bei 
denen die Ärztin/der Arzt längstens 
nach Ablauf eines Monats erneut zu 
mindestens zwei Nachtschichten her-
angezogen wird. 2Wechselschichten 
sind wechselnde Arbeitsschichten, in 
denen ununterbrochen bei Tag und 

§ 4 Sonderformen der Arbeit  
(1) 1Wechselschichtarbeit ist die 
Arbeit nach einem Schicht-
plan/Dienstplan, der einen re-
gelmäßigen Wechsel der tägli-
chen Arbeitszeit in Wechsel-
schichten vorsieht, bei denen 
der Mitarbeiter längstens nach 
Ablauf eines Monats erneut zu 
mindestens zwei Nachtschich-
ten herangezogen wird. 
2Wechselschichten sind wech-

§ 4 Sonderformen der Arbeit  
(1) 1Wechselschichtarbeit ist die Ar-
beit nach einem Schicht-
plan/Dienstplan, der einen regelmä-
ßigen Wechsel der täglichen Ar-
beitszeit in Wechselschichten vor-
sieht, bei denen der Mitarbeiter 
längstens nach Ablauf eines Monats 
erneut zu mindestens zwei Nacht-
schichten herangezogen wird. 
2Wechselschichten sind wechselnde 
Arbeitsschichten, in denen ununter-

§ 4 Sonderformen der Arbeit  
(1) 1Wechselschichtarbeit ist 
die Arbeit nach einem Schicht-
plan/Dienstplan, der einen re-
gelmäßigen Wechsel der tägli-
chen Arbeitszeit in Wechsel-
schichten vorsieht, bei denen 
der Mitarbeiter längstens nach 
Ablauf eines Monats erneut zu 
mindestens zwei Nachtschich-
ten herangezogen wird. 
2Wechselschichten sind wech-
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Nacht, werktags, sonntags und feier-
tags gearbeitet wird. 3Nachtschichten 
sind Arbeitsschichten, die mindestens 
zwei Stunden Nachtarbeit umfassen.  
 
 

(2) Schichtarbeit ist die Arbeit nach 
einem Schichtplan, der einen regel-
mäßigen Wechsel des Beginns der 
täglichen Arbeitszeit um mindestens 
zwei Stunden in Zeitabschnitten von 
längstens einem Monat vorsieht, und 
die innerhalb einer Zeitspanne von 
mindestens 13 Stunden geleistet wird.  
 

(3) Nachtarbeit ist die Arbeit zwischen 
21 Uhr und 6 Uhr. 
 
 
 
 
 
 
(4) Mehrarbeit sind die Arbeitsstun-
den, die teilzeitbeschäftigte Ärztinnen 
und Ärzte über die vereinbarte regel-
mäßige Arbeitszeit hinaus bis zur 
regelmäßigen wöchentlichen Arbeits-
zeit von vollbeschäftigten Ärztinnen 
und Ärzten (§ 3 Abs. 1 Satz 1) leisten. 

selnde Arbeitsschichten, in de-
nen ununterbrochen bei Tag 
und Nacht, werktags, sonntags 
und feiertags gearbeitet wird. 
3Nachtschichten sind Arbeits-
schichten, die mindestens zwei 
Stunden Nachtarbeit umfassen.  
(2) Schichtarbeit ist die Arbeit 
nach einem Schichtplan, der 
einen regelmäßigen Wechsel 
des Beginns der täglichen Ar-
beitszeit um mindestens zwei 
Stunden in Zeitabschnitten von 
längstens einem Monat vorsieht, 
und die innerhalb einer Zeit-
spanne von mindestens 13 
Stunden geleistet wird. 
(5) Nachtarbeit ist die Arbeit 
zwischen 21 Uhr und 6 Uhr.  
(3) Bereitschaftsdienst leisten 
Mitarbeiter, die sich auf Anord-
nung des Dienstgebers außer-
halb der regelmäßigen Arbeits-
zeit an einer vom Dienstgeber 
bestimmten Stelle aufhalten, um 
im Bedarfsfall die Arbeit aufzu-
nehmen. 
(6) Mehrarbeit sind die Arbeits-
stunden, die Teilzeitbeschäftigte 
über die vereinbarte regelmäßi-
ge Arbeitszeit hinaus bis zur 
regelmäßigen wöchentlichen 
Arbeitszeit von Vollbeschäftigten 
(§ 2 Abs. 1 Satz 1) leisten. 

brochen bei Tag und Nacht, werk-
tags, sonntags und feiertags gear-
beitet wird. 3Nachtschichten sind 
Arbeitsschichten, die mindestens 
zwei Stunden Nachtarbeit umfassen.  
 
 
(2) Schichtarbeit ist die Arbeit nach 
einem Schichtplan, der einen regel-
mäßigen Wechsel des Beginns der 
täglichen Arbeitszeit um mindestens 
zwei Stunden in Zeitabschnitten von 
längstens einem Monat vorsieht, und 
die innerhalb einer Zeitspanne von 
mindestens 13 Stunden geleistet 
wird.  
 
(5) Nachtarbeit ist die Arbeit zwi-
schen 21 Uhr und 6 Uhr.  
(3) Bereitschaftsdienst leisten Mitar-
beiter, die sich auf Anordnung des 
Dienstgebers außerhalb der regel-
mäßigen Arbeitszeit an einer vom 
Dienstgeber bestimmten Stelle auf-
halten, um im Bedarfsfall die Arbeit 
aufzunehmen.  
 
(6) Mehrarbeit sind die Arbeitsstun-
den, die Teilzeitbeschäftigte über die 
vereinbarte regelmäßige Arbeitszeit 
hinaus bis zur regelmäßigen wö-
chentlichen Arbeitszeit von Vollbe-
schäftigten (§ 2 Abs. 1 Satz 1) leis-

selnde Arbeitsschichten, in de-
nen ununterbrochen bei Tag 
und Nacht, werktags, sonntags 
und feiertags gearbeitet wird. 
3Nachtschichten sind Arbeits-
schichten, die mindestens zwei 
Stunden Nachtarbeit umfassen.  
(2) Schichtarbeit ist die Arbeit 
nach einem Schichtplan, der 
einen regelmäßigen Wechsel 
des Beginns der täglichen Ar-
beitszeit um mindestens zwei 
Stunden in Zeitabschnitten von 
längstens einem Monat vor-
sieht, und die innerhalb einer 
Zeitspanne von mindestens 13 
Stunden geleistet wird.  
(5) Nachtarbeit ist die Arbeit 
zwischen 21 Uhr und 6 Uhr.  
(3) Bereitschaftsdienst leisten 
Mitarbeiter, die sich auf Anord-
nung des Dienstgebers außer-
halb der regelmäßigen Arbeits-
zeit an einer vom Dienstgeber 
bestimmten Stelle aufhalten, 
um im Bedarfsfall die Arbeit 
aufzunehmen.  
(6) Mehrarbeit sind die Arbeits-
stunden, die Teilzeitbeschäftig-
te über die vereinbarte regel-
mäßige Arbeitszeit hinaus bis 
zur regelmäßigen wöchentli-
chen Arbeitszeit von Vollbe-
schäftigten (§ 2 Abs. 1 Satz 1) 
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(5) Überstunden sind die auf Anord-
nung des Dienstgebers geleisteten 
Arbeitsstunden, die über die im Rah-
men der regelmäßigen Arbeitszeit von 
vollbeschäftigten Ärztinnen und Ärz-
ten (§ 3 Abs. 1 Satz 1) für die Woche 
dienstplanmäßig bzw. betriebsüblich 
festgesetzten Arbeitsstunden hinaus- 
gehen und nicht bis zum Ende der 
folgenden Kalenderwoche ausgegli-
chen werden.  
 
(6) Abweichend von Absatz 5 sind nur 
die Arbeitsstunden Überstunden, die  
 
a) im Falle der Festlegung eines Ar-
beitszeitkorridors nach § 3 Abs. 7 
über 45 Stunden oder über die ver-
einbarte Obergrenze hinaus,  
 
b) im Falle der Einführung einer tägli-
chen Rahmenzeit nach § 3 Abs. 8 
außerhalb der Rahmenzeit,  
 
c) im Falle von Wechselschicht- oder 
Schichtarbeit über die im Schichtplan 
festgelegten täglichen Arbeitsstunden 
einschließlich der im Schichtplan vor-
gesehenen Arbeitsstunden, die bezo-
gen auf die regelmäßige wöchentliche 
Arbeitszeit im Schichtplanturnus nicht 
ausgeglichen werden,  
angeordnet worden sind. 

 
(7) Überstunden sind die auf 
Anordnung des Dienstgebers 
geleisteten Arbeitsstunden, die 
über die im Rahmen der regel-
mäßigen Arbeitszeit von Vollbe-
schäftigten (§ 2 Abs. 1 Satz 1) 
für die Woche dienstplanmäßig 
bzw. betriebsüblich festgesetz-
ten Arbeitsstunden hinausgehen 
und nicht bis zum Ende der fol-
genden Kalenderwoche ausge-
glichen werden.  
 

(8) Abweichend von Absatz 7 
sind nur die Arbeitsstunden 
Überstunden, die  
a) im Falle der Festlegung eines 
Arbeitszeitkorridors nach § 2 
Abs. 6 über 45 Stunden oder 
über die vereinbarte Obergrenze 
hinaus,  
b) im Falle der Einführung einer 
täglichen Rahmenzeit nach § 2 
Abs. 7 außerhalb der Rahmen-
zeit,  
c) im Falle von Wechselschicht- 
oder Schichtarbeit über die im 
Schichtplan festgelegten tägli-
chen Arbeitsstunden einschließ-
lich der im Schichtplan vorgese-
henen Arbeitsstunden, die be-
zogen auf die regelmäßige wö-
chentliche Arbeitszeit im 

ten.  
 
(7) Überstunden sind die auf Anord-
nung des Dienstgebers geleisteten 
Arbeitsstunden, die über die im 
Rahmen der regelmäßigen Arbeits-
zeit von Vollbeschäftigten (§ 2 Abs. 
1 Satz 1) für die Woche dienstplan-
mäßig bzw. betriebsüblich 
festgesetzten Arbeitsstunden hin-
ausgehen und nicht bis zum Ende 
der folgenden 
Kalenderwoche ausgeglichen wer-
den. 
(8) Abweichend von Absatz 7 sind 
nur die Arbeitsstunden Überstunden, 
die 
a) im Falle der Festlegung eines 
Arbeitszeitkorridors nach § 2 Abs. 6 
über 45 
Stunden oder über die vereinbarte 
Obergrenze hinaus, 
b) im Falle der Einführung einer täg-
lichen Rahmenzeit nach § 2 Abs. 7 
außerhalb 
der Rahmenzeit, 
c) im Falle von Wechselschicht- oder 
Schichtarbeit über die im Schicht-
plan festgelegten 
täglichen Arbeitsstunden einschließ-
lich der im Schichtplan vorgesehe-
nen 
Arbeitsstunden, die bezogen auf die 
regelmäßige wöchentliche Arbeits-

leisten.  
(7) Überstunden sind die auf 
Anordnung des Dienstgebers 
geleisteten Arbeitsstunden, die 
über die im Rahmen der regel-
mäßigen Arbeitszeit von Voll-
beschäftigten (§ 2 Abs. 1 Satz 
1) für die Woche dienstplanmä-
ßig bzw. betriebsüblich festge-
setzten Arbeitsstunden hinaus-
gehen und nicht bis zum Ende 
der folgenden Kalenderwoche 
ausgeglichen werden.  
(8) Abweichend von Absatz 7 
sind nur die Arbeitsstunden 
Überstunden, die  
 im Falle der Festlegung 
eines Arbeitszeitkorridors nach 
§ 2 Abs. 6 über 45 Stunden 
oder über die vereinbarte 
Obergrenze hinaus,  
 im Falle der Einführung 
einer täglichen Rahmenzeit 
nach § 2 Abs. 7 außerhalb der 
Rahmenzeit,  
 im Falle von Wechsel-
schicht- oder Schichtarbeit über 
die im Schichtplan festgelegten 
täglichen Arbeitsstunden ein-
schließlich der im Schichtplan 
vorgesehenen Arbeitsstunden, 
die bezogen auf die regelmäßi-
ge wöchentliche Arbeitszeit im 
Schichtplanturnus nicht ausge-
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Schichtplanturnus nicht ausge-
glichen werden,  
angeordnet worden sind.  
 
(4) 1Rufbereitschaft leisten Mit-
arbeiter, die sich auf Anordnung 
des Dienstgebers außerhalb der 
regelmäßigen Arbeitszeit an 
einer dem Dienstgeber anzuzei-
genden Stelle aufhalten, um auf 
Abruf die Arbeit aufzunehmen. 
2Rufbereitschaft wird nicht 
dadurch ausgeschlossen, dass 
Mitarbeiter vom Dienstgeber mit 
einem Mobiltelefon oder einem 
vergleichbaren technischen 
Hilfsmittel ausgestattet sind.  
 

zeit 
im Schichtplanturnus nicht ausgegli-
chen werden, 
angeordnet worden sind. 
 
(4) 1Rufbereitschaft leisten Mitarbei-
ter, die sich auf Anordnung des 
Dienstgebers außerhalb der regel-
mäßigen Arbeitszeit an einer dem 
Dienstgeber anzuzeigenden Stelle 
aufhalten, um auf Abruf die Arbeit 
aufzunehmen. 2Rufbereitschaft wird 
nicht dadurch ausgeschlossen, dass 
Mitarbeiter vom Dienstgeber mit ei-
nem Mobiltelefon oder einem ver-
gleichbaren technischen Hilfsmittel 
ausgestattet sind.  
 

glichen werden,  
 
angeordnet worden sind. 
 
(4) 1Rufbereitschaft leisten Mit-
arbeiter, die sich auf Anordnung 
des Dienstgebers außerhalb 
der regelmäßigen Arbeitszeit an 
einer dem Dienstgeber anzu-
zeigenden Stelle aufhalten, um 
auf Abruf die Arbeit aufzuneh-
men. 2Rufbereitschaft wird nicht 
dadurch ausgeschlossen, dass 
Mitarbeiter vom Dienstgeber mit 
einem Mobiltelefon oder einem 
vergleichbaren technischen 
Hilfsmittel ausgestattet sind. 

§ 6 Bereitschaftsdienst und Rufbe-
reitschaft  

(1) 1Die Ärztin/der Arzt ist ver-
pflichtet, sich auf Anordnung 
des Dienstgebers außerhalb 
der regelmäßigen Arbeitszeit 
an einer vom Dienstgeber be-
stimmten Stelle aufzuhalten, 
um im Bedarfsfall die Arbeit 
aufzunehmen (Bereitschafts-
dienst). 2Der Dienstgeber darf 
Bereitschaftsdienst nur anord-
nen, wenn zu erwarten ist, 
dass zwar Arbeit anfällt, erfah-
rungsgemäß aber die Zeit oh-

§ 5 Bereitschaftsdienst und Ruf-
bereitschaft  
(1) Der Dienstgeber darf Bereit-
schaftsdienst nur anordnen, 
wenn zu erwarten ist, dass zwar 
Arbeit anfällt, erfahrungsgemäß 
aber die Zeit ohne Arbeitsleis-
tung überwiegt.  

 

 

 

 

§ 5 Bereitschaftsdienst und Rufbe-
reitschaft  
(1) Der Dienstgeber darf Bereit-
schaftsdienst nur anordnen, wenn zu 
erwarten ist, dass zwar Arbeit anfällt, 
erfahrungsgemäß aber die Zeit ohne 
Arbeitsleistung überwiegt.  
 
 
 
 
 
 
 
 

§ 5 Bereitschaftsdienst und 
Rufbereitschaft  
(1) Der Dienstgeber darf Bereit-
schaftsdienst nur anordnen, 
wenn zu erwarten ist, dass 
zwar Arbeit anfällt, erfahrungs-
gemäß aber die Zeit ohne Ar-
beitsleistung überwiegt.  
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ne Arbeitsleistung überwiegt.  
(2) Wenn in die Arbeitszeit regelmä-
ßig und in erheblichem Umfang Be-
reitschaftsdienst fällt, kann unter den 
Voraussetzungen einer 
 
• Prüfung alternativer Arbeitszeit-

modelle unter Einbeziehung des 
Betriebsarztes und 

• ggf. daraus resultierender Maß-
nahmen zur Gewährleistung des 
Gesundheitsschutzes  
 

im Rahmen des § 7 Abs. 1 Nr. 1 und 
Nr. 4, Abs. 2 Nr. 3 ArbZG die tägliche 
Arbeitszeit im Sinne des Arbeitszeit-
gesetzes abweichend von den §§ 3, 5 
Abs. 1 und 2 und § 6 Abs. 2 ArbZG 
über acht Stunden hinaus auf bis zu 
24 Stunden verlängert werden, wenn 
mindestens die acht Stunden über-
schreitende Zeit als Bereitschafts-
dienst abgeleistet wird.  
(3) (aufgehoben) 
 
(4) Die tägliche Arbeitszeit darf bei 
Ableistung ausschließlich von Bereit-
schaftsdienst an Samstagen, Sonn- 
und Feiertagen max. 24 Stunden be-
tragen, wenn dadurch für die einzelne 
Ärztin/den einzelnen Arzt mehr Wo-
chenenden und Feiertage frei sind.  

(2) Abweichend von den §§ 3, 5 
und 6 Abs. 2 ArbZG kann im 
Rahmen des § 7 ArbZG die täg-
liche Arbeitszeit im Sinne des 
Arbeitszeitgesetzes über acht 
Stunden hinaus verlängert wer-
den, wenn mindestens die acht 
Stunden überschreitende Zeit im 
Rahmen von Bereitschaftsdienst 
geleistet wird, und zwar wie 
folgt:  
a) bei Bereitschaftsdiensten der 
Stufe I bis zu insgesamt maxi-
mal 16 Stunden täglich; die ge-
setzlich vorgeschriebene Pause 
verlängert diesen Zeitraum 
nicht,  
b) bei Bereitschaftsdiensten der 
Stufen II und III bis zu insge-
samt maximal 13 Stunden täg-
lich; die gesetzlich vorgeschrie-
bene Pause verlängert diesen 
Zeitraum nicht.  
 
(3) 1Im Rahmen des § 7 ArbZG 
kann unter den Voraussetzun-
gen  
a) einer Prüfung alternativer 
Arbeitszeitmodelle,  
b) einer Belastungsanalyse ge-
mäß § 5 ArbSchG und  
c) ggf. daraus resultierender 
Maßnahmen zur Gewährleis-
tung des Gesundheitsschutzes 

(2) Abweichend von den § 3, § 5 und 
§ 6 Abs. 2 ArbZG kann im Rahmen 
des § 7 ArbZG die tägliche Arbeits-
zeit im Sinne des Arbeitszeitgeset-
zes über acht Stunden hinaus ver-
längert werden, wenn mindestens 
die acht Stunden überschreitende 
Zeit im Rahmen von Bereitschafts-
dienst geleistet wird, und zwar wie 
folgt:  
a) bei Bereitschaftsdiensten der Stu-
fen A und B bis zu insgesamt maxi-
mal 16 Stunden täglich; die gesetz-
lich vorgeschriebene Pause verlän-
gert diesen Zeitraum nicht,  
b) bei Bereitschaftsdiensten der Stu-
fen C und D bis zu insgesamt maxi-
mal 13 Stunden täglich; die gesetz-
lich vorgeschriebene Pause verlän-
gert diesen Zeitraum nicht.  
 
 
 
 
(3) 1Im Rahmen des § 7 ArbZG kann 
unter den Voraussetzungen  
a) einer Prüfung alternativer Arbeits-
zeitmodelle,  
b) einer Belastungsanalyse gemäß § 
5 ArbSchG und  
c) ggf. daraus resultierender Maß-
nahmen zur Gewährleistung des 
Gesundheitsschutzes  
aufgrund einer Dienstvereinbarung 

(2) Abweichend von den § 3, § 
5 und § 6 Abs. 2 ArbZG kann 
im Rahmen des § 7 ArbZG die 
tägliche Arbeitszeit im Sinne 
des Arbeitszeitgesetzes über 
acht Stunden hinaus verlängert 
werden, wenn mindestens die 
acht Stunden überschreitende 
Zeit im Rahmen von Bereit-
schaftsdienst geleistet wird, und 
zwar wie folgt:  
a) bei Bereitschaftsdiensten der 
Stufen A und B bis zu insge-
samt maximal 16 Stunden täg-
lich; die gesetzlich vorgeschrie-
bene Pause verlängert diesen 
Zeitraum nicht,  
b9 bei Bereitschaftsdiensten 
der Stufen C und D bis zu ins-
gesamt maximal 13 Stunden 
täglich; die gesetzlich vorge-
schriebene Pause verlängert 
diesen Zeitraum nicht.  
 
(3) 1Im Rahmen des § 7 ArbZG 
kann unter den Voraussetzun-
gen  
a) einer Prüfung alternativer 
Arbeitszeitmodelle,  
b) einer Belastungsanalyse 
gemäß § 5 ArbSchG und  
c) ggf. daraus resultierender 
Maßnahmen zur Gewährleis-
tung des Gesundheitsschutzes  
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aufgrund einer Dienstvereinba-
rung von den Regelungen des 
Arbeitszeitgesetzes abgewichen 
werden. 2Abweichend von den 
§§ 3, 5 und 6 Abs. 2 ArbZG 
kann die tägliche Arbeitszeit im 
Sinne des Arbeitszeitgesetzes 
über acht Stunden hinaus ver-
längert werden, wenn in die Ar-
beitszeit regelmäßig und in er-
heblichem Umfang Bereit-
schaftsdienst fällt. 3Hierbei darf 
die tägliche Arbeitszeit aus-
schließlich der Pausen maximal 
24 Stunden betragen.  
 
 
 
 
(4) Unter den Voraussetzungen 
des Absatzes 3 Satz 1 kann die 
tägliche Arbeitszeit gemäß § 7 
Abs. 2a ArbZG ohne Ausgleich 
verlängert werden, wobei  
a) bei Bereitschaftsdiensten der 
Stufe I eine wöchentliche Ar-
beitszeit von bis zu maximal 
durchschnittlich 58 Stunden,  
b) bei Bereitschaftsdiensten der 
Stufen II und III eine wöchentli-
che Arbeitszeit von bis zu ma-
ximal durchschnittlich 54 Stun-
den zulässig ist.  

von den Regelungen des Arbeits-
zeitgesetzes abgewichen werden. 
2Abweichend von den §§ 3, 5 und 6 
Abs. 2 ArbZG kann die tägliche Ar-
beitszeit im Sinne des Arbeitszeitge-
setzes über acht Stunden hinaus 
verlängert werden, wenn in die Ar-
beitszeit regelmäßig und in erhebli-
chem Umfang Bereitschaftsdienst 
fällt. 3Hierbei darf die tägliche Ar-
beitszeit ausschließlich der Pausen 
maximal 24 Stunden betragen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
(4) 1Unter den Voraussetzungen des 
Absatzes 3 Satz 1 kann die tägliche 
Arbeitszeit gemäß § 7 Abs. 2a Ar-
bZG ohne Ausgleich verlängert wer-
den, wobei  
a) bei Bereitschaftsdiensten der Stu-
fen A und B eine wöchentliche Ar-
beitszeit von bis zu maximal durch-
schnittlich 58 Stunden,  
b) bei Bereitschaftsdiensten der Stu-
fen C und D eine wöchentliche Ar-
beitszeit von bis zu maximal durch-
schnittlich 54 Stunden  
zulässig ist. 

aufgrund einer Dienstvereinba-
rung von den Regelungen des 
Arbeitszeitgesetzes abgewi-
chen werden.  
2Abweichend von den § 3, § 5 
und § 6 Abs. 2 ArbZG kann die 
tägliche Arbeitszeit im Sinne 
des Arbeitszeitgesetzes über 
acht Stunden hinaus verlängert 
werden, wenn in die Arbeitszeit 
regelmäßig und in erheblichem 
Umfang Bereitschaftsdienst 
fällt. 3Hierbei darf die tägliche 
Arbeitszeit ausschließlich der 
Pausen maximal 24 Stunden 
betragen.  
 
 
 
(4) Unter den Voraussetzungen 
des Absatzes 3 Satz 1 kann die 
tägliche Arbeitszeit gemäß § 7 
Abs. 2a ArbZG ohne Ausgleich 
verlängert werden, wobei  
a) bei Bereitschaftsdiensten der 
Stufen A und B eine wöchentli-
che Arbeitszeit von bis zu ma-
ximal durchschnittlich 58 Stun-
den,  
b) bei Bereitschaftsdiensten der 
Stufen C und D eine wöchentli-
che Arbeitszeit von bis zu ma-
ximal durchschnittlich 54 Stun-
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(5) 1Wenn in die Arbeitszeit regelmä-
ßig und in erheblichem Umfang Be-
reitschaftsdienst fällt, kann im Rah-
men des § 7 Abs. 2a ArbZG und in-
nerhalb der Grenzwerte nach Absatz 
2 eine Verlängerung der täglichen 
Arbeitszeit über acht Stunden hinaus 
auch ohne Ausgleich erfolgen. 2Die 
wöchentliche Arbeitszeit darf dabei 
durchschnittlich bis zu 58 Stunden 
betragen.  
(6) Für die Berechnung des Durch-
schnitts der wöchentlichen Arbeitszeit 
nach den Absätzen 2 bis 5 ist ein 
Zeitraum von sechs Monaten zugrun-
de zu legen.“ 
 
 
 
 
 
 
 
 
(7) 1Soweit Ärztinnen und Ärzte Teil-
zeitarbeit gemäß § 9 vereinbart ha-
ben, verringern sich die Höchstgren-

 
 

 
(5) Für den Ausgleichszeitraum 
nach den Absätzen 2 bis 4 gilt § 
2 Abs. 2 Satz 1.  
 
 
 
 
 
 
(6) 1In den Fällen, in denen Mit-
arbeiter Teilzeitarbeit gemäß § 
10 vereinbart haben, verringern 
sich die Höchstgrenzen der wö-
chentlichen Arbeitszeit nach den 
Absätzen 2 bis 4 in demselben 
Verhältnis wie die Arbeitszeit 
dieser Mitarbeiter zu der regel-
mäßigen Arbeitszeit der Vollbe-
schäftigten. 2Mit Zustimmung 
des Mitarbeiters oder aufgrund 
von dringenden dienstlichen 
oder betrieblichen Belangen 
kann hiervon abgewichen wer-
den.  
(7) 1Der Dienstgeber darf Rufbe-
reitschaft nur anordnen, wenn 
erfahrungsgemäß lediglich in 

 
 
 
 
(5) Für den Ausgleichszeitraum nach 
den Absätzen 2 bis 4 gilt § 2 Abs. 2 
Satz 1.  
 
 
 
 
 
 
(6) 1In den Fällen, in denen Mitarbei-
ter Teilzeitarbeit gemäß § 10 verein-
bart haben, verringern sich die 
Höchstgrenzen der wöchentlichen 
Arbeitszeit nach den Absätzen 2 bis 
4 in demselben Verhältnis wie die 
Arbeitszeit dieser Mitarbeiter zu der 
regelmäßigen Arbeitszeit der Vollbe-
schäftigten. 2Mit Zustimmung des 
Mitarbeiters oder aufgrund von drin-
genden dienstlichen oder betriebli-
chen Belangen kann hiervon abge-
wichen werden.  
 
 
(7) 1Der Dienstgeber darf Rufbereit-
schaft nur anordnen, wenn erfah-
rungsgemäß lediglich in Ausnahme-
fällen Arbeit anfällt. 2Durch tatsäch-

den  
zulässig ist.  
 
(5) Für den Ausgleichszeitraum 
nach den Absätzen 2 bis 4 gilt § 
2 Abs. 2 Satz 1.  

 

 

 

(6) 1In den Fällen, in denen 
Mitarbeiter Teilzeitarbeit gemäß 
§ 10 vereinbart haben, verrin-
gern sich die Höchstgrenzen 
der wöchentlichen Arbeitszeit 
nach den Absätzen 2 bis 4 in 
demselben Verhältnis wie die 
Arbeitszeit dieser Mitarbeiter zu 
der regelmäßigen Arbeitszeit 
der Vollbeschäftigten. 2Mit Zu-
stimmung des Mitarbeiters oder 
aufgrund von dringenden 
dienstlichen oder betrieblichen 
Belangen kann hiervon abgewi-
chen werden.  
(7) 1Der Dienstgeber darf Ruf-
bereitschaft nur anordnen, 
wenn erfahrungsgemäß ledig-
lich in Ausnahmefällen Arbeit 
anfällt. 2Durch tatsächliche Ar-
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zen der wöchentlichen Arbeitszeit 
nach den Absätzen 2 bis 5 in demsel-
ben Verhältnis, wie die Arbeitszeit 
dieser Ärztinnen und Ärzte zu der 
regelmäßigen Arbeitszeit vollbeschäf-
tigter Ärztinnen und Ärzte. 2Mit Zu-
stimmung der Ärztin/des Arztes oder 
aufgrund von dringenden dienstlichen 
oder betrieblichen Belangen kann 
hiervon abgewichen werden.  

(8) 1Die Ärztin/der Arzt hat sich auf 
Anordnung des Dienstgebers außer-
halb der regelmäßigen Arbeitszeit an 
einer dem Dienstgeber anzuzeigen-
den Stelle aufzuhalten, um auf Abruf 
die Arbeit aufzunehmen (Rufbereit-
schaft). 2Rufbereitschaft wird nicht 
dadurch ausgeschlossen, dass die 
Ärztin/der Arzt vom Dienstgeber mit 
einem Mobiltelefon oder einem ver-
gleichbaren technischen Hilfsmittel 
zur Gewährleistung der Erreichbarkeit 
ausgestattet wird. 3Der Dienstgeber 
darf Rufbereitschaft nur anordnen, 
wenn erfahrungsgemäß lediglich in 
Ausnahmefällen Arbeit anfällt. 4Durch 
tatsächliche Arbeitsleistung innerhalb 
der Rufbereitschaft kann die tägliche 
Höchstarbeitszeit von zehn Stunden 
(§ 3 ArbZG) überschritten werden (§ 7 
ArbZG).  
(9) § 3 Abs. 4 bleibt im Übrigen unbe-
rührt. 
 

Ausnahmefällen Arbeit anfällt. 
2Durch tatsächliche Arbeitsleis-
tung innerhalb der Rufbereit-
schaft kann die tägliche Höchst-
arbeitszeit von zehn Stunden (§ 
3 ArbZG) überschritten werden 
(§ 7 ArbZG).  
 
 

(8) § 2 Abs. 4 bleibt im Übrigen 
unberührt.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
(9) 1Für Mitarbeiter in Einrich-
tungen und Heimen, die der 
Förderung der Gesundheit, der 

liche Arbeitsleistung innerhalb der 
Rufbereitschaft kann die tägliche 
Höchstarbeitszeit von zehn Stunden 
(§ 3 ArbZG) überschritten werden (§ 
7 ArbZG).  
 
 
 
 

(8) § 2 Abs. 4 bleibt im Übrigen un-
berührt.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
(9) 1Für Mitarbeiter in Einrichtungen 
und Heimen, die der Förderung der 

beitsleistung innerhalb der Ruf-
bereitschaft kann die tägliche 
Höchstarbeitszeit von zehn 
Stunden (§ 3 ArbZG) über-
schritten werden (§ 7 ArbZG).  
 
 
 
 

(8) § 2 Abs. 4 bleibt im Übrigen 
unberührt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
(9) 1Für Mitarbeiter in Einrich-
tungen und Heimen, die der 
Förderung der Gesundheit, der 
Erziehung, der Fürsorge oder 
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Erziehung, Fürsorge oder Be-
treuung von Kindern und Ju-
gendlichen, der Fürsorge und 
Betreuung von obdachlosen, 
alten, gebrechlichen, erwerbs-
beschränkten oder sonstigen 
hilfsbedürftigen Personen die-
nen, auch wenn diese Einrich-
tungen nicht der ärztlichen Be-
handlung der betreuten Perso-
nen dienen, gelten die Absätze 
1 bis 8 mit der Maßgabe, dass 
die Grenzen für die Stufe I ein-
zuhalten sind. 2Dazu gehören 
auch die Mitarbeiter in Einrich-
tungen, in denen die betreuten 
Personen nicht regelmäßig ärzt-
lich behandelt und beaufsichtigt 
werden (Erholungsheime). 

Gesundheit, der Erziehung, der Für-
sorge oder Betreuung von Kindern 
und Jugendlichen, der Fürsorge und 
Betreuung von obdachlosen, alten, 
gebrechlichen, erwerbsbeschränkten 
oder sonstigen hilfsbedürftigen Per-
sonen dienen, auch wenn diese Ein-
richtungen nicht der ärztlichen Be-
handlung der betreuten Personen 
dienen, gelten die Absätze 1 bis 8 
mit der Maßgabe, dass die Grenzen 
für die Stufen A und B einzuhalten 
sind. 2Dazu gehören auch die Mitar-
beiter in Einrichtungen, in denen die 
betreuten Personen nicht regelmä-
ßig ärztlich behandelt und beaufsich-
tigt werden (Erholungsheime). 

Betreuung von Kindern und 
Jugendlichen, der Fürsorge und 
Betreuung von obdachlosen, 
alten, gebrechlichen, erwerbs-
beschränkten oder sonstigen 
hilfsbedürftigen Personen die-
nen, auch wenn diese Einrich-
tungen nicht der ärztlichen Be-
handlung der betreuten Perso-
nen dienen, gelten die Absätze 
1 bis 8 mit der Maßgabe, dass 
die Grenzen für die Stufen A 
und B einzuhalten sind. 2Dazu 
gehören auch die Mitarbeiter in 
Einrichtungen, in denen die 
betreuten Personen nicht re-
gelmäßig ärztlich behandelt und 
beaufsichtigt werden (Erho-
lungsheime). 

§ 7 Ausgleich für Sonderformen 
der Arbeit  
(1) 1Die Ärztin/der Arzt erhält neben 
dem Entgelt für die tatsächliche Ar-
beitsleistung Zeitzuschläge. 2Die Zeit-
zuschläge betragen – auch bei teil-
zeitbeschäftigten Ärztinnen und Ärz-
ten – je Stunde  
a) für Überstunden 15 v. H.  
b) für Nachtarbeit 15 v. H.  
c) für Sonntagsarbeit 25 v. H.  
d) bei Feiertagsarbeit 
• ohne Freizeitausgleich 135 v. H.  
• mit Freizeitausgleich 35 v. H.  
e) für Arbeit am 24. Dezember und 

§ 6 Ausgleich für Sonderfor-
men der Arbeit  
(1) 1Der Mitarbeiter erhält neben 
dem Entgelt für die tatsächliche 
Arbeitsleistung Zeitzuschläge. 
²Die Zeitzuschläge betragen – 
auch bei Teilzeitbeschäftigten – 
je Stunde  
a) für Überstunden 
• in den Entgeltgruppen 1 bis 9 

30 v. H.,  
• in den Entgeltgruppen 10 bis 

15 15 v. H.,  
  
b) für Nachtarbeit 20 v. H.,  

§ 6 Ausgleich für Sonderformen 
der Arbeit  
(1) 1Der Mitarbeiter erhält neben 
dem Entgelt für die tatsächliche Ar-
beitsleistung Zeitzuschläge. ²Die 
Zeitzuschläge betragen – auch bei 
Teilzeitbeschäftigten – je Stunde  
a) für Überstunden 

• in den Entgeltgruppen 1 bis 9                   
30 v.H.,  

• in den Entgeltgruppen 10 bis 
15 15 v.H.,  

b) für Nachtarbeit 20 v.H.,  
c) für Sonntagsarbeit 25 v.H.,  
d) bei Feiertagsarbeit 

§ 6 Ausgleich für Sonderfor-
men der Arbeit  
(1) 1Der Mitarbeiter erhält ne-
ben dem Entgelt für die tatsäch-
liche Arbeitsleistung Zeitzu-
schläge. 2Die Zeitzuschläge 
betragen – auch bei Teilzeitbe-
schäftigten – je Stunde  
a) für Überstunden 
• in den Entgeltgruppen 1 bis 

9 30 v.H.,  
• in den Entgeltgruppen 10 bis 

15 15 v.H.,  
b) für Nachtarbeit 20 v.H.,  
c) für Sonntagsarbeit 25 v.H.,  
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am 31. Dezember jeweils ab 6 Uhr 
35 v. H.  
des auf eine Stunde anfallenden An-
teils des Tabellenentgelts der Stufe 3 
der jeweiligen Entgeltgruppe; bei Ärz-
tinnen und Ärzten gemäß § 12 Buch-
stabe c und d der höchsten tariflichen 
Stufe. 3Für Arbeit an Samstagen von 
13 Uhr bis 21 Uhr, soweit diese nicht 
im Rahmen von Wechselschicht- oder 
Schichtarbeit anfällt, beträgt der Zeit-
zuschlag 0,64 Euro je Stunde. 4Beim 
Zusammentreffen von Zeitzuschlägen 
nach Satz 2 Buchst. c bis e sowie 
Satz 3 wird nur der höchste Zeitzu-
schlag gezahlt.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

c) für Sonntagsarbeit 25 v. H.,  
d) bei Feiertagsarbeit 
• ohne Freizeitausgleich 135 

v. H.,  
• mit Freizeitausgleich 35 

v. H.,  
e) für Arbeit am 24. Dezember 
und am 31. Dezember jeweils 
ab 6 Uhr 35 v. H.,  
f) für Arbeit an Samstagen von 
13 bis 21 Uhr, soweit diese nicht 
im Rahmen von Wechselschicht 
oder Schichtarbeit anfällt 
20 v. H.  
des auf eine Stunde entfallen-
den Anteils des Tabellenentgelts 
der Stufe 3 der jeweiligen Ent-
geltgruppe. 3Beim Zusammen-
treffen von Zeitzuschlägen nach 
Satz 2 Buchst. c bis f wird nur 
der höchste Zeitzuschlag ge-
zahlt. 4Auf Wunsch des Mitarbei-
ters können, soweit ein Arbeits-
zeitkonto (§ 9) eingerichtet ist 
und die dienstlichen oder be-
trieblichen Verhältnisse es zu-
lassen, die nach Satz 2 zu zah-
lenden Zeitzuschläge entspre-
chend dem jeweiligen Vomhun-
dertsatz einer Stunde in Zeit 
umgewandelt und ausgeglichen 
werden. 5Dies gilt entsprechend 
für Überstunden als solche. 
 

Anmerkung zu Absatz 1 Satz 1:  

• ohne Freizeitausgleich 
135 v.H.,  

• mit Freizeitausgleich 35 v.H.,  
e) für Arbeit am 24. Dezember und 

am 31. Dezember jeweils ab 6 
Uhr 35 v.H.,  

f) für Arbeit an Samstagen von 13 
bis 21 Uhr, soweit diese nicht im 
Rahmen von Wechselschicht o-
der Schichtarbeit anfällt 20 v.H.  

des auf eine Stunde entfallenden 
Anteils des Tabellenentgelts der 
Stufe 3 der jeweiligen Entgeltgruppe. 
3Beim Zusammentreffen von Zeitzu-
schlägen nach Satz 2 Buchst. c bis f 
wird nur der höchste Zeitzuschlag 
gezahlt. 4Auf Wunsch des Mitarbei-
ters können, soweit ein Arbeitszeit-
konto (§ 9) eingerichtet ist und die 
dienstlichen oder betrieblichen Ver-
hältnisse es zulassen, die nach Satz 
2 zu zahlenden Zeitzuschläge ent-
sprechend dem jeweiligen Vomhun-
dertsatz in Zeit umgewandelt und 
ausgeglichen werden. 5Dies gilt ent-
sprechend für Überstunden als sol-
che.  
 
 
 
 
 

d) bei Feiertagsarbeit 
• ohne Freizeitausgleich 

135 v.H.,  
• mit Freizeitausgleich 

35 v.H.,  
e) für Arbeit am 24. Dezember 
und am 31. Dezember jeweils 
ab 6 Uhr 35 v.H.,  
f) für Arbeit an Samstagen von 
13 bis 21 Uhr, soweit diese 
nicht im Rahmen von Wechsel-
schicht oder Schichtarbeit an-
fällt 20 v.H.  
des auf eine Stunde entfallen-
den Anteils des Tabellenent-
gelts der Stufe 3 der jeweiligen 
Entgeltgruppe. 3Beim Zusam-
mentreffen von Zeitzuschlägen 
nach Satz 2 Buchst. c bis f wird 
nur der höchste Zeitzuschlag 
gezahlt. 4Auf Wunsch des Mit-
arbeiters können, soweit ein 
Arbeitszeitkonto (§ 9) eingerich-
tet ist und die dienstlichen oder 
betrieblichen Verhältnisse es 
zulassen, die nach Satz 2 zu 
zahlenden Zeitzuschläge ent-
sprechend dem jeweiligen 
Vomhundertsatz einer Stunde 
in Zeit umgewandelt und aus-
geglichen werden. 5Dies gilt 
entsprechend für Überstunden 
als solche.  
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Anmerkungen zu Absatz 1 Satz 1:  
Bei Überstunden richtet sich das Ent-
gelt für die tatsächliche Arbeitsleis-
tung nach der individuellen Stufe der 
jeweiligen Entgeltgruppe, höchstens 
jedoch nach der Stufe 4.  
 
Anmerkung zu Absatz 1 Satz 2 Buch-
stabe d:  
1Der Freizeitausgleich muss im 
Dienstplan besonders ausgewiesen 
und bezeichnet werden. 2Falls kein 
Freizeitausgleich gewährt wird, wer-
den als Entgelt einschließlich des 
Zeitzuschlages und des auf den Fei-
ertag entfallenden Tabellenentgelts 
höchstens 235 v. H. gezahlt.  
 

(2) Für Arbeitsstunden, die keine 
Überstunden sind und die aus dienst-
lichen oder betrieblichen Gründen 
nicht innerhalb des nach § 3 Abs. 2 
Satz 1 oder 2 festgelegten Zeitraums 
mit Freizeit ausgeglichen werden, 
erhält die Ärztin/der Arzt je Stunde 
100 v. H. des auf eine Stunde entfal-
lenden Anteils des Tabellenentgelts 
der jeweiligen Entgeltgruppe und Stu-
fe.  
 
Anmerkung zu Absatz 2 Satz 1:  
Mit dem Begriff Arbeitsstunden sind 
nicht die Stunden gemeint, die im 

Bei Überstunden richtet sich die 
Vergütung für die tatsächliche 
Arbeitsleistung nach der jeweili-
gen Entgeltgruppe und der indi-
viduellen Stufe, höchstens je-
doch nach der Stufe 4.  
 

Anmerkung zu Absatz 1 Satz 2 
Buchst. d:  
1Der Freizeitausgleich muss im 
Dienstplan besonders ausge-
wiesen und bezeichnet werden. 
2Falls kein Freizeitausgleich 
gewährt wird, werden als Vergü-
tung einschließlich des Zeitzu-
schlags und des auf den Feier-
tag entfallenden Tabellenent-
gelts höchstens 235 v. H. ge-
zahlt.  
(2) Für Arbeitsstunden, die kei-
ne Überstunden sind und die 
aus dienstlichen oder betriebli-
chen Gründen nicht innerhalb 
des nach § 2 Abs. 2 Satz 1 oder 
2 festgelegten Zeitraums mit 
Freizeit ausgeglichen werden, 
erhält der Mitarbeiter je Stunde 
100 v.H. des auf eine Stunde 
entfallenden Anteils des Tabel-
lenentgelts der jeweiligen Ent-
geltgruppe und Stufe.  
Anmerkung zu Absatz 2:  
Mit dem Begriff „Arbeitsstunden“ 
sind nicht die Stunden gemeint, 

Anmerkung zu Absatz 1 Satz 1:  
Überstunden Bei Überstunden rich-
tet sich die Vergütung für die tat-
sächliche Arbeitsleistung nach der 
jeweiligen Entgeltgruppe und der 
individuellen Stufe, höchstens je-
doch nach der Stufe 4.  
Anmerkung zu Absatz 1 Satz 2 
Buchst. d:  
1Der Freizeitausgleich muss im 
Dienstplan besonders ausgewiesen 
und bezeichnet werden. 2Falls kein 
Freizeitausgleich gewährt wird, wer-
den als Vergütung einschließlich des 
Zeitzuschlags und des auf den Fei-
ertag entfallenden Tabellenentgelts 
höchstens 235 v. H. gezahlt.  
 

(2) Für Arbeitsstunden, die keine 
Überstunden sind und die aus 
dienstlichen oder betrieblichen 
Gründen nicht innerhalb des nach § 
2 Abs. 2 Satz 1 oder 2 festgelegten 
Zeitraums mit Freizeit ausgeglichen 
werden, erhält der Mitarbeiter je 
Stunde 100 v. H. des auf eine Stun-
de entfallenden Anteils des Tabel-
lenentgelts der jeweiligen Entgelt-
gruppe und Stufe.  
 
Anmerkung zu Absatz 2:  
Mit dem Begriff „Arbeitsstunden“ 
sind nicht die Stunden gemeint, die 

Anmerkung zu Absatz 1 Satz 1:  
Bei Überstunden richtet sich die 
Vergütung für die tatsächliche 
Arbeitsleistung nach der jewei-
ligen Entgeltgruppe und der 
individuellen Stufe, höchstens 
jedoch nach der Stufe 4.  

Anmerkung zu Absatz 1 Satz 2 
Buchst. d:  
1Der Freizeitausgleich muss im 
Dienstplan besonders ausge-
wiesen und bezeichnet werden. 
2Falls kein Freizeitausgleich 
gewährt wird, werden als Ver-
gütung einschließlich des Zeit-
zuschlags und des auf den Fei-
ertag entfallenden Tabellenent-
gelts höchstens 235 v. H. ge-
zahlt.  
(2) Für Arbeitsstunden, die kei-
ne Überstunden sind und die 
aus dienstlichen oder betriebli-
chen Gründen nicht innerhalb 
des nach § 2 Abs. 2 Satz 1 o-
der 2 festgelegten Zeitraums 
mit Freizeit ausgeglichen wer-
den, erhält der Mitarbeiter je 
Stunde 100 v. H. des auf eine 
Stunde entfallenden Anteils des 
Tabellenentgelts der jeweiligen 
Entgeltgruppe und Stufe.  

Anmerkung zu Absatz 2:  
Mit dem Begriff „Arbeitsstun-
den“ sind nicht die Stunden 
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Rahmen von Gleitzeitregelungen im 
Sinne der Anmerkungen zu § 3 anfal-
len, es sei denn, sie sind angeordnet 
worden.  
 
(3) 1Für die Rufbereitschaft wird eine 
tägliche Pauschale je Entgeltgruppe 
bezahlt. 2Sie beträgt für die Tage 
Montag bis Freitag das Zweifache, für 
Samstag, Sonntag sowie für Feierta-
ge das Vierfache des auf eine Stunde 
entfallenden Anteils des Tabellenent-
gelts der jeweiligen Entgeltgruppe 
und Stufe. 3Maßgebend für die Be-
messung der Pauschale nach Satz 2 
ist der Tag, an dem die Rufbereit-
schaft beginnt. 4Hinsichtlich der Ar-
beitsleistung wird jede einzelne Inan-
spruchnahme innerhalb der Rufbe-
reitschaft mit einem Einsatz im Kran-
kenhaus einschließlich der hierfür 
erforderlichen Wegezeiten auf eine 
volle Stunde gerundet. 5Für die Inan-
spruchnahme wird das Entgelt für 
Überstunden sowie etwaige Zeitzu-
schläge nach Absatz 1 gezahlt. 6Wird 
die Arbeitsleistung innerhalb der Ruf-
bereitschaft am Aufenthaltsort im Sin-
ne des § 6 Abs. 8 telefonisch (z. B. in 
Form einer Auskunft) oder mittels 
technischer Einrichtungen erbracht, 
wird abweichend von Satz 4 die 
Summe dieser Arbeitsleistungen auf 
die nächste volle Stunde gerundet 
und mit dem Entgelt für Überstunden 

die im Rahmen von Gleitzeitre-
gelungen im Sinne der Anmer-
kung zu § 2 anfallen, es sei 
denn, sie sind angeordnet wor-
den.  
(3) 1Für die Rufbereitschaft wird 
eine tägliche Pauschale je Ent-
geltgruppe bezahlt. 2Sie beträgt 
für die Tage Montag bis Freitag 
das Zweifache, für Samstag, 
Sonntag sowie für Feiertage das 
Vierfache des Stundenentgelts 
nach Maßgabe der Entgelttabel-
le. 3Maßgebend für die Bemes-
sung der Pauschale nach Satz 2 
ist der Tag, an dem die Rufbe-
reitschaft beginnt. 4Für die Ar-
beitsleistung innerhalb der Ruf-
bereitschaft außerhalb des Auf-
enthaltsortes im Sinne des § 4 
Abs. 4 wird die Zeit jeder einzel-
nen Inanspruchnahme ein-
schließlich der hierfür erforderli-
chen Wegezeiten jeweils auf 
eine volle Stunde gerundet und 
mit dem Entgelt für Überstunden 
sowie mit etwaigen Zeitzuschlä-
gen nach Absatz 1 bezahlt. 
5Wird die Arbeitsleistung inner-
halb der Rufbereitschaft am 
Aufenthaltsort im Sinne des § 4 
Abs. 4 telefonisch (z. B. in Form 
einer Auskunft) oder mittels 
technischer Einrichtungen er-
bracht, wird abweichend von 

im Rahmen von Gleitzeitregelungen 
im Sinne der Anmerkung zu § 2 an-
fallen, es sei denn, sie sind ange-
ordnet worden.  
 
(3) 1Für die Rufbereitschaft wird eine 
tägliche Pauschale je Entgeltgruppe 
bezahlt. 2Sie beträgt für die Tage 
Montag bis Freitag das Zweifache, 
für Samstag, Sonntag sowie für Fei-
ertage das Vierfache des Stun-
denentgelts nach Maßgabe der Ent-
gelttabelle. 3Maßgebend für die Be-
messung der Pauschale nach Satz 2 
ist der Tag, an dem die Rufbereit-
schaft beginnt. 4Für die Arbeitsleis-
tung innerhalb der Rufbereitschaft 
außerhalb des Aufenthaltsortes im 
Sinne des § 4 Abs. 4 wird die Zeit 
jeder einzelnen Inanspruchnahme 
einschließlich der hierfür erforderli-
chen Wegezeiten jeweils auf eine 
volle Stunde gerundet und mit dem 
Entgelt für Überstunden sowie mit 
etwaigen Zeitzuschlägen nach Ab-
satz 1 bezahlt. 5Wird die Arbeitsleis-
tung innerhalb der Rufbereitschaft 
am Aufenthaltsort im Sinne des § 4 
Abs. 4 telefonisch (z. B. in Form ei-
ner Auskunft) oder mittels techni-
scher Einrichtungen erbracht, wird 
abweichend von Satz 4 die Summe 
dieser Arbeitsleistungen auf die 
nächste volle Stunde gerundet und 
mit dem Entgelt für Überstunden 

gemeint, die im Rahmen von 
Gleitzeitregelungen im Sinne 
der Anmerkung zu § 2 anfallen, 
es sei denn, sie sind angeord-
net worden.  
(3) 1Für die Rufbereitschaft wird 
eine tägliche Pauschale je Ent-
geltgruppe bezahlt. 2Sie beträgt 
für die Tage Montag bis Freitag 
das Zweifache, für Samstag, 
Sonntag sowie für Feiertage 
das Vierfache des Stundenent-
gelts nach Maßgabe der Ent-
gelttabelle. 3Maßgebend für die 
Bemessung der Pauschale 
nach Satz 2 ist der Tag, an dem 
die Rufbereitschaft beginnt. 
4Für die Arbeitsleistung inner-
halb der Rufbereitschaft außer-
halb des Aufenthaltsortes im 
Sinne des § 4 Abs. 4 wird die 
Zeit jeder einzelnen Inan-
spruchnahme einschließlich der 
hierfür erforderlichen Wegezei-
ten jeweils auf eine volle Stun-
de gerundet und mit dem Ent-
gelt für Überstunden sowie mit 
etwaigen Zeitzuschlägen nach 
Absatz 1 bezahlt. 5Wird die Ar-
beitsleistung innerhalb der Ruf-
bereitschaft am Aufenthaltsort 
im Sinne des § 4 Abs. 4 telefo-
nisch (z. B. in Form einer Aus-
kunft) oder mittels technischer 
Einrichtungen erbracht, wird 
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sowie mit etwaigen Zeitzuschlägen 
nach Absatz 1 bezahlt. 7Satz 1 gilt 
nicht im Falle einer stundenweisen 
Rufbereitschaft. 8Eine Rufbereitschaft 
im Sinne von Satz 7 liegt bei einer 
ununterbrochenen Rufbereitschaft 
von weniger als zwölf Stunden vor. 
9In diesem Fall wird abweichend zu 
den Sätzen 2 und 3 für jede angefan-
gene Stunde der Rufbereitschaft 12,5 
v. H. des auf eine Stunde entfallen-
den Anteils des Tabellenentgelts der 
jeweiligen Entgeltgruppe und Stufe 
gezahlt.  
 
 
 
 
 

 

Anmerkung zu Absatz 3:  
Zur Ermittlung der Tage einer Rufbe-
reitschaft, für die eine Pauschale ge-
zahlt wird, ist auf den Tag des Be-
ginns der Rufbereitschaft abzustellen. 
 
 
(4) 1Ärztinnen und Ärzte, die ständig 
Wechselschichtarbeit leisten, erhalten 
eine Wechselschichtzulage von 105 
Euro monatlich. 2Ärztinnen und Ärzte, 

Satz 4 die Summe dieser Ar-
beitsleistungen auf die nächste 
volle Stunde gerundet und mit 
dem Entgelt für Überstunden 
sowie mit etwaigen Zeitzuschlä-
gen nach Absatz 1 bezahlt. 
6Absatz 1 Satz 4 gilt entspre-
chend, soweit die Buchung auf 
das Arbeitszeitkonto nach § 9 
Abs. 3 Satz 2 zulässig ist. 7Satz 
1 gilt nicht im Falle einer stun-
denweisen Rufbereitschaft. 
8Eine Rufbereitschaft im Sinne 
von Satz 7 liegt bei einer unun-
terbrochenen Rufbereitschaft 
von weniger als zwölf Stunden 
vor. 9In diesem Fall wird abwei-
chend von den Sätzen 2 und 3 
für jede Stunde der Rufbereit-
schaft 12,5 v. H. des Stun-
denentgelts nach Maßgabe der 
Entgelttabelle gezahlt.  
 
Anmerkung zu Absatz 3:  
Zur Ermittlung der Tage einer 
Rufbereitschaft, für die eine 
Pauschale gezahlt wird, ist auf 
den Tag des Beginns der Rufbe-
reitschaft abzustellen.  
 
(4) 1Mitarbeiter, die ständig 
Wechselschichtarbeit leisten, 
erhalten eine Wechselschichtzu-
lage von 105 Euro monatlich. 

sowie mit etwaigen Zeitzuschlägen 
nach Absatz 1 bezahlt. 6Absatz 1 
Satz 4 gilt entsprechend, soweit die 
Buchung auf das Arbeitszeitkonto 
nach § 9 Abs. 3 Satz 2 zulässig ist. 
7Satz 1 gilt nicht im Falle einer stun-
denweisen Rufbereitschaft. 8Eine 
Rufbereitschaft im Sinne von Satz 7 
liegt bei einer ununterbrochenen 
Rufbereitschaft von weniger als 
zwölf Stunden vor. 9In diesem Fall 
wird abweichend von den Sätzen 2 
und 3 für jede Stunde der Rufbereit-
schaft 12,5 v. H. des Stundenent-
gelts nach Maßgabe der Entgeltta-
belle gezahlt.  
 
 
 
 

 
Anmerkung zu Absatz 3:  
Zur Ermittlung der Tage einer Rufbe-
reitschaft, für die eine Pauschale 
gezahlt wird, ist auf den Tag des 
Beginns der Rufbereitschaft abzu-
stellen.  
 
(4) 1Mitarbeiter, die ständig Wech-
selschichtarbeit leisten, erhalten eine 
Wechselschichtzulage von 105 Euro 
monatlich. 2Mitarbeiter, die nicht 
ständig Wechselschichtarbeit leisten, 

abweichend von Satz 4 die 
Summe dieser Arbeitsleistun-
gen auf die nächste volle Stun-
de gerundet und mit dem Ent-
gelt für Überstunden sowie mit 
etwaigen Zeitzuschlägen nach 
Absatz 1 bezahlt. 6Absatz 1 
Satz 4 gilt entsprechend, soweit 
die Buchung auf das Arbeits-
zeitkonto nach § 9 Abs. 3 Satz 
2 zulässig ist. 7Satz 1 gilt nicht 
im Falle einer stundenweisen 
Rufbereitschaft. 8Eine Rufbe-
reitschaft im Sinne von Satz 7 
liegt bei einer ununterbroche-
nen Rufbereitschaft von weni-
ger als zwölf Stunden vor. 9In 
diesem Fall wird abweichend 
von den Sätzen 2 und 3 für jede 
Stunde der Rufbereitschaft 12,5 
v. H. des Stundenentgelts nach 
Maßgabe der Entgelttabelle 
gezahlt.  

Anmerkung zu Absatz 3:  
Zur Ermittlung der Tage einer 
Rufbereitschaft, für die eine 
Pauschale gezahlt wird, ist auf 
den Tag des Beginns der Ruf-
bereitschaft abzustellen.  
 
(4) 1Mitarbeiter, die ständig 
Wechselschichtarbeit leisten, 
erhalten eine Wechselschicht-
zulage von 105 Euro monatlich. 
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die nicht ständig Wechselschichtar-
beit leisten, erhalten eine Wechsel-
schichtzulage von 0,63 Euro pro 
Stunde.  
 
(5) 1Ärztinnen und Ärzte, die ständig 
Schichtarbeit leisten, erhalten eine 
Schichtzulagen von 40 Euro monat-
lich. 2Ärztinnen und Ärzte, die nicht 
ständig Schichtarbeit leisten, erhalten 
eine Schichtzulage von 0,24 Euro pro 
Stunde. 
 

2Mitarbeiter, die nicht ständig 
Wechselschichtarbeit leisten, 
erhalten eine Wechselschichtzu-
lage von 0,63 Euro pro Stunde. 
(5) 1Mitarbeiter, die ständig 
Schichtarbeit leisten, erhalten 
eine Schichtzulage von 40 Euro 
monatlich. 2Beschäftigte, die 
nicht ständig Schichtarbeit leis-
ten, erhalten eine Schichtzulage 
von 0,24 Euro pro Stunde. 

erhalten eine Wechselschichtzulage 
von 0,63 Euro pro Stunde.  
 
 
(5) 1Mitarbeiter, die ständig Schicht-
arbeit leisten, erhalten eine Schicht-
zulage von 40 Euro monatlich. 
2Mitarbeiter, die nicht ständig 
Schichtarbeit leisten, erhalten eine 
Schichtzulage von 0,24 Euro pro 
Stunde. 

2Mitarbeiter, die nicht ständig 
Wechselschichtarbeit leisten, 
erhalten eine Wechselschicht-
zulage von 0,63 Euro pro Stun-
de.  
(5) 1Mitarbeiter, die ständig 
Schichtarbeit leisten, erhalten 
eine Schichtzulage von 40 Euro 
monatlich. 2Mitarbeiter, die 
nicht ständig Schichtarbeit leis-
ten, erhalten eine Schichtzula-
ge von 0,24 Euro pro Stunde. 

§ 8 Bereitschaftsdienstentgelt  
(1) 1Zum Zwecke der Entgeltberech-
nung wird die Zeit des Bereitschafts-
dienstes einschließlich der geleisteten 
Arbeit nach dem Maß der während 
des Bereitschaftsdienstes erfah-
rungsgemäß durchschnittlich anfal-
lenden Arbeitsleistungen wie folgt als 
Arbeitszeit gewertet: 
 
 
 
 
Stufe  Arbeitsleistung    Bewertung als 
          innerhalb des      Arbeitszeit 
          Bereitschafts- 
          dienstes 
I        bis zu 25. v.H.          60 v.H. 
II       mehr als 25. v.H.     75 v.H. 
III      mehr als 40 v.H.    
         bis 49 v.H.               90 v.H. 

§ 7 Bereitschaftsdienstentgelt  
(1) Zum Zwecke der Entgeltbe-
rechnung wird nach dem Maß 
der während des Bereitschafts-
dienstes erfahrungsgemäß 
durchschnittlich anfallenden 
Arbeitsleistungen die Zeit des 
Bereitschaftsdienstes ein-
schließlich der geleisteten Arbeit 
wie folgt als Arbeitszeit gewer-
tet:  
 
 
 
 

Stufe  Arbeitsleistung  Bewertung als 
          innerhalb des    als Arbeitszeit 
          Bereitschafts- 
          dienstes 
I         bis zu 25 v.H.          60 v.H. 
II        mehr als 25 v.H. 
          bis 40 v.H.              75 v.H. 
III       mehr als 40 v.H. 

§ 7 Bereitschaftsdienstentgelt  
(1) Zum Zwecke der Entgeltberech-
nung wird die Zeit des Bereitschafts-
dienstes einschließlich der geleiste-
ten Arbeit wie folgt als Arbeitszeit 
gewertet:  
a) 1Nach dem Maß der während des 
Bereitschaftsdienstes erfahrungs-
gemäß durchschnittlich anfallenden 
Arbeitsleistungen wird die Zeit des 
Bereitschaftsdienstes wie folgt als 
Arbeitszeit gewertet:  
 
 

Stufe  Arbeitsleistung 
innerhalb des 
Bereitschafts-
dienstes  

Bewertung 
als Arbeits-
zeit  

A  0 bis zu 10 v. H.  15 v. H.  
B  mehr als 10 v. H. 

bis 25 v. H.  
25 v. H.  

C  mehr als 25 v. H. 40 v. H.  

§ 7 Bereitschaftsdienstent-
gelt  
(1) Zum Zwecke der Entgeltbe-
rechnung wird die Zeit des Be-
reitschaftsdienstes einschließ-
lich der geleisteten Arbeit wie 
folgt als Arbeitszeit gewertet:  
a) Nach dem Maß der während 
des Bereitschaftsdienstes er-
fahrungsgemäß durchschnittlich 
anfallenden Arbeitsleistungen 
wird die Zeit des Bereitschafts-
dienstes wie folgt als Arbeitszeit 
gewertet:  
Stufe  Arbeitsleistung 

innerhalb des 
Bereitschafts-
dienstes  

Bewertung 
als Arbeits-
zeit  

A  0 bis zu 10 v. H.  15 v. H.  
B  mehr als 10 v. H. 

bis 25 v. H.  
25 v. H.  

C  mehr als 25 v. H. 40 v. H.  
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2Die Zuweisung zu den einzelnen 
Stufen des Bereitschaftsdienstes er-
folgt als Nebenabrede zum Dienstver-
trag. 3Die Nebenabrede ist mit einer 
Frist von drei Monaten jeweils zum 
Ende eines Kalenderhalbjahres künd-
bar.  
 
 
 
 
 
(2) (RK NRW/BW/Bayern): 1Für die 
als Arbeitszeit gewertete Zeit des 
Bereitschaftsdienstes wird ab dem 1. 
Januar 2012 das nachstehende Ent-
gelt je Stunde gezahlt: 
EG I 25,73 Euro,  

          bis 49 v.H.              90 v.H. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Die Zuweisung zu den ein-
zelnen Stufen des Bereit-
schaftsdienstes erfolgt durch die 
Einrichtungsleitung und die Mit-
arbeitervertretung.  
 

bis 40 v. H.  
D  mehr als 40 v. H. 

bis 49 v. H.  
55 v. H.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Die Zuweisung zu den einzelnen 
Stufen des Bereitschaftsdienstes 
erfolgt durch die Einrichtungsleitung 
und die Mitarbeitervertretung.  
 
 

bis 40 v. H.  
D  mehr als 40 v. H. 

bis 49 v. H.  
55 v. H.  

Ein hiernach der Stufe A zuge-
ordneter Bereitschaftsdienst 
wird der Stufe B zugeteilt, wenn 
der Mitarbeiter während des 
Bereitschaftsdienstes in der 
Zeit von 22 bis 6 Uhr erfah-
rungsgemäß durchschnittlich 
mehr als dreimal dienstlich in 
Anspruch genommen wird.  
b) Entsprechend der Zahl der 
vom Mitarbeiter je Kalendermo-
nat abgeleisteten Bereit-
schaftsdienste wird die Zeit 
eines jeden Bereitschaftsdiens-
tes zusätzlich wie folgt als Ar-
beitszeit gewertet:  
Zahl der Bereitschafts- 
dienste im Kalendermonat  

Bewertung    

1. bis 8. Bereitschafts-
dienst  

25. v. H.  

9. bis 12. Bereitschafts-
dienst  

35 v. H.  

13. und folgende Bereit-
schaftsdienste  

45 v. H.  

 
(2) Die Zuweisung zu den ein-
zelnen Stufen des Bereit-
schaftsdienstes erfolgt durch 
die Einrichtungsleitung und die 
Mitarbeitervertretung.  
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EG II 29,84 Euro,  
EG III 32,41 Euro,  
EG IV 34,47 Euro 
2Die Bereitschaftsdienstentgelte nach 
Satz 1 verändern sich bei den nach 
dem 1. Dezember 2014 wirksam wer-
denden allgemeinen Entgeltanpas-
sungen um den für die jeweilige Ent-
geltgruppe vereinbarten Vomhundert-
satz.  
(2) (RK Nord): 1Für die als Arbeitszeit 
gewertete Zeit des Bereitschafts-
dienstes wird ab dem 1. April 2012 
das nachstehende Entgelt je Stunde 
gezahlt:  
EG I 25,73 Euro,  
EG II 29,84 Euro,  
EG III 32,41 Euro,  
EG IV 34,47 Euro.  
2Die Bereitschaftsdienstentgelte nach 
Satz 1 verändern sich bei den nach 
dem 1. April 2012 wirksam werden-
den allgemeinen Entgeltanpassungen 
um den für die jeweilige Entgeltgrup-
pe vereinbarten Vomhundertsatz.  
(2) (RK Mitte): 1Für die als Arbeitszeit 
gewertete Zeit des Bereitschafts-
dienstes wird ab dem 1. Januar 2013 
das nachstehende Entgelt je Stunde 
gezahlt:  
EG I 25,73 Euro, 
EG II 29,84 Euro,  
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EG III 32,41 Euro,  
EG IV 34,47 Euro.  
2Die Bereitschaftsdienstentgelte nach 
Satz 1 verändern sich bei den nach 
dem 1. April 2012 wirksam werden-
den allgemeinen Entgeltanpassungen 
um den für die jeweilige Entgeltgrup-
pe vereinbarten Vomhundertsatz.  

(2) (RK Ost): 1Für die als Arbeitszeit 
gewertete Zeit des Bereitschafts-
dienstes wird das nachstehende Ent-
gelt je Stunde gezahlt:  
EG I 25,00 Euro,  
EG II 29,00 Euro,  
EG III 31,50 Euro,  
EG IV 33,50 Euro.  
Absätze 3 bis 6 (RK 
Nord/NRW/Mitte/BW/Bayern):  
(3) 1Die Ärztin/der Arzt erhält zusätz-
lich zu dem Stundenentgelt gemäß 
der Tabelle in § 8 Abs. 2 Satz 1 für 
die Zeit des Bereitschaftsdienstes ab 
der 97. Bereitschaftsstunde und den 
folgenden Bereitschaftsdienststunden 
im Kalendermonat einen Zuschlag. 
2Der Zuschlag nach Satz 1 beträgt 5 
v.H. des Stundenentgelts gemäß der 
Tabelle in § 8 Abs. 2 Satz 1. 3Dieser 
Zuschlag kann nicht in Freizeit abge-
golten werden.  
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(3) Für die Mitarbeiter gemäß § 
5 Abs. 9 wird zum Zwecke der 
Entgeltberechnung die Zeit des 
Bereitschaftsdienstes ein-
schließlich der geleisteten Arbeit 
mit 28,5 v. H. als Arbeitszeit 
gewertet.  
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(3) 1Für die Mitarbeiter gemäß § 5 
Abs. 9 wird zum Zwecke der Ent-
geltberechnung die Zeit des Bereit-
schaftsdienstes einschließlich der 
geleisteten Arbeit mit 25 v. H. als 
Arbeitszeit bewertet. 2Leistet der 
Mitarbeiter in einem Kalendermonat 
mehr als acht Bereitschaftsdienste, 
wird die Zeit eines jeden über acht 
Bereitschaftsdienste hinausgehen-
den Bereitschaftsdienstes zusätzlich 
mit 15 v. H. als Arbeitszeit gewertet.  
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(3) 1Für die Mitarbeiter gemäß 
§ 5 Abs. 9 wird zum Zwecke 
der Entgeltberechnung die Zeit 
des Bereitschaftsdienstes ein-
schließlich der geleisteten Ar-
beit mit 25 v.H. als Arbeitszeit 
bewertet. 2Leistet der Mitarbei-
ter in einem Kalendermonat 
mehr als acht Bereitschafts-
dienste, wird die Zeit eines je-
den über acht Bereitschafts-
dienste hinausgehenden Be-
reitschaftsdienstes zusätzlich 
mit 15 v.H. als Arbeitszeit ge-
wertet.  
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(4) 1Die Ärztin/der Arzt erhält zusätz-
lich zu dem Entgelt nach Absatz 1 
und Absatz 2 Satz 1 für jede nach 
Absatz 1 als Arbeitszeit gewertete 
Stunde, die an einem Feiertag geleis-
tet worden ist, einen Zeitzuschlag in 
Höhe von 25 v.H. des Stundenent-
gelts nach Absatz 2. 2Weitergehende 
Ansprüche auf Zeitzuschläge beste-
hen nicht.  
(5) 1Die Ärztin/der Arzt erhält zusätz-
lich zu dem Stundenentgelt gemäß 
der Tabelle in § 8 Abs. 2 Satz 1 für 
die Zeit des Bereitschaftsdienstes in 
den Nachtstunden (§ 5 Abs. 3) je 
Stunde einen Zeitzuschlag in Höhe 
von 15 v.H. des Stundenentgelts ge-
mäß der Tabelle in § 8 Abs. 2 Satz 1. 
2Dieser Zeitzuschlag kann nicht in 
Freizeit abgegolten werden. 3Absatz 4 
Satz 2 gilt entsprechend.  
(6)1Die nach Absatz 1 errechnete 
Arbeitszeit kann bei Ärztinnen und 
Ärzten, einschließlich der eines ggf. 

 
 
 
 
 
 

 
(4) Das Entgelt für die nach den 
Absätzen 1 und 3 zum Zwecke 
der Entgeltberechnung als Ar-
beitszeit gewertete Bereit-
schaftsdienstzeit bestimmt sich 
nach Anhang C dieser Anlage. 
 
 
 
(5) 1Die Mitarbeiter erhalten zu-
sätzlich zu dem Entgelt nach 
Absatz 4 für jede nach den Ab-
sätzen 1 und 3 als Arbeitszeit 
gewertete Stunde, die an einem 
Feiertag geleistet worden ist, 
einen Zeitzuschlag in Höhe von 
25 v.H. des Stundenentgelts 
ihrer jeweiligen Entgeltgruppe 
nach Anhang C dieser Anlage. 
2Die Mitarbeiter erhalten zusätz-
lich zu dem Entgelt nach Absatz 
4 für die Zeit des Bereitschafts-
dienstes in den Nachtstunden (§ 
4 Abs. 5) je Stunde einen Zeit-

(3a) Die Mitarbeiter erhalten zusätz-
lich zu dem Entgelt nach Absatz 3 
für die Zeit des Bereitschaftsdienstes 
in den Nachtstunden (§ 4 Abs. 5) je 
Stunde einen Zeitzuschlag in Höhe 
von 15 v.H. des Stundenentgelts 
gemäß der Tabelle in Anhang C die-
ser Anlage. 
 
(4) Das Entgelt für die nach den Ab-
sätzen 1, 3 und 3a zum Zwecke der 
Entgeltberechnung als Arbeitszeit 
gewertete Bereitschaftsdienstzeit 
bestimmt sich nach Anhang C dieser 
Anlage.  
 
 
 
(5) Das Bereitschaftsdienstentgelt 
kann im Falle der Faktorisierung 
nach § 9 Abs. 3 im Verhältnis 1 : 1 in 
Freizeit abgegolten werden. 

(3a) Die Mitarbeiter erhalten 
zusätzlich zu dem Entgelt nach 
Absatz 3 für die Zeit des Bereit-
schaftsdienstes in den Nacht-
stunden (§ 4 Abs. 5) je Stunde 
einen Zeitzuschlag in Höhe von 
15 v.H. des auf eine Stunde 
umgerechneten individuellen 
Tabellenentgelts.  
(4) Das Entgelt für die nach den 
Absätzen 1, 3 und 3a zum 
Zwecke der Entgeltberechnung 
als Arbeitszeit gewertete Be-
reitschaftsdienstzeit bestimmt 
sich nach dem auf eine Stunde 
umgerechneten individuellen 
Tabellenentgelt.  
 
(5) Das Bereitschaftsdienstent-
gelt kann im Falle der Faktori-
sierung nach § 9 Abs. 3 im 
Verhältnis 1:1 in Freizeit abge-
golten werden. 
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nach Absatz 4 zu zahlenden Zeitzu-
schlags 1:1 entsprechenden Arbeits-
zeit, anstelle der Auszahlung des sich 
nach den Absätzen 1, 2 und 4 erge-
benden Entgelts bis zum Ende des 
dritten Kalendermonats auch durch 
entsprechende Freizeit abgegolten 
werden (Freizeitausgleich). 2Erfolgt 
Freizeitausgleich in Zeiten, zu denen 
gemäß §§ 5 und 7 Abs. 9 ArbZG Ru-
hezeit zu gewähren ist, wird abwei-
chend von Absatz 1 und Satz 1 diese 
Zeit in der Bereitschaftsdienststufe III 
mit dem Faktor 100 v.H., in der Be-
reitschaftsdienststufe II mit dem Fak-
tor 85 v.H. und in der Bereitschafts-
dienststufe I mit dem Faktor 70 v.H. 
als Arbeitszeit bewertet. 3Für die Zeit 
des Freizeitausgleichs werden das 
Entgelt (§ 13) und die in Monatsbe-
trägen festgelegten Zulagen fortge-
zahlt.  
 
Anmerkung zu Absatz 6 Satz 2: 
1Bei einem Bereitschaftsdienst der 
Stufe III von 24 Stunden, wovon 8 
Stunden zu Zeiten in Freizeit ausge-
glichen werden, für die gemäß §§ 5 
und 7 Abs. 9 ArbZG Ruhezeit zu ge-
währen ist, sind 14,4 Stunden ((8 
Stunden x 100 v.H. = 8 Stunden) + 
(16 Stunden x 90 v.H. = 14,4 Stun-
den) – 8 Stunden = 14,4 Stunden) mit 
dem Bereitschaftsdienstentgelt nach 

zuschlag in Höhe von 15 v.H. 
des Stundenentgelts ihrer jewei-
ligen Entgeltgruppe nach An-
hang C dieser Anlage. 3Die Mit-
arbeiter erhalten zusätzlich zu 
dem Entgelt nach Absatz 4 für 
die Zeit des Bereitschaftsdiens-
tes in den Nachtstunden (§ 4 
Abs. 5) je Stunde einen Zeitzu-
schlag in Höhe von 15 v.H. des 
Stundenentgelts ihrer jeweiligen 
Entgeltgruppe nach Anhang C 
dieser Anlage. 3Im Übrigen wer-
den für die Zeit des Bereit-
schaftsdienstes einschließlich 
der geleisteten Arbeit und für die 
Zeit der Rufbereitschaft Zeitzu-
schläge nach § 6 nicht gezahlt.  
 
 
 
(6) 1Das Bereitschaftsdienstent-
gelt wird gezahlt, es sei denn, 
dass ein Freizeitausgleich zur 
Einhaltung der Vorschriften des 
Arbeitszeitgesetzes erforderlich 
ist oder eine entsprechende 
Regelung in einer Betriebs- oder 
einvernehmlichen Dienstverein-
barung getroffen wird oder der 
Mitarbeiter dem Freizeitaus-
gleich zustimmt. 2In diesem Fall 
kann anstelle der Auszahlung 
des Entgelts nach Absatz 4 für 
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Absatz 2 zu bezahlen. 2Bei einem 
Bereitschaftsdienst der Stufe I von 16 
Stunden, wovon 8 Stunden zu Zeiten 
in Freizeit ausgeglichen werden, für 
die gemäß §§ 5 und 7 Abs. 9 ArbZG 
Ruhezeit zu gewähren ist, sind 2,40 
Stunden ((8 Stunden x 70 v.H. = 5,6 
Stunden) + (8 Stunden x 60 v.H. = 4,8 
Stunden) – 8 Stunden = 2,4 Stunden) 
mit dem Bereitschaftsdienstentgelt 
nach Absatz 2 zu bezahlen. 

Absätze 3 bis 5 (RK Ost):  
(3) 1Die Ärztin/der Arzt erhält zusätz-
lich zu dem Entgelt nach den Absät-
zen 1 und 2 für jede nach Absatz 1 
als Arbeitszeit gewertete Stunde, die 
an einem Feiertag geleistet worden 
ist, einen Zeitzuschlag in Höhe von 25 
v.H. des Stundenentgelts nach Ab-
satz 2. 2Weitergehende Ansprüche 
auf Zeitzuschläge bestehen nicht.  
(4) 1Die Ärztin/Der Arzt erhält zusätz-
lich zu dem Stundenentgelt gemäß 
der Tabelle in § 8 Abs. 2 für die Zeit 
des Bereitschaftsdienstes in den 
Nachtstunden (§ 5 Abs. 3) je Stunde 
einen Zeitzuschlag in Höhe von 15 v. 
H. des Stundenentgelts gemäß der 
Tabelle in § 8 Abs. 2. 2Dieser Zeitzu-
schlag kann nicht in Freizeit abgegol-
ten werden. 3Absatz 3 Satz 2 gilt ent-
sprechend.  
(5) 1Die nach Absatz 1 errechnete 
Arbeitszeit kann bei Ärztinnen und 

die nach den Absätzen 1 und 3 
gewertete Arbeitszeit bis zum 
Ende des dritten Kalendermo-
nats auch durch entsprechende 
Freizeit abgegolten werden 
(Freizeitausgleich). 3Die Mög-
lichkeit zum Freizeitausgleich 
nach Satz 2 umfasst auch die 
dem Zeitzuschlag nach Absatz 5 
1:1 entsprechende Arbeitszeit. 
4Für die Zeit des Freizeitaus-
gleichs werden das Entgelt (§ 
11) und die in Monatsbeträgen 
festgelegten Zulagen fortge-
zahlt. 5Nach Ablauf der drei Mo-
nate wird das Bereitschafts-
dienstentgelt am Zahltag des 
folgenden Kalendermonats fäl-
lig. 
 
(7) 1Das Bereitschaftsdienstent-
gelt nach den Absätzen 1, 3, 4 
und 5 kann im Falle der Faktori-
sierung nach § 9 Abs. 3 in Frei-
zeit abgegolten werden. 2Dabei 
entspricht eine Stunde Bereit-
schaftsdienst  
a) nach Absatz 1  
aa) in der Stufe I 37 Minuten,  
bb) in der Stufe II 46 Minuten 
und  
cc) in der Stufe III 55 Minuten,  
b) nach Absatz 3 17,5 Minuten 
und  
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Ärzten, einschließlich der eines ggf. 
nach Absatz 3 zu zahlenden Zeitzu-
schlags 1:1 entsprechenden Arbeits-
zeit, anstelle der Auszahlung des sich 
nach den Absätzen 1 bis 3 ergeben-
den Entgelts bis zum Ende des dritten 
Kalendermonats auch durch entspre-
chende Freizeit abgegolten werden 
(Freizeitausgleich). 2Für die Zeit des 
Freizeitausgleichs werden das Entgelt 
(§ 13) und die in Monatsbeträgen 
festgelegten Zulagen fortgezahlt. 
 

c) bei Feiertagsarbeit nach Ab-
satz 5 jeweils zuzüglich 15 Mi-
nuten.  
 
 

 § 8 Bereitschaftszeiten  
(1) 1Bereitschaftszeiten sind die 
Zeiten, in denen sich der Mitar-
beiter am Arbeitsplatz oder einer 
anderen vom Dienstgeber be-
stimmten Stelle zur Verfügung 
halten muss, um im Bedarfsfall 
die Arbeit selbständig, ggf. auch 
auf Anordnung, aufzunehmen 
und in denen die Zeiten ohne 
Arbeitsleistung überwiegen. 2Für 
Mitarbeiter, in deren Tätigkeit 
regelmäßig und in nicht uner-
heblichem Umfang Bereit-
schaftszeiten fallen, gelten fol-
gende Regelungen:  
a) (RK Nord/NRW/Mitte/BW/ 
Bayern): Bereitschaftszeiten 
werden zur Hälfte als tarifliche 
Arbeitszeit gewertet (faktori-

§ 8 Bereitschaftszeiten  
(1) 1Bereitschaftszeiten sind die Zei-
ten, in denen sich der Mitarbeiter am 
Arbeitsplatz oder einer anderen vom 
Dienstgeber bestimmten Stelle zur 
Verfügung halten muss, um im Be-
darfsfall die Arbeit selbständig, ggf. 
auch auf Anordnung, aufzunehmen 
und in denen die Zeiten ohne Ar-
beitsleistung überwiegen. 2Für Mit-
arbeiter, in deren Tätigkeit regelmä-
ßig und in nicht unerheblichem Um-
fang Bereitschaftszeiten fallen, gel-
ten folgende Regelungen:  
 
 
a) (RK Nord/NRW/Mitte/BW/Bayern): 
Bereitschaftszeiten werden zur Hälf-
te als tarifliche Arbeitszeit gewertet 
(faktorisiert).  
 

§ 8 Bereitschaftszeiten  
(1) 1Bereitschaftszeiten sind die 
Zeiten, in denen sich der Mitar-
beiter am Arbeitsplatz oder ei-
ner anderen vom Dienstgeber 
bestimmten Stelle zur Verfü-
gung halten muss, um im Be-
darfsfall die Arbeit selbständig, 
ggf. auch auf Anordnung, auf-
zunehmen und in denen die 
Zeiten ohne Arbeitsleistung 
überwiegen. 2Für Mitarbeiter, in 
deren Tätigkeit regelmäßig und 
in nicht unerheblichem Umfang 
Bereitschaftszeiten fallen, gel-
ten folgende Regelungen: 
a)Bereitschaftszeiten werden 
zur Hälfte als tarifliche Arbeits-
zeit gewertet (faktorisiert).  
b) Sie werden innerhalb von 
Beginn und Ende der regelmä-
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siert).  
a) (RK Ost): Bereitschaftszeiten 
werden zur Hälfte als Arbeitszeit 
gewertet (faktorisiert).  
b) Sie werden innerhalb von 
Beginn und Ende der regelmä-
ßigen täglichen Arbeitszeit nicht 
gesondert ausgewiesen.  
c) Die Summe aus den faktori-
sierten Bereitschaftszeiten und 
der Vollarbeitszeit darf die Ar-
beitszeit nach § 2 Abs. 1 nicht 
überschreiten.  
d) Die Summe aus Vollarbeits- 
und Bereitschaftszeiten darf 
durchschnittlich 48 Stunden 
wöchentlich nicht überschreiten.  
3Ferner ist Voraussetzung, dass 
eine nicht nur vorübergehend 
angelegte Organisationsmaß-
nahme besteht, bei der regel-
mäßig und in nicht unerhebli-
chem Umfang Bereitschaftszei-
ten anfallen.  
(2) Die Anwendung des Absat-
zes 1 bedarf einer einvernehmli-
chen Dienstvereinbarung.  
Anmerkung zu § 8:  
Diese Regelung gilt nicht für 
Wechselschicht- und Schichtar-
beit. 
 

a) (RK Ost): Bereitschaftszeiten 
werden zur Hälfte als Arbeitszeit 
gewertet (faktorisiert).  
b) Sie werden innerhalb von Beginn 
und Ende der regelmäßigen tägli-
chen Arbeitszeit nicht gesondert 
ausgewiesen.  
c) Die Summe aus den faktorisierten 
Bereitschaftszeiten und der Vollar-
beitszeit darf die Arbeitszeit nach § 2 
Abs. 1 nicht überschreiten.  
d) Die Summe aus Vollarbeits- und 
Bereitschaftszeiten darf durch-
schnittlich 48 Stunden wöchentlich 
nicht überschreiten.  
3Ferner ist Voraussetzung, dass eine 
nicht nur vorübergehend angelegte 
Organisationsmaßnahme besteht, 
bei der regelmäßig und in nicht un-
erheblichem Umfang Bereitschafts-
zeiten anfallen.  
 

(2) Die Anwendung des Absatzes 1 
bedarf einer einvernehmlichen 
Dienstvereinbarung.  
Anmerkung zu § 8:  
Diese Regelung gilt nicht für Wech-
selschicht- und Schichtarbeit. 

ßigen täglichen Arbeitszeit nicht 
gesondert ausgewiesen.  
c) Die Summe aus den faktori-
sierten Bereitschaftszeiten und 
der Vollarbeitszeit darf die Ar-
beitszeit nach § 2 Abs. 1 nicht 
überschreiten.  
d) Die Summe aus Vollarbeits- 
und Bereitschaftszeiten darf 
durchschnittlich 48 Stunden 
wöchentlich nicht überschrei-
ten.  
3Ferner ist Voraussetzung, 
dass eine nicht nur vorüberge-
hend angelegte Organisations-
maßnahme besteht, bei der 
regelmäßig und in nicht uner-
heblichem Umfang Bereit-
schaftszeiten anfallen.  
 
 
 
(2) Die Anwendung des Absat-
zes 1 bedarf einer einvernehm-
lichen Dienstvereinbarung.  
Anmerkung zu § 8:  
Diese Regelung gilt nicht für 
Wechselschicht- und Schicht-
arbeit. 

 § 9 Arbeitszeitkonto  § 9 Arbeitszeitkonto  § 9 Arbeitszeitkonto  

Seite 34 von 87 



  Synopse Anlagen 30 bis 33   Stand: 01.07.2013 

(1) 1Durch Dienstvereinbarung 
kann ein Arbeitszeitkonto einge-
richtet werden. 2Soweit ein Ar-
beitszeitkorridor (§ 2 Abs. 6) 
oder eine Rahmenzeit (§ 2 Abs. 
7) vereinbart wird, ist ein Ar-
beitszeitkonto einzurichten.  
(2) 1In der Dienstvereinbarung 
wird festgelegt, ob das Arbeits-
zeitkonto in der ganzen Einrich-
tung oder Teilen davon einge-
richtet wird. 2Alle Mitarbeiter der 
Einrichtungsteile, für die ein 
Arbeitszeitkonto eingerichtet 
wird, werden von den Regelun-
gen des Arbeitszeitkontos er-
fasst.  
(3) 1Auf das Arbeitszeitkonto 
können Zeiten, die bei Anwen-
dung des nach § 2 Abs. 2 fest-
gelegten Zeitraums als Zeitgut-
haben oder als Zeitschuld be-
stehen bleiben, nicht durch Frei-
zeit ausgeglichene Zeiten nach 
§ 6 Abs. 1 Satz 5 und Abs. 2 
sowie in Zeit umgewandelte 
Zuschläge nach § 6 Abs. 1 Satz 
4 gebucht werden. 2Weitere 
Kontingente (z. B. Rufbereit-
schafts-
/Bereitschaftsdienstentgelte) 
können durch Dienstvereinba-
rung zur Buchung freigegeben 
werden. 3Der Mitarbeiter ent-

(1) 1Durch Dienstvereinbarung kann 
ein Arbeitszeitkonto eingerichtet 
werden. 2Soweit ein Arbeitszeitkorri-
dor (§ 2 Abs. 6) oder eine Rahmen-
zeit (§ 2 Abs. 7) vereinbart wird, ist 
ein Arbeitszeitkonto einzurichten.  
 

(2) 1In der Dienstvereinbarung wird 
festgelegt, ob das Arbeitszeitkonto in 
der ganzen Einrichtung oder Teilen 
davon eingerichtet wird. 2Alle Mitar-
beiter der Einrichtungsteile, für die 
ein Arbeitszeitkonto eingerichtet 
wird, werden von den Regelungen 
des Arbeitszeitkontos erfasst.  
 
 
(3) 1Auf das Arbeitszeitkonto können 
Zeiten, die bei Anwendung des nach 
§ 2 Abs. 2 festgelegten Zeitraums 
als Zeitguthaben oder als Zeitschuld 
bestehen bleiben, nicht durch Frei-
zeit ausgeglichene Zeiten nach § 6 
Abs. 1 Satz 5 und Abs. 2 sowie in 
Zeit umgewandelte Zuschläge nach 
§ 6 Abs. 1 Satz 4 gebucht werden. 
2Weitere Kontingente (z.B. Rufbe-
reitschafts-
/Bereitschaftsdienstentgelte) können 
durch Dienstvereinbarung zur Bu-
chung freigegeben werden. 3Der 
Mitarbeiter entscheidet für einen in 
der Dienstvereinbarung festgelegten 
Zeitraum, welche der in Satz 1 ge-

(1) 1Durch Dienstvereinbarung 
kann ein Arbeitszeitkonto ein-
gerichtet werden. 2Soweit ein 
Arbeitszeitkorridor (§ 2 Abs. 6) 
oder eine Rahmenzeit (§ 2 Abs. 
7) vereinbart wird, ist ein Ar-
beitszeitkonto einzurichten.  
(2) 1In der Dienstvereinbarung 
wird festgelegt, ob das Arbeits-
zeitkonto in der ganzen Einrich-
tung oder Teilen davon einge-
richtet wird. 2Alle Mitarbeiter der 
Einrichtungsteile, für die ein 
Arbeitszeitkonto eingerichtet 
wird, werden von den Regelun-
gen des Arbeitszeitkontos er-
fasst.  
(3) 1Auf das Arbeitszeitkonto 
können Zeiten, die bei Anwen-
dung des nach § 2 Abs. 2 fest-
gelegten Zeitraums als Zeitgut-
haben oder als Zeitschuld be-
stehen bleiben, nicht durch 
Freizeit ausgeglichene Zeiten 
nach § 6 Abs. 1 Satz 5 und 
Abs. 2 sowie in Zeit umgewan-
delte Zuschläge nach § 6 Abs. 
1 Satz 4 gebucht werden. 
2Weitere Kontingente (z. B. 
Rufbereitschafts-
/Bereitschaftsdienstentgelte) 
können durch Dienstvereinba-
rung zur Buchung freigegeben 
werden. 3Der Mitarbeiter ent-
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scheidet für einen in der 
Dienstvereinbarung festgelegten 
Zeitraum, welche der in Satz 1 
genannten Zeiten auf das Ar-
beitszeitkonto gebucht werden.  
 
(4) Im Falle einer unverzüglich 
angezeigten und durch ärztli-
ches Attest nachgewiesenen 
Arbeitsunfähigkeit während ei-
nes Zeitausgleichs vom Arbeits-
zeitkonto (Zeiten nach Absatz 3 
Satz 1 und 2) tritt eine Minde-
rung des Zeitguthabens nicht 
ein.  
(5) In der Dienstvereinbarung 
sind insbesondere folgende Re-
gelungen zu treffen:  
a) Die höchstmögliche Zeit-
schuld (bis zu 40 Stunden) und 
das höchstzulässige Zeitgutha-
ben (bis zu einem Vielfachen 
von 40 Stunden), die innerhalb 
eines bestimmten Zeitraums 
anfallen dürfen;  
b) nach dem Umfang des bean-
tragten Freizeitausgleichs ge-
staffelte Fristen für das Abbu-
chen von Zeitguthaben oder für 
den Abbau von Zeitschulden 
durch den Mitarbeiter;  
c) die Berechtigung, das Abbu-
chen von Zeitguthaben zu be-
stimmten Zeiten (z. B. an so 

nannten Zeiten auf das Arbeitszeit-
konto gebucht werden.  
 
 
 
(4) Im Falle einer unverzüglich an-
gezeigten und durch ärztliches Attest 
nachgewiesenen Arbeitsunfähigkeit 
während eines Zeitausgleichs vom 
Arbeitszeitkonto (Zeiten nach Absatz 
3 Satz 1 und 2) tritt eine Minderung 
des Zeitguthabens nicht ein.  
 

(5) In der Dienstvereinbarung sind 
insbesondere folgende Regelungen 
zu treffen:  
a) Die höchstmögliche Zeitschuld 
(bis zu 40 Stunden) und das höchst-
zulässige Zeitguthaben (bis zu ei-
nem Vielfachen von 40 Stunden), die 
innerhalb eines bestimmten Zeit-
raums anfallen dürfen;  
b) nach dem Umfang des beantrag-
ten Freizeitausgleichs gestaffelte 
Fristen für das Abbuchen von Zeit-
guthaben oder für den Abbau von 
Zeitschulden durch den Mitarbeiter;  
c) die Berechtigung, das Abbuchen 
von Zeitguthaben zu bestimmten 
Zeiten (z.B. an so genannten Brü-
ckentagen) vorzusehen;  
d) die Folgen, wenn der Dienstgeber 

scheidet für einen in der 
Dienstvereinbarung festgeleg-
ten Zeitraum, welche der in 
Satz 1 genannten Zeiten auf 
das Arbeitszeitkonto gebucht 
werden.  
(4) Im Falle einer unverzüglich 
angezeigten und durch ärztli-
ches Attest nachgewiesenen 
Arbeitsunfähigkeit während 
eines Zeitausgleichs vom Ar-
beitszeitkonto (Zeiten nach Ab-
satz 3 Satz 1 und 2) tritt eine 
Minderung des Zeitguthabens 
nicht ein.  
(5) In der Dienstvereinbarung 
sind insbesondere folgende 
Regelungen zu treffen:  
a) Die höchstmögliche Zeit-
schuld (bis zu 40 Stunden) und 
das höchstzulässige Zeitgutha-
ben (bis zu einem Vielfachen 
von 40 Stunden), die innerhalb 
eines bestimmten Zeitraums 
anfallen dürfen;  
b) nach dem Umfang des bean-
tragten Freizeitausgleichs ge-
staffelte Fristen für das Abbu-
chen von Zeitguthaben oder für 
den Abbau von Zeitschulden 
durch den Mitarbeiter;  
c) die Berechtigung, das Abbu-
chen von Zeitguthaben zu be-
stimmten Zeiten (z. B. an so 
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genannten Brückentagen) vor-
zusehen;  
d) die Folgen, wenn der Dienst-
geber einen bereits genehmig-
ten Freizeitausgleich kurzfristig 
widerruft.  
(6) 1Der Dienstgeber kann mit 
dem Mitarbeiter die Einrichtung 
eines Langzeitkontos vereinba-
ren. 2In diesem Fall ist die Mit-
arbeitervertretung zu beteiligen 
und – bei Insolvenzfähigkeit des 
Dienstgebers – eine Regelung 
zur Insolvenzsicherung zu tref-
fen. 

einen bereits genehmigten Freizeit-
ausgleich kurzfristig widerruft.  
 
 
 
 
(6) 1Der Dienstgeber kann mit dem 
Mitarbeiter die Einrichtung eines 
Langzeitkontos vereinbaren. 2In die-
sem Fall ist die Mitarbeitervertretung 
zu beteiligen und – bei Insolvenzfä-
higkeit des Dienstgebers – eine Re-
gelung zur Insolvenzsicherung zu 
treffen. 

genannten Brückentagen) vor-
zusehen;  
d) die Folgen, wenn der Dienst-
geber einen bereits genehmig-
ten Freizeitausgleich kurzfristig 
widerruft.  
(6) 1Der Dienstgeber kann mit 
dem Mitarbeiter die Einrichtung 
eines Langzeitkontos vereinba-
ren. 2In diesem Fall ist die Mit-
arbeitervertretung zu beteiligen 
und – bei Insolvenzfähigkeit 
des Dienstgebers – eine Rege-
lung zur Insolvenzsicherung zu 
treffen. 

§ 9 Teilzeitbeschäftigung  
(1) 1Mit Ärztinnen und Ärzten soll auf 
Antrag eine geringere als die vertrag-
lich festgelegte Arbeitszeit vereinbart 
werden, wenn sie  
a) mindestens ein Kind unter 18 Jah-
ren oder  
b) einen nach ärztlichem Gutachten 
pflegebedürftigen sonstigen Angehö-
rigen tatsächlich betreuen oder pfle-
gen und dringende dienstliche bzw. 
betriebliche Belange nicht entgegen-
stehen. 2Die Teilzeitbeschäftigung 
nach Satz 1 ist auf Antrag auf bis zu 
fünf Jahre zu befristen. 3Sie kann ver-
längert werden; der Antrag ist spätes-
tens sechs Monate vor Ablauf der 
vereinbarten Teilzeitbeschäftigung zu 
stellen. 4Bei der Gestaltung der Ar-

§ 10 Teilzeitbeschäftigung  
(1) 1Mit Mitarbeitern soll auf An-
trag eine geringere als die ver-
traglich festgelegte Arbeitszeit 
vereinbart werden, wenn sie  
a) mindestens ein Kind unter 18 
Jahren oder  
b) einen nach ärztlichem Gut-
achten pflegebedürftigen sonsti-
gen Angehörigen  
tatsächlich betreuen oder pfle-
gen und dringende dienstliche 
bzw. betriebliche Belange nicht 
entgegenstehen. 2Die Teilzeit-
beschäftigung nach Satz 1 ist 
auf Antrag auf bis zu fünf Jahre 
zu befristen. 3Sie kann verlän-
gert werden; der Antrag ist spä-

§ 10 Teilzeitbeschäftigung  
(1) 1Mit Mitarbeitern soll auf Antrag 
eine geringere als die vertraglich 
festgelegte Arbeitszeit vereinbart 
werden, wenn sie  
a) mindestens ein Kind unter 18 Jah-
ren oder  
b) einen nach ärztlichem Gutachten 
pflegebedürftigen sonstigen Angehö-
rigen  
tatsächlich betreuen oder pflegen 
und dringende dienstliche bzw. be-
triebliche Belange nicht entgegen-
stehen. 2Die Teilzeitbeschäftigung 
nach Satz 1 ist auf Antrag auf bis zu 
fünf Jahre zu befristen. 3Sie kann 
verlängert werden; der Antrag ist 
spätestens sechs Monate vor Ablauf 

§ 10 Teilzeitbeschäftigung  
(1) 1Mit Mitarbeitern soll auf 
Antrag eine geringere als die 
vertraglich festgelegte Arbeits-
zeit vereinbart werden, wenn 
sie  
a) mindestens ein Kind unter 18 
Jahren oder  
b) einen nach ärztlichem Gut-
achten pflegebedürftigen sons-
tigen Angehörigen  
tatsächlich betreuen oder pfle-
gen und dringende dienstliche 
bzw. betriebliche Belange nicht 
entgegenstehen. 2Die Teilzeit-
beschäftigung nach Satz 1 ist 
auf Antrag auf bis zu fünf Jahre 
zu befristen. 3Sie kann verlän-
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beitszeit hat der Dienstgeber im 
Rahmen der dienstlichen Möglichkei-
ten der besonderen persönlichen Si-
tuation der Ärztin/des Arztes nach 
Satz 1 Rechnung zu tragen.  
 
 
 
 
 
(2) Ärztinnen und Ärzte, die in ande-
ren als den in Absatz 1 genannten 
Fällen eine Teilzeitbeschäftigung ver-
einbaren wollen, können von ihrem 
Dienstgeber verlangen, dass er mit 
ihnen die Möglichkeit einer Teilzeitbe-
schäftigung mit dem Ziel erörtert, zu 
einer entsprechenden Vereinbarung 
zu gelangen.  
 
 

(3) Ist mit früher vollbeschäftigten 
Ärztinnen und Ärzten auf ihren 
Wunsch eine nicht befristete Teilzeit-
beschäftigung vereinbart worden, 
sollen sie bei späterer Besetzung 
eines Vollzeitarbeitplatzes bei glei-
cher Eignung im Rahmen der dienstli-
chen Möglichkeiten bevorzugt be-
rücksichtigt werden. 
 

testens sechs Monate vor Ab-
lauf der vereinbarten Teilzeitbe-
schäftigung zu stellen. 4Bei der 
Gestaltung der Arbeitszeit hat 
der Dienstgeber im Rahmen der 
dienstlichen bzw. betrieblichen 
Möglichkeiten der besonderen 
persönlichen Situation des Mit-
arbeiters nach Satz 1 Rechnung 
zu tragen. 
 
(2) Mitarbeiter, die in anderen 
als den in Absatz 1 genannten 
Fällen eine Teilzeitbeschäfti-
gung vereinbaren wollen, kön-
nen von ihrem Dienstgeber ver-
langen, dass er mit ihnen die 
Möglichkeit einer Teilzeitbe-
schäftigung mit dem Ziel erör-
tert, zu einer entsprechenden 
Vereinbarung zu gelangen. 
 
 
(3) Ist mit früher Vollbeschäftig-
ten auf ihren Wunsch eine nicht 
befristete Teilzeitbeschäftigung 
vereinbart worden, sollen sie bei 
späterer Besetzung eines Voll-
zeitarbeitsplatzes bei gleicher 
Eignung im Rahmen der dienst-
lichen bzw. betrieblichen Mög-
lichkeiten bevorzugt berücksich-
tigt werden.  
 

der vereinbarten Teilzeitbeschäfti-
gung zu stellen. 4Bei der Gestaltung 
der Arbeitszeit hat der Dienstgeber 
im Rahmen der dienstlichen bzw. 
betrieblichen Möglichkeiten der be-
sonderen persönlichen Situation des 
Mitarbeiters nach Satz 1 Rechnung 
zu tragen.  
 

 
(2) Mitarbeiter, die in anderen als 
den in Absatz 1 genannten Fällen 
eine Teilzeitbeschäftigung vereinba-
ren wollen, können von ihrem 
Dienstgeber verlangen, dass er mit 
ihnen die Möglichkeit einer Teilzeit-
beschäftigung mit dem Ziel erörtert, 
zu einer entsprechenden Vereinba-
rung zu gelangen.  
 
 

(3) Ist mit früher Vollbeschäftigten 
auf ihren Wunsch eine nicht befriste-
te Teilzeitbeschäftigung vereinbart 
worden, sollen sie bei späterer Be-
setzung eines Vollzeitarbeitsplatzes 
bei gleicher Eignung im Rahmen der 
dienstlichen bzw. betrieblichen Mög-
lichkeiten bevorzugt berücksichtigt 
werden.  
 
 

gert werden; der Antrag ist spä-
testens sechs Monate vor Ab-
lauf der vereinbarten Teilzeit-
beschäftigung zu stellen. 4Bei 
der Gestaltung der Arbeitszeit 
hat der Dienstgeber im Rahmen 
der dienstlichen bzw. betriebli-
chen Möglichkeiten der beson-
deren persönlichen Situation 
des Mitarbeiters nach Satz 1 
Rechnung zu tragen.  
(2) Mitarbeiter, die in anderen 
als den in Absatz 1 genannten 
Fällen eine Teilzeitbeschäfti-
gung vereinbaren wollen, kön-
nen von ihrem Dienstgeber 
verlangen, dass er mit ihnen die 
Möglichkeit einer Teilzeitbe-
schäftigung mit dem Ziel erör-
tert, zu einer entsprechenden 
Vereinbarung zu gelangen.  
 
(3) Ist mit früher Vollbeschäftig-
ten auf ihren Wunsch eine nicht 
befristete Teilzeitbeschäftigung 
vereinbart worden, sollen sie 
bei späterer Besetzung eines 
Vollzeitarbeitsplatzes bei glei-
cher Eignung im Rahmen der 
dienstlichen bzw. betrieblichen 
Möglichkeiten bevorzugt be-
rücksichtigt werden.  
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Anmerkung zu den §§ 2 bis 10:  
Bei In-Kraft-Treten dieser Anla-
ge bestehende Gleitzeitregelun-
gen bleiben unberührt. 

Anmerkung zu den §§ 2 bis 10:  
Bei In-Kraft-Treten dieser Anlage 
bestehende Gleitzeitregelungen 
bleiben unberührt. 

Anmerkung zu den §§ 2 bis 10:  
Bei In-Kraft-Treten dieser Anla-
ge bestehende Gleitzeitrege-
lungen bleiben unberührt. 

§ 10 Arbeitszeitdokumentation  
Die Arbeitszeiten der Ärztinnen und 
Ärzte sind durch elektronische Ver-
fahren oder auf andere Art in geeig-
neter Weise objektiv zu erfassen und 
zu dokumentieren.  
Anmerkung zu §§ 2 bis 10:  
Bei In-Kraft-Treten dieser Anlage be-
stehende Gleitzeitregelungen bleiben 
unberührt. 
 

   

§ 11 Allgemeine Eingruppierungs-
regelungen  
(1) 1Die Eingruppierungen der Ärztin-
nen und Ärzte richtet sich nach den 
Tätigkeitsmerkmalen des § 12. 2Die 
Ärztin/der Arzt erhält das Entgelt nach 
der Entgeltgruppe, in der sie/er ein-
gruppiert ist. 
(2) 1Die Ärztin/der Arzt ist in der Ent-
geltgruppe eingruppiert, deren Tätig-
keitsmerkmalen die gesamte von 
ihr/ihm nicht nur vorübergehend aus-
zuübende Tätigkeit entspricht.  
2Die gesamte auszuübende Tätigkeit 
entspricht den Tätigkeitsmerkmalen 
einer Entgeltgruppe, wenn zeitlich 
mindestens zur Hälfte Arbeitsvorgän-
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ge anfallen, die für sich genommen 
die Anforderungen eines Tätigkeits-
merkmals oder mehrerer Tätigkeits-
merkmale dieser Entgeltgruppe erfül-
len. 3Kann die Erfüllung einer Anfor-
derung in der Regel erst bei der Be-
trachtung mehrerer Arbeitsvorgänge 
festgestellt werden, sind diese Ar-
beitsvorgänge für die Feststellung, ob 
diese Anforderung erfüllt ist, insoweit 
zusammen zu beurteilen. 4Ist in ei-
nem Tätigkeitsmerkmal als Anforde-
rung eine Voraussetzung der Person 
des Mitarbeiters bestimmt, muss auch 
diese Anforderung erfüllt sein.  

Anmerkung zu Absatz 2:  
1. 1Arbeitsvorgänge sind Arbeitsleis-

tungen (einschließlich Zusam-
menhangsarbeiten) die, bezogen 
auf den Aufgabenkreis der Ärz-
tin/des Arztes, zu einem bei natür-
licher Betrachtung abgrenzbaren 
Arbeitsergebnis führen (z. B.: Er-
stellung eines EKG). 2Jeder ein-
zelne Arbeitsvorgang ist als sol-
cher zu bewerten und darf dabei 
hinsichtlich der Anforderungen 
zeitlich nicht aufgespaltet werden.  

2. Eine Anforderung im Sinne des 
Satz 2 ist auch das in einem Tä-
tigkeitsmerkmal geforderte Her-
ausheben der Tätigkeit aus einer 
niedrigeren Entgeltgruppe.  

(3) Die Entgeltgruppe der Ärztin/des 
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Arztes ist im Dienstvertrag anzuge-
ben. 
 

§ 12 Eingruppierung  
Ärztinnen und Ärzte sind wie folgt 
eingruppiert:  
a) Entgeltgruppe I: 
Ärztin/Arzt mit entsprechender Tätig-
keit.  
b) Entgeltgruppe II: 
Fachärztin/Facharzt mit entsprechen-
der Tätigkeit.  
Anmerkung zu § 12 Buchstabe b:  
Fachärztin/Facharzt ist diejenige Ärz-
tin/derjenige Arzt, die/der aufgrund 
abgeschlossener Facharztweiterbil-
dung in ihrem/seinem Fachgebiet 
tätig ist.  
c) Entgeltgruppe III:  
Oberärztin/Oberarzt  
Anmerkung zu Buchstabe c:  
Oberärztin/Oberarzt ist diejenige Ärz-
tin/derjenige Arzt, der/dem die medi-
zinische Verantwortung für selbst-
ständige Teil- oder Funktionsbereiche 
der Klinik bzw. der Abteilung vom 
Dienstgeber ausdrücklich übertragen 
worden ist.  
d) Entgeltgruppe IV:  
Leitende Oberärztin/leitender Ober-
arzt ist diejenige Ärztin/derjenige Arzt, 
der/dem die ständige Vertretung der 

§ 11 Eingruppierung  
Die Eingruppierung der Mitarbei-
ter im Sinne des § 1 richtet sich 
nach den Tätigkeitsmerkmalen 
des Anhangs D dieser Anlage. 

§ 11 Eingruppierung  
Die Eingruppierung der Mitarbeiter 
im Sinne des § 1 Abs. 1 Buchstaben 
a bis d richtet sich nach den Tätig-
keitsmerkmalen des Anhang D die-
ser Anlage, die Eingruppierung der 
Mitarbeiter im Sinne des § 1 Abs. 1 
Buchstabe e richtet sich nach den 
Tätigkeitsmerkmalen des Anhang E 
dieser Anlage. 

§ 11 Eingruppierung und 
Entgelt der Mitarbeiter im 
Sozial- und Erziehungsdienst  
(1) Die Eingruppierung der Mit-
arbeiter im Sozial- und Erzie-
hungsdienst richtet sich nach 
den Tätigkeitsmerkmalen des 
Anhang B dieser Anlage. 
(2) 1Die Entgeltgruppen S 2 bis 
S 18 umfassen sechs Stufen. 
2Bei Einstellung werden die 
Mitarbeiter der Stufe 1 zuge-
ordnet, sofern keine einschlägi-
ge Berufserfahrung vorliegt. 
3Verfügt der Mitarbeiter über 
eine einschlägige Berufserfah-
rung von mindestens einem 
Jahr, erfolgt die Einstellung in 
die Stufe 2; verfügt er über eine 
einschlägige Berufserfahrung 
von mindestens vier Jahren, 
erfolgt in der Regel eine Zuord-
nung zur Stufe 3. 4Unabhängig 
davon kann der Dienstgeber bei 
Neueinstellungen zur Deckung 
des Personalbedarfs Zeiten 
einer vorherigen beruflichen 
Tätigkeit ganz oder teilweise für 
die Stufenzuordnung berück-
sichtigen, wenn diese Tätigkeit 
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leitenden Ärztin/des leitenden Arztes 
(Chefärztin/Chefarzt) vom Dienstge-
ber ausdrücklich übertragen worden 
ist.  
Anmerkung zu Buchstabe d:  
1Leitende Oberärztin/leitender Ober-
arzt ist nur diejenige Ärztin/derjenige 
Arzt, die/der die leitende Ärztin/den 
leitenden Arzt in der Gesamtheit ihrer/ 
seiner Dienstaufgaben vertritt. 2Das 
Tätigkeitsmerkmal kann daher inner-
halb einer Klinik in der Regel nur von 
einer Ärztin/einem Arzt erfüllt werden. 
 

für die vorgesehene Tätigkeit 
förderlich ist. 5Wird der Mitar-
beiter in unmittelbarem An-
schluss an ein Dienstverhältnis 
im Geltungsbereich der AVR 
oder im sonstigen Tätigkeitsbe-
reich der katholischen Kirche 
eingestellt, so erhält er  
a) wenn sein bisheriges Entgelt 
nach dieser Anlage oder einer 
entsprechenden Regelung be-
messen war, das Entgelt der 
Stufe, das er beim Fortbeste-
hen des Dienstverhältnisses am 
Einstellungstag vom bisherigen 
Dienstgeber erhalten hätte,  
b) wenn sein bisheriges Entgelt 
in Abweichung von den Vor-
schriften dieser Anlage oder 
einer entsprechenden Reglung 
bemessen war, das Entgelt der 
Stufe, das er am Einstellungs-
tag von seinem bisherigen 
Dienstgeber erhalten würde, 
wenn sein Entgelt ab dem Zeit-
punkt, seitdem er ununterbro-
chen im Geltungsbereich der 
AVR oder im sonstigen Tätig-
keitsbereich der katholischen 
Kirche tätig ist, nach dieser 
Anlage oder einer entspre-
chenden Regelung bemessen 
worden wäre.  
6Die Mitarbeiter erreichen die 
jeweils nächste Stufe – von 
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Stufe 3 an in Abhängigkeit von 
ihrer Leistung gemäß § 13 Abs. 
2 – nach folgenden Zeiten einer 
ununterbrochenen Tätigkeit 
innerhalb derselben Entgelt-
gruppe bei ihrem Dienstgeber 
(Stufenlaufzeit):  
• Stufe 2 nach einem Jahr in 

Stufe 1,  
• Stufe 3 nach drei Jahren in 

Stufe 2,  
• Stufe 4 nach vier Jahren in 

Stufe 3,  
• Stufe 5 nach vier Jahren in 

Stufe 4 und  
• Stufe 6 nach fünf Jahren in 

Stufe 5.  
7Abweichend von Satz 1 ist 
Endstufe die Stufe 4  
a) in der Entgeltgruppe S 4 bei 
Tätigkeiten entsprechend dem 
Tätigkeitsmerkmal Fallgruppe 2 
und  
b) in der Entgeltgruppe S 8 bei 
Tätigkeiten entsprechend dem 
Tätigkeitsmerkmal Fallgruppe 
5.  
8Abweichend von Satz 6 errei-
chen Mitarbeiter, die nach den 
Tätigkeitsmerkmalen des An-
hang B dieser Anlage in der 
Entgeltgruppe S 8 eingruppiert 
sind, die Stufe 5 nach acht Jah-
ren in Stufe 4 und die Stufe 6 
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nach zehn Jahren in Stufe 5.  

Anmerkung zu Absatz 2 Satz 3:  
Ein Praktikum nach Abschnitt D 
der Anlage 7 zu den AVR gilt 
grundsätzlich als Erwerb ein-
schlägiger Berufserfahrung.  

Anmerkung zu Absatz 2 Satz 5:  
1. Der Tätigkeit im Bereich der 

katholischen Kirche steht 
gleich eine Tätigkeit in der 
evangelischen Kirche, in ei-
nem Diakonischen Werk 
oder in einer Einrichtung, 
die dem Diakonischen Werk 
angeschlossen ist.  

2. 1Ein unmittelbarer An-
schluss liegt nicht vor, wenn 
zwischen den Dienstver-
hältnissen ein oder mehrere 
Werktage – mit Ausnahme 
allgemein arbeitsfreier 
Werktage – liegen, in denen 
das Dienstverhältnis nicht 
bestand. 2Es ist jedoch un-
schädlich, wenn der Mitar-
beiter in dem gesamten 
zwischen den Dienstver-
hältnissen liegenden Zeit-
raum dienstunfähig erkrankt 
war oder die Zeit zur Aus-
führung eines Umzuges an 
einen anderen Ort benötigt 
hat. 3Von der Vorausset-
zung des unmittelbaren An-
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schlusses kann abgewichen 
werden, wenn der Zeitraum 
zwischen dem Ende des 
bisherigen Dienstverhältnis-
ses und dem Beginn des 
neuen Dienstverhältnisses 
ein Jahr nicht übersteigt.  

(3) Soweit innerhalb dieser An-
lage auf bestimmte Entgelt-
gruppen Bezug genommen 
wird, entspricht  
die Entgelt- 

gruppe  
der Entgelt 
gruppe  

2  S 2  

4  S 3  

5  S 4  

6  S 5  

8  S 6 bis S 8  

9  S 9 bis S 14  

10  S 15 und S 16  

11  S 17  

12  S 18  
 

§ 13 Tabellenentgelt  
(1) 1Die Ärztin/der Arzt erhält monat-
lich ein Tabellenentgelt nach Anhang 
A dieser Anlage. 2Die Höhe bestimmt 
sich nach der Entgeltgruppe, in der 
sie/er eingruppiert ist, und nach der 
für sie/ihn geltenden Stufe.  
(2) Für Ärztinnen und Ärzte gemäß § 
12 Buchstabe c und d ist die Verein-

§ 12 Tabellenentgelt  
(1) 1Der Mitarbeiter erhält mo-
natlich ein Tabellenentgelt. 2Die 
Höhe bestimmt sich nach der 
Entgeltgruppe, in die er ein-
gruppiert ist, und nach der für 
ihn geltenden Stufe.  
(2) Die Mitarbeiter erhalten Ent-
gelt nach Anhang A und B die-

§ 12 Tabellenentgelt  
(1) 1Der Mitarbeiter erhält monatlich 
ein Tabellenentgelt. 2Die Höhe be-
stimmt sich nach der Entgeltgruppe, 
in die er eingruppiert ist, und nach 
der für ihn geltenden Stufe.  
 
(2) Die Mitarbeiter erhalten Entgelt 
nach Anhang A und B dieser Anlage.  

§ 12 Tabellenentgelt  
(1) 1Der Mitarbeiter erhält mo-
natlich ein Tabellenentgelt. 2Die 
Höhe bestimmt sich nach der 
Entgeltgruppe, in die er ein-
gruppiert ist, und nach der für 
ihn geltenden Stufe.  
(2) Die Mitarbeiter erhalten 
Entgelt nach Anhang A dieser 
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barung eines außertariflichen Entgelts 
jeweils nach Ablauf einer angemes-
senen, in der letzten tariflich ausge-
wiesenen Stufe verbrachten Zeit zu-
lässig. 
 
 

ser Anlage.  
 
 
 
(3) (RK Nord/NRW/ 
Mitte/Bayern/ 
Ost): Mitarbeiter, die in eine der 
Entgeltgruppen 5 bis 15 ein-
gruppiert sind, erhalten zuzüg-
lich zu dem Tabellenentgelt ge-
mäß § 12 Abs. 1 eine nicht dy-
namische Zulage in Höhe von 
monatlich 25 Euro.  
(3) (RK BW): Mitarbeiter, die in 
eine der Entgeltgruppen 5 bis 15 
eingruppiert sind, erhalten zu-
züglich zu dem Tabellenentgelt 
gemäß § 12 Abs. 1 eine nicht 
dynamische Zulage in Höhe von 
monatlich 30 Euro.  
(4) Mitarbeiter, denen die Lei-
tung einer Station übertragen 
worden ist, erhalten für die Dau-
er der Übertragung der Stations-
leitung eine Funktionszulage in 
Höhe von monatlich 30 Euro, 
soweit diesen Mitarbeitern im 
gleichen Zeitraum keine ander-
weitige Funktionszulage gezahlt 
wird.  
(5) (RK Nord/NRW/ 

 
 
 
 
(3) (RK BW): Mitarbeiter im Bereich 
der stationären und ambulanten Al-
tenhilfe der Vergütungsgruppen Kr 1 
und Kr 2, mit Ausnahme der Mitar-
beiter der VG Kr 2 Ziffer 1, die ab 
dem 1. Januar 2011 neu eingestellt 
werden, erhalten Entgelt nach An-
hang A 1 / B 1 – Mitarbeiter gemäß 
§ 12 Abs. 3 – Neueinstellung (gül-
tig vom 1. Januar 2011 bis 31. De-
zember 2016)  
(4) (RK BW): 1Mitarbeiter im Bereich 
der stationären und ambulanten Al-
tenhilfe der Vergütungsgruppen Kr 1 
und Kr 2, mit Ausnahme der Mitar-
beiter der VG Kr 2 Ziffer 1, die am 
31. Dezember 2010 in einem 
Dienstverhältnis gestanden haben, 
das am 1. Januar 2011 im Geltungs-
bereich der AVR fortbesteht, erhal-
ten Entgelt nach Anhang A 2 / B 2 – 
Mitarbeiter gemäß § 12 Abs. 4 – 
Bestandsmitarbeiter (gültig vom 1. 
Januar 2011 bis 31. Dezember 
2016). 2Ein Dienstverhältnis besteht 
auch fort bei der Verlängerung eines 
befristeten Dienstvertrags sowie bei 
Dienstgeberwechsel innerhalb des 
Geltungsbereichs der AVR. 

Anlage. 
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Mitte/Bayern/Ost): 1Mitarbeiter, 
die in eine der Entgeltgruppen 1 
bis 4 eingruppiert sind, erhalten 
zuzüglich zu dem Tabellenent-
gelt gemäß § 12 Abs. 1 einmalig 
im Kalenderjahr eine Einmalzah-
lung in Höhe von 8,4 v.H. der 
Stufe 2 ihrer jeweiligen Entgelt-
gruppe im Auszahlungsmonat. 
2Die Einmalzahlung nach Satz 1 
wird mit dem Tabellenentgelt für 
den Monat Juli ausgezahlt.  
(5) (RK BW): 1Mitarbeiter, die in 
eine der Entgeltgruppen 1 bis 4 
eingruppiert sind, erhalten zu-
züglich zu dem Tabellenentgelt 
gemäß § 12 Abs. 1 einmalig im 
Kalenderjahr eine Einmalzah-
lung in Höhe von 10,08 v.H. der 
Stufe 2 ihrer jeweiligen Entgelt-
gruppe im Auszahlungsmonat. 
2Die Einmalzahlung nach Satz 1 
wird mit dem Tabellenentgelt für 
den Monat Juli ausgezahlt.  
Anmerkung zu den Absätzen 3 
und 5:  
Für Krankenpflegehelferinnen 
und Krankenpflegehelfer bzw. 
Gesundheits- und Krankenpfle-
gehelferinnen und Gesundheits- 
und Krankenpflegehelfer gelten 
die Regelungen des Absatzes 3. 
 

3Unterbrechungen von bis zu sieben 
Wochen sind unschädlich.  
(5) (RK BW): Mitarbeiter im Bereich 
der stationären und ambulanten Al-
tenhilfe der Vergütungsgruppen Kr 
1/EG 3a und Kr 2/EG 4b mit Aus-
nahme der Mitarbeiter der VG Kr 2 
Ziffer 1 und Ziffer 2, die ab dem 31. 
Dezember 2009 neu eingestellt und 
gemäß Anlage 3b zu den AVR ver-
gütet wurden, erhalten Entgelt nach 
Anhang A 1 / B 1 – Mitarbeiter 
gemäß § 12 Abs. 3 (Neueinstel-
lungen) und Abs. 5 (Anlage 3 b 
(alt) (gültig vom 1. Januar 2011 bis 
31. Dezember 2016).  
(6) (RK BW): 1Ausgenommen vom 
Geltungsbereich der Absätze 3 bis 5 
sind Mitarbeiter in Tätigkeiten, die 
eine abgeschlossene Ausbildung 
von mindestens einem Jahr haben, 
und deren Ausbildung für diese Tä-
tigkeit erforderlich ist. 2Werden ein-
schlägige gesetzliche Mindestlöhne 
hierdurch unterschritten, so gelten 
mindestens diese. 
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§ 13a Berechnung und Auszahlung 
des Entgelts  
Teilzeitbeschäftigte Ärztinnen und 
Ärzte erhalten das Tabellenentgelt 
und alle sonstigen Entgeltbestandteile 
in dem Umfang, der dem Anteil ihrer 
individuell vereinbarten durchschnittli-
chen Arbeitszeit an der regelmäßigen 
Arbeitszeit vergleichbarer vollzeitbe-
schäftigter Ärztinnen und Ärzte ent-
spricht. 
 

§ 12a Berechnung und Aus-
zahlung des Entgelts  
Teilzeitbeschäftigte erhalten das 
Tabellenentgelt und alle sonsti-
gen Entgeltbestandteile in dem 
Umfang, der dem Anteil ihrer 
individuell vereinbarten durch-
schnittlichen Arbeitszeit an der 
regelmäßigen Arbeitszeit ver-
gleichbarer Vollzeitbeschäftigter 
entspricht. 

§ 12a Berechnung und Auszah-
lung des Entgelts  
Teilzeitbeschäftigte erhalten das 
Tabellenentgelt und alle sonstigen 
Entgeltbestandteile in dem Umfang, 
der dem Anteil ihrer individuell ver-
einbarten durchschnittlichen Arbeits-
zeit an der regelmäßigen Arbeitszeit 
vergleichbarer Vollzeitbeschäftigter 
entspricht. 

§ 12a Berechnung und Aus-
zahlung des Entgelts  
Teilzeitbeschäftigte erhalten 
das Tabellenentgelt und alle 
sonstigen Entgeltbestandteile in 
dem Umfang, der dem Anteil 
ihrer individuell vereinbarten 
durchschnittlichen Arbeitszeit 
an der regelmäßigen Arbeitszeit 
vergleichbarer Vollzeitbeschäf-
tigter entspricht. 

§ 13b (RK NRW/Mitte/BW/Bayern) 
Einmalige Sonderzahlung 
2012  

(1) Die Ärztinnen und Ärzte erhalten 
zum nächsten realisierbaren Zeit-
punkt mit der monatlichen Entgeltzah-
lung eine einmalige Sonderzahlung in 
Höhe von 440,00 Euro, sofern sie für 
mindestens einen Tag im Monat Ja-
nuar 2012 Anspruch auf Entgelt hat-
ten.  
(2) 1Anspruch auf Entgelt im Sinne 
des Absatzes 1 sind auch der An-
spruch auf Entgeltfortzahlung aus 
Anlass der in § 10 des Allgemeinen 
Teils, in Abschnitt XII Abs. b der An-
lage 1 i.V.m. Abschnitt XII Abs. a Satz 
2 und 3 der Anlage 1, in den §§ 2 und 
4 der Anlage 14 und in § 3 Abs. 3 
Satz 1 der Anlage 30 zu den AVR 
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genannten Ereignisse und der An-
spruch auf Krankengeldzuschuss aus 
Abschnitt XII Abs. c Satz 1 der Anlage 
1 zu den AVR, auch wenn dieser we-
gen der Höhe der Barleistungen des 
Sozialversicherungsträgers nicht ge-
zahlt wird. 2Einem Anspruch auf Ent-
gelt gleichgestellt ist der Bezug von 
Krankengeld nach § 45 SGB V oder 
entsprechender gesetzlicher Leistun-
gen und der Bezug von Mutter-
schaftsgeld nach § 13 MuSchG oder 
§ 200 RVO.  
(3) § 13a gilt entsprechend.  
(4) Im Falle eines Dienstgeberwech-
sels im Monat Januar 2012 wird kein 
weiterer Anspruch auf die einmalige 
Sonderzahlung nach Absatz 1 be-
gründet.  
(5) Die einmalige Sonderzahlung ist 
bei der Bemessung sonstiger Leis-
tungen nicht zu berücksichtigen. 
 

§ 13b (RK Nord) Einmalige Sonder-
zahlung 2012  

(1) Die Ärztinnen und Ärzte erhalten 
zum nächsten realisierbaren Zeit-
punkt mit der monatlichen Entgeltzah-
lung eine einmalige Sonderzahlung in 
Höhe von 440,00 Euro, sofern sie für 
mindestens einen Tag im Monat April 
2012 Anspruch auf Entgelt hatten.  
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(2) 1Anspruch auf Entgelt im Sinne 
des Absatzes 1 sind auch der An-
spruch auf Entgeltfortzahlung aus 
Anlass der in § 10 des Allgemeinen 
Teils, in Abschnitt XII Abs. b der An-
lage 1 i.V.m. Abschnitt XII Abs. a Satz 
2 und 3 der Anlage 1, in den §§ 2 und 
4 der Anlage 14 und in § 3 Abs. 3 
Satz 1 der Anlage 30 zu den AVR 
genannten Ereignisse und der An-
spruch auf Krankengeldzuschuss aus 
Abschnitt XII Abs. c Satz 1 der Anlage 
1 zu den AVR, auch wenn dieser we-
gen der Höhe der Barleistungen des 
Sozialversicherungsträgers nicht ge-
zahlt wird. 2Einem Anspruch auf Ent-
gelt gleichgestellt ist der Bezug von 
Krankengeld nach § 45 SGB V oder 
entsprechender gesetzlicher Leistun-
gen und der Bezug von Mutter-
schaftsgeld nach § 13 MuSchG oder 
§ 200 RVO.  
(3) § 13a gilt entsprechend.  
(4) Im Falle eines Dienstgeberwech-
sels im Monat April 2012 wird kein 
weiterer Anspruch auf die einmalige 
Sonderzahlung nach Absatz 1 be-
gründet.  
(5) Die einmalige Sonderzahlung ist 
bei der Bemessung sonstiger Leis-
tungen nicht zu berücksichtigen. 
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§ 14 Stufen der Entgelttabelle  
(1) Ärztinnen und Ärzte erreichen die 
jeweils nächste Stufe – in Abhängig-
keit von ihrer Leistung gemäß § 15 
Abs. 2 – nach den Zeiten einer Tätig-
keit innerhalb derselben Entgeltgrup-
pe bei ihrem Dienstgeber (Stufenlauf-
zeit) und zwar in  
a) Entgeltgruppe I  
Stufe 2: nach einjähriger ärztlicher 
Tätigkeit,  
Stufe 3: nach zweijähriger ärztlicher 
Tätigkeit,  
Stufe 4: nach dreijähriger ärztlicher 
Tätigkeit,  
Stufe 5: nach vierjähriger ärztlicher 
Tätigkeit,  
Stufe 6 (RK 
Nord/NRW/Mitte/BW/Bayern):  
Stufe 6: nach fünfjähriger ärztlicher 
Tätigkeit.  
b) Entgeltgruppe II  
Stufe 2: nach dreijähriger fachärztli-
cher Tätigkeit,  
Stufe 3: nach sechsjähriger fachärztli-
cher Tätigkeit,  
Stufe 4: nach achtjähriger fachärztli-
cher Tätigkeit,  
Stufe 5: nach zehnjähriger fachärztli-
cher Tätigkeit,  
Stufe 6: nach zwölfjähriger fachärztli-
cher Tätigkeit,  

§ 13 Stufen der Entgelttabelle  
(1) 1Die Entgeltgruppen 2 bis 15 
umfassen sechs Stufen. 2Die 
Abweichungen von Satz 1 sind 
in § 13a geregelt.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

§ 13 Stufen der Entgelttabelle  
(1) 1Die Entgeltgruppen 2 bis 15 um-
fassen sechs Stufen. 2Die Abwei-
chungen von Satz 1 sind in § 13a 
geregelt.  
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c) Entgeltgruppe III  
Stufe 2: nach dreijähriger oberärztli-
cher Tätigkeit.  
Stufe 3 (RK 
Nord/NRW/Mitte/BW/Bayern):  
Stufe 3: nach sechsjähriger oberärzt-
licher Tätigkeit.  
Entgeltgruppe IV, Stufe 2 (RK 
Nord/NRW/Mitte/BW/Bayern):  
d) Entgeltgruppe IV  
Stufe 2: nach dreijähriger Tätigkeit als 
leitende Oberärztin/ leitender Ober-
arzt.  
(2) 1Bei der Anrechnung von Vorbe-
schäftigungen werden in der Entgelt-
gruppe I Zeiten ärztlicher Tätigkeit 
angerechnet. 2Eine Tätigkeit als Ärz-
tin/Arzt im Praktikum gilt als ärztliche 
Tätigkeit. 3In der Entgeltgruppe II 
werden Zeiten fachärztlicher Tätigkeit 
in der Regel angerechnet. 4Zeiten 
einer vorhergehenden beruflichen 
Tätigkeit können angerechnet wer-
den, wenn sie für die vorgesehene 
Tätigkeit förderlich sind.  

Anmerkung zu Absatz 2:  
Zeiten ärztlicher Tätigkeit im Sinne 
der Sätze 1 bis 3, die im Ausland ab-
geleistet worden sind, sind nur sol-
che, die von einer Ärztekammer im 
Gebiet der Bundesrepublik Deutsch-
land als der inländischen ärztlichen 
Tätigkeit gleichwertig anerkannt wer-

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) 1Bei Einstellung werden die 
Mitarbeiter der Stufe 1 zugeord-
net, sofern keine einschlägige 
Berufserfahrung vorliegt. 
2Verfügt der Mitarbeiter über 
eine einschlägige Berufserfah-
rung von mindestens einem 
Jahr, erfolgt die Einstellung in 
die Stufe 2; verfügt er über eine 
einschlägige Berufserfahrung 
von mindestens drei Jahren, 
erfolgt in der Regel eine Zuord-
nung zur Stufe 3. 3Unabhängig 
davon kann der Dienstgeber bei 
Neueinstellungen zur Deckung 
des Personalbedarfs Zeiten ei-
ner vorherigen beruflichen Tä-
tigkeit ganz oder teilweise für 
die Stufenzuordnung berück-
sichtigen, wenn diese Tätigkeit 
für die vorgesehene Tätigkeit 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) 1Bei Einstellung werden die Mit-
arbeiter der Stufe 1 zugeordnet, so-
fern keine einschlägige Berufserfah-
rung vorliegt. 2Verfügt der Mitarbeiter 
über eine einschlägige Berufserfah-
rung von mindestens einem Jahr, 
erfolgt die Einstellung in die Stufe 2; 
verfügt er über eine einschlägige 
Berufserfahrung von mindestens drei 
Jahren, erfolgt in der Regel eine 
Zuordnung zur Stufe 3. 3Unabhängig 
davon kann der Dienstgeber bei 
Neueinstellungen zur Deckung des 
Personalbedarfs Zeiten einer vorhe-
rigen beruflichen Tätigkeit ganz oder 
teilweise für die Stufenzuordnung 
berücksichtigen, wenn diese Tätig-
keit für die vorgesehene Tätigkeit 
förderlich ist.  
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den. 
 

förderlich ist.  
Anmerkung zu Absatz 2:  
Ein Praktikum nach Abschnitt D 
der Anlage 7 zu den AVR gilt 
grundsätzlich als Erwerb ein-
schlägiger Berufserfahrung.  
(2a) Wird der Mitarbeiter in un-
mittelbarem Anschluss an ein 
Dienstverhältnis im Geltungsbe-
reich der AVR oder im sonstigen 
Tätigkeitsbereich der katholi-
schen Kirche eingestellt, so er-
hält er  
a) wenn sein bisheriges Entgelt 
nach dieser Anlage oder einer 
entsprechenden Regelung be-
messen war, das Entgelt der 
Stufe, das er beim Fortbestehen 
des Dienstverhältnisses am Ein-
stellungstag vom bisherigen 
Dienstgeber erhalten hätte,  
b) wenn sein bisheriges Entgelt 
in Abweichung von den Vor-
schriften dieser Anlage oder 
einer entsprechenden Reglung 
bemessen war, das Entgelt der 
Stufe, das er am Einstellungstag 
von seinem bisherigen Dienst-
geber erhalten würde, wenn 
sein Entgelt ab dem Zeitpunkt, 
seitdem er ununterbrochen im 
Geltungsbereich der AVR oder 
im sonstigen Tätigkeitsbereich 
der katholischen Kirche tätig ist, 

 
Anmerkung zu Absatz 2:  
Ein Praktikum nach Abschnitt D der 
Anlage 7 zu den AVR gilt grundsätz-
lich als Erwerb einschlägiger Berufs-
erfahrung.  
(2a) Wird der Mitarbeiter in unmittel-
barem Anschluss an ein Dienstver-
hältnis im Geltungsbereich der AVR 
oder im sonstigen Tätigkeitsbereich 
der katholischen Kirche eingestellt, 
so erhält er  
a) wenn sein bisheriges Entgelt nach 
dieser Anlage oder einer entspre-
chenden Regelung bemessen war, 
das Entgelt der Stufe, das er beim 
Fortbestehen des Dienstverhältnis-
ses am Einstellungstag vom bisheri-
gen Dienstgeber erhalten hätte,  
b) wenn sein bisheriges Entgelt in 
Abweichung von den Vorschriften 
dieser Anlage oder einer entspre-
chenden Reglung bemessen war, 
das Entgelt der Stufe, das er am 
Einstellungstag von seinem bisheri-
gen Dienstgeber erhalten würde, 
wenn sein Entgelt ab dem Zeitpunkt, 
seitdem er ununterbrochen im Gel-
tungsbereich der AVR oder im sons-
tigen Tätigkeitsbereich der katholi-
schen Kirche tätig ist, nach dieser 
Anlage oder einer entsprechenden 
Regelung bemessen worden wäre.  
Anmerkung zu Absatz 2a:  
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nach dieser Anlage oder einer 
entsprechenden Regelung be-
messen worden wäre. 
Anmerkung zu Absatz 2a:  
1. Der Tätigkeit im Bereich der 

katholischen Kirche steht 
gleich eine Tätigkeit in der 
evangelischen Kirche, in ei-
nem Diakonischen Werk o-
der in einer Einrichtung, die 
dem Diakonischen Werk an-
geschlossen ist.  

2. 1Ein unmittelbarer Anschluss 
liegt nicht vor, wenn zwi-
schen den Dienstverhältnis-
sen ein oder mehrere Werk-
tage – mit Ausnahme allge-
mein arbeitsfreier Werktage 
– liegen, in denen das 
Dienstverhältnis nicht be-
stand. 2Es ist jedoch un-
schädlich, wenn der Mitar-
beiter in dem gesamten zwi-
schen den Dienstverhältnis-
sen liegenden Zeitraum 
dienstunfähig erkrankt war 
oder die Zeit zur Ausführung 
eines Umzuges an einen 
anderen Ort benötigt hat. 
3Von der Voraussetzung des 
unmittelbaren Anschlusses 
kann abgewichen werden, 
wenn der Zeitraum zwischen 
dem Ende des bisherigen 
Dienstverhältnisses und dem 

1. Der Tätigkeit im Bereich der 
katholischen Kirche steht gleich eine 
Tätigkeit in der evangelischen Kir-
che, in einem Diakonischen Werk 
oder in einer Einrichtung, die dem 
Diakonischen Werk angeschlossen 
ist.  
2. 1Ein unmittelbarer Anschluss 
liegt nicht vor, wenn zwischen den 
Dienstverhältnissen ein oder mehre-
re Werktage – mit Ausnahme allge-
mein arbeitsfreier Werktage – liegen, 
in denen das Dienstverhältnis nicht 
bestand. 2Es ist jedoch unschädlich, 
wenn der Mitarbeiter in dem gesam-
ten zwischen den Dienstverhältnis-
sen liegenden Zeitraum dienstunfä-
hig erkrankt war oder die Zeit zur 
Ausführung eines Umzuges an einen 
anderen Ort benötigt hat. 3Von der 
Voraussetzung des unmittelbaren 
Anschlusses kann abgewichen wer-
den, wenn der Zeitraum zwischen 
dem Ende des bisherigen Dienstver-
hältnisses und dem Beginn des neu-
en Dienstverhältnisses ein Jahr nicht 
übersteigt.  
(3) 1Die Mitarbeiter erreichen die 
jeweils nächste Stufe – von Stufe 3 
an in Abhängigkeit von ihrer Leis-
tung gemäß § 14 Abs. 2 – nach fol-
genden Zeiten einer ununterbroche-
nen Tätigkeit innerhalb derselben 
Entgeltgruppe bei ihrem Dienstgeber 
(Stufenlaufzeit):  
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Beginn des neuen Dienst-
verhältnisses ein Jahr nicht 
übersteigt.  

(3) 1Die Mitarbeiter erreichen die 
jeweils nächste Stufe – von Stu-
fe 3 an in Abhängigkeit von ihrer 
Leistung gemäß § 14 Abs. 2 – 
nach folgenden Zeiten einer 
ununterbrochenen Tätigkeit in-
nerhalb derselben Entgeltgrup-
pe bei ihrem Dienstgeber (Stu-
fenlaufzeit):  
• Stufe 2 nach einem Jahr in 

Stufe 1,  
• Stufe 3 nach zwei Jahren in 

Stufe 2,  
• Stufe 4 nach drei Jahren in 

Stufe 3,  
• Stufe 5 nach vier Jahren in 

Stufe 4 und  
• Stufe 6 nach fünf Jahren in 

Stufe 5.  
2Die Abweichungen von Satz 1 
sind in § 13a geregelt.  
(4) 1Die Entgeltgruppe 1 umfasst 
fünf Stufen. 2Einstellungen er-
folgen in der Stufe 2 (Eingangs-
stufe). 3Die jeweils nächste Stu-
fe wird nach vier Jahren in der 
vorangegangenen Stufe er-
reicht; § 14 Abs. 2 bleibt unbe-
rührt. 

• Stufe 2 nach einem Jahr in Stufe 
1,  

• Stufe 3 nach zwei Jahren in Stufe 
2,  

• Stufe 4 nach drei Jahren in Stufe 
3,  

• Stufe 5 nach vier Jahren in Stufe 
4 und  

• Stufe 6 nach fünf Jahren in Stufe 
5.  

2Die Abweichungen von Satz 1 sind 
in § 13a geregelt.  
(4) 1Die Entgeltgruppe 1 umfasst 
fünf Stufen. 2Einstellungen erfolgen 
in der Stufe 2 (Eingangsstufe). 3Die 
jeweils nächste Stufe wird nach vier 
Jahren in der vorangegangenen Stu-
fe erreicht; § 14 Abs. 2 bleibt unbe-
rührt. 
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 § 13a Besondere Stufenrege-
lung  
(1) Abweichend von § 13 Abs. 1 
Satz 1 ist Eingangsstufe  
a) in den Entgeltgruppen 9 und 
11 die Stufe 4 bei Tätigkeiten 
entsprechend  
• Kr 11 mit Aufstieg nach Kr 

12,  
• Kr 8 mit Aufstieg nach Kr 9,  
• Kr 7 mit Aufstieg nach Kr 8 

(9b),  
b) in den Entgeltgruppen 7 und 
9 bis 12 die Stufe 3 bei Tätigkei-
ten entsprechend 
• Kr 12 mit Aufstieg nach Kr 

13,  
• Kr 10 mit Aufstieg nach Kr 

11,  
• Kr 9 mit Aufstieg nach Kr 10,  
• Kr 6 mit Aufstieg nach Kr 7,  
• Kr 7 ohne Aufstieg,  
• Kr 6 ohne Aufstieg,  
c) in der Entgeltgruppe 7 die 
Stufe 2 bei Tätigkeiten entspre-
chend 
• Kr 5a mit Aufstieg nach Kr 6,  
• Kr 5 mit Aufstieg nach Kr 5a 

und weiterem Aufstieg nach 
Kr 6,  

• Kr 5 mit Aufstieg nach Kr 5a.  
(2) Abweichend von § 13 Abs. 1 

§ 13a Besondere Stufenregelung  
(1) Abweichend von § 13 Abs. 1 
Satz 1 ist Eingangsstufe  
a) in den Entgeltgruppen 9 und 11 
die Stufe 4 bei Tätigkeiten entspre-
chend 
• Kr 11 mit Aufstieg nach Kr 12,  
• Kr 8 mit Aufstieg nach Kr 9,  
• Kr 7 mit Aufstieg nach Kr 8 (9b),  
b) in den Entgeltgruppen 7 und 9 bis 
12 die Stufe 3 bei Tätigkeiten ent-
sprechend 
• Kr 12 mit Aufstieg nach Kr 13,  
• Kr 10 mit Aufstieg nach Kr 11,  
• Kr 9 mit Aufstieg nach Kr 10,  
• Kr 6 mit Aufstieg nach Kr 7,  
• Kr 7 ohne Aufstieg,  
• Kr 6 ohne Aufstieg,  
c) in der Entgeltgruppe 7 die Stufe 2 
bei Tätigkeiten entsprechend 
• Kr 5a mit Aufstieg nach Kr 6,  
• Kr 5 mit Aufstieg nach Kr 5a 
und weiterem Aufstieg nach Kr 6,  
• Kr 5 mit Aufstieg nach Kr 5a.  
 
 
 
 
 

(2) Abweichend von § 13 Abs. 1 
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Satz 1 ist Endstufe  
a) in den Entgeltgruppen 7 und 
9 bis 11 die Stufe 5 bei Tätigkei-
ten entsprechend 
• Kr 10 mit Aufstieg nach Kr 

11,  
• Kr 9 mit Aufstieg nach Kr 10,  
• Kr 6 mit Aufstieg nach Kr 7,  
• Kr 7 ohne Aufstieg,  
• Kr 6 ohne Aufstieg,  
• Kr 4 mit Aufstieg nach Kr 5,  
 
b) in der Entgeltgruppe 4 und 6 
die Stufe 3 bei Tätigkeiten ent-
sprechend Kr 2 ohne Aufstieg.  
(3) Abweichend von § 13 Abs. 3 
Satz 1 gelten für die Stufenlauf-
zeiten folgende Regelungen: 
a) in der Entgeltgruppe 12 wird 
die Stufe 4 nach zwei Jahren in 
Stufe 3 und die Stufe 5 nach 
drei Jahren in Stufe 4 bei Tätig-
keiten entsprechend der Vergü-
tungsgruppe Kr 12 mit Aufstieg 
nach Kr 13,  
b) in der Entgeltgruppe 11 wird 
die Stufe 4 nach zwei Jahren in 
Stufe 3 und die Stufe 5 nach 
fünf Jahren in Stufe 4 bei Tätig-
keiten entsprechend der Vergü-
tungsgruppe Kr 10 mit Aufstieg 
nach Kr 11,  
c) in der Entgeltgruppe 10 wird 
die Stufe 4 nach zwei Jahren in 
Stufe 3 und die Stufe 5 nach 

Satz 1 ist Endstufe  
a) in den Entgeltgruppen 7 und 9 bis 
11 die Stufe 5 bei Tätigkeiten ent-
sprechend 
• Kr 10 mit Aufstieg nach Kr 11,  
• Kr 9 mit Aufstieg nach Kr 10,  
• Kr 6 mit Aufstieg nach Kr 7,  
• Kr 7 ohne Aufstieg,  
• Kr 6 ohne Aufstieg,  
• Kr 4 mit Aufstieg nach Kr 5,  
b) in der Entgeltgruppe 4 und 6 die 
Stufe 3 bei Tätigkeiten entsprechend 
Kr 2 ohne Aufstieg.  
 

(3) Abweichend von § 13 Abs. 3 
Satz 1 gelten für die Stufenlaufzeiten 
folgende Regelungen:  
a) in der Entgeltgruppe 12 wird die 
Stufe 4 nach zwei Jahren in Stufe 3 
und die Stufe 5 nach drei Jahren in 
Stufe 4 bei Tätigkeiten entsprechend 
der Vergütungsgruppe Kr 12 mit 
Aufstieg nach Kr 13,  
b) in der Entgeltgruppe 11 wird die 
Stufe 4 nach zwei Jahren in Stufe 3 
und die Stufe 5 nach fünf Jahren in 
Stufe 4 bei Tätigkeiten entsprechend 
der Vergütungsgruppe Kr 10 mit 
Aufstieg nach Kr 11,  
c) in der Entgeltgruppe 10 wird die 
Stufe 4 nach zwei Jahren in Stufe 3 
und die Stufe 5 nach drei Jahren in 
Stufe 4 bei Tätigkeiten entsprechend 
der Vergütungsgruppe Kr 9 mit Auf-
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drei Jahren in Stufe 4 bei Tätig-
keiten entsprechend der Vergü-
tungsgruppe Kr 9 mit Aufstieg 
nach Kr 10,  
d) in der Entgeltgruppe 9 wird 
die Stufe 6 nach zwei Jahren in 
Stufe 5 bei Tätigkeiten entspre-
chend der Vergütungsgruppe Kr 
8 mit Aufstieg nach Kr 9,  
e) in der Entgeltgruppe 9 (9b) 
wird die Stufe 5 nach fünf Jah-
ren in Stufe 4 bei Tätigkeiten 
entsprechend der Vergütungs-
gruppe Kr 7 mit Aufstieg nach Kr 
8,  
f) in der Entgeltgruppe 9 wird die 
Stufe 4 nach fünf Jahren in Stu-
fe 3 und die Stufe 5 (9b) nach 
fünf Jahren in Stufe 4 bei Tätig-
keiten entsprechend der Vergü-
tungsgruppen Kr 6 mit Aufstieg 
nach Kr 7, Kr 7 ohne Aufstieg,  
g) in der Entgeltgruppe 9 wird 
die Stufe 4 (9b) nach fünf Jah-
ren in Stufe 3 und die Stufe 5 
(9b) nach fünf Jahren in Stufe 4 
bei Tätigkeiten entsprechend 
der Vergütungsgruppen Kr 6 
ohne Aufstieg  
erreicht. 

stieg nach Kr 10,  
d) in der Entgeltgruppe 9 wird die 
Stufe 6 nach zwei Jahren in Stufe 5 
bei Tätigkeiten entsprechend der 
Vergütungsgruppe Kr 8 mit Aufstieg 
nach Kr 9,  
e) in der Entgeltgruppe 9 (9b) wird 
die Stufe 5 nach fünf Jahren in Stufe 
4 bei Tätigkeiten entsprechend der 
Vergütungsgruppe Kr 7 mit Aufstieg 
nach Kr 8,  
f) in der Entgeltgruppe 9 wird die 
Stufe 4 nach fünf Jahren in Stufe 3 
und die Stufe 5 (9b) nach fünf Jah-
ren in Stufe 4 bei Tätigkeiten ent-
sprechend der Vergütungsgruppen 
Kr 6 mit Aufstieg nach Kr 7, Kr 7 
ohne Aufstieg,  
g) in der Entgeltgruppe 9 wird die 
Stufe 4 (9b) nach fünf Jahren in Stu-
fe 3 und die Stufe 5 (9b) nach fünf 
Jahren in Stufe 4 bei Tätigkeiten 
entsprechend der Vergütungsgrup-
pen Kr 6 ohne Aufstieg  
erreicht. 

§ 15 Allgemeine Regelungen zu 
den Stufen  
(1) Ärztinnen und Ärzte erhalten von 
Beginn des Monats an, in dem die 

§ 14 Allgemeine Regelungen 
zu den Stufen  
(1) Die Mitarbeiter erhalten vom 
Beginn des Monats an, in dem 

§ 14 Allgemeine Regelungen zu 
den Stufen  
(1) Die Mitarbeiter erhalten vom Be-
ginn des Monats an, in dem die 

§ 13 Allgemeine Regelungen 
zu den Stufen  
(1) Die Mitarbeiter erhalten vom 
Beginn des Monats an, in dem 
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nächste Stufe erreicht wird, das Ta-
bellenentgelt nach der neuen Stufe.  
 
(2) 1Bei Leistungen der Ärztin/des 
Arztes, die erheblich über dem 
Durchschnitt liegen, kann die erfor-
derliche Zeit für das Erreichen der 
Stufen 2 bis 5 jeweils verkürzt wer-
den. 2Bei Leistungen, die erheblich 
unter dem Durchschnitt liegen, kann 
die erforderliche Zeit für das Errei-
chen der Stufe 2 bis 5 jeweils verlän-
gert werden. 3Bei einer Verlängerung 
der Stufenlaufzeit hat der Dienstgeber 
jährlich zu prüfen, ob die Vorausset-
zungen für die Verlängerung noch 
vorliegen. 4Für die Beratung von 
schriftlich begründeten Beschwerden 
von Ärztinnen und Ärzten gegen eine 
Verlängerung nach Satz 2 bzw. 3 ist 
eine betriebliche Kommission zustän-
dig. 5Die Mitglieder der betrieblichen 
Kommission werden je zur Hälfte vom 
Dienstgeber und von der Mitarbeiter-
vertretung benannt; sie müssen der 
Einrichtung angehören und, soweit 
sie von der Mitarbeitervertretung be-
nannt werden, unter diese Regelung 
fallen. 6Der Dienstgeber entscheidet 
auf Vorlage der Kommission darüber, 
ob und in welchem Umfang der Be-
schwerde abgeholfen werden soll.  

 

 

die nächste Stufe erreicht wird, 
das Tabellenentgelt nach der 
neuen Stufe. 

(2) 1Bei Leistungen des Mitar-
beiters, die erheblich über dem 
Durchschnitt liegen, kann die 
erforderliche Zeit für das Errei-
chen der Stufen 4 bis 6 jeweils 
verkürzt werden. 2Bei Leistun-
gen, die erheblich unter dem 
Durchschnitt liegen, kann die 
erforderliche Zeit für das Errei-
chen der Stufen 4 bis 6 jeweils 
verlängert werden. 3Bei einer 
Verlängerung der Stufenlaufzeit 
hat der Dienstgeber jährlich zu 
prüfen, ob die Voraussetzungen 
für die Verlängerung noch vor-
liegen. 4Für die Beratung von 
schriftlich begründeten Be-
schwerden von Mitarbeitern 
gegen eine Verlängerung nach 
Satz 2 bzw. 3 ist eine betriebli-
che Kommission zuständig. 5Die 
Mitglieder der betrieblichen 
Kommission werden je zur Hälf-
te vom Dienstgeber und von der 
Mitarbeitervertretung benannt; 
sie müssen der Einrichtung an-
gehören. 6Der Dienstgeber ent-
scheidet auf Vorschlag der 
Kommission darüber, ob und in 
welchem Umfang der Be-
schwerde abgeholfen werden 

nächste Stufe erreicht wird, das Ta-
bellenentgelt nach der neuen Stufe.  
 
(2) 1Bei Leistungen des Mitarbeiters, 
die erheblich über dem Durchschnitt 
liegen, kann die erforderliche Zeit für 
das Erreichen der Stufen 4 bis 6 
jeweils verkürzt werden. 2Bei Leis-
tungen, die erheblich unter dem 
Durchschnitt liegen, kann die erfor-
derliche Zeit für das Erreichen der 
Stufen 4 bis 6 jeweils verlängert 
werden. 3Bei einer Verlängerung der 
Stufenlaufzeit hat der Dienstgeber 
jährlich zu prüfen, ob die Vorausset-
zungen für die Verlängerung noch 
vorliegen. 4Für die Beratung von 
schriftlich begründeten Beschwerden 
von Mitarbeitern gegen eine Verlän-
gerung nach Satz 2 bzw. 3 ist eine 
betriebliche Kommission zuständig. 
5Die Mitglieder der betrieblichen 
Kommission werden je zur Hälfte 
vom Dienstgeber und von der Mitar-
beitervertretung benannt; sie müs-
sen der Einrichtung angehören. 6Der 
Dienstgeber entscheidet auf Vor-
schlag der Kommission darüber, ob 
und in welchem Umfang der Be-
schwerde abgeholfen werden soll.  
 
 
 

die nächste Stufe erreicht wird, 
das Tabellenentgelt nach der 
neuen Stufe.  

(2) 1Bei Leistungen des Mitar-
beiters, die erheblich über dem 
Durchschnitt liegen, kann die 
erforderliche Zeit für das Errei-
chen der Stufen 4 bis 6 jeweils 
verkürzt werden. 2Bei Leistun-
gen, die erheblich unter dem 
Durchschnitt liegen, kann die 
erforderliche Zeit für das Errei-
chen der Stufen 4 bis 6 jeweils 
verlängert werden. 3Bei einer 
Verlängerung der Stufenlaufzeit 
hat der Dienstgeber jährlich zu 
prüfen, ob die Voraussetzungen 
für die Verlängerung noch vor-
liegen. 4Für die Beratung von 
schriftlich begründeten Be-
schwerden von Mitarbeitern 
gegen eine Verlängerung nach 
Satz 2 bzw. 3 ist eine betriebli-
che Kommission zuständig. 
5Die Mitglieder der betrieblichen 
Kommission werden je zur Hälf-
te vom Dienstgeber und von 
der Mitarbeitervertretung be-
nannt; sie müssen der Einrich-
tung angehören. 6Der Dienst-
geber entscheidet auf Vor-
schlag der Kommission dar-
über, ob und in welchem Um-
fang der Beschwerde abgehol-
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Anmerkung zu Absatz 2:  
Leistungsbezogene Stufenaufstiege 
unterstützen insbesondere die Anlie-
gen der Personalentwicklung.  

 

 

 

 

 
Anmerkung zu Absatz 2 Satz 2:  
Bei Leistungsminderungen, die auf 
einem anerkannten Arbeitsunfall oder 
einer Berufskrankheit gemäß § 8 und 
§ 9 SGB VII beruhen, ist diese Ursa-
che in geeigneter Weise zu berück-
sichtigen.  
 
Anmerkung zu Absatz 2 Satz 6:  
Die Mitwirkung der Kommission er-
fasst nicht die Entscheidung über die 
leistungsbezogene Stufenzuordnung.  
 
(3) 1Den Zeiten in einer ärztlichen 
Tätigkeit im Sinne des § 14 Abs. 1 
stehen gleich:  
a) Schutzfristen nach dem Mutter-
schutzgesetz,  
b) Zeiten einer Arbeitsunfähigkeit 
nach Abschnitt XII der Anlage 1 zu 
den AVR bis zu 26 Wochen,  

soll.  
Anmerkung zu Absatz 2:  
1Die Instrumente der materiellen 
Leistungsanreize (§ 15) und der 
leistungsbezogene Stufenauf-
stieg bestehen unabhängig von-
einander und dienen unter-
schiedlichen Zielen. 
2Leistungsbezogene Stufenauf-
stiege unterstützen insbesonde-
re die Anliegen der Personal-
entwicklung.  

Anmerkung zu Absatz 2 Satz 2:  
Bei Leistungsminderungen, die 
auf einem anerkannten Arbeits-
unfall oder einer Berufskrankheit 
gemäß §§ 8 und 9 SGB VII be-
ruhen, ist diese Ursache in ge-
eigneter Weise zu berücksichti-
gen. 

Anmerkung zu Absatz 2 Satz 6:  
Die Mitwirkung der Kommission 
erfasst nicht die Entscheidung 
über die leistungsbezogene Stu-
fenzuordnung.  
(3) 1Den Zeiten einer ununter-
brochenen Tätigkeit im Sinne 
des § 13 Abs. 3 Satz 1 stehen 
gleich:  
a) Schutzfristen nach dem Mut-
terschutzgesetz,  
b) Zeiten einer Arbeitsunfähig-
keit nach Abschnitt XII der Anla-

 
Anmerkung zu Absatz 2:  
1Die Instrumente der materiellen 
Leistungsanreize (§ 15) und der leis-
tungsbezogene Stufenaufstieg be-
stehen unabhängig voneinander und 
dienen unterschiedlichen Zielen. 
2Leistungsbezogene Stufenaufstie-
ge unterstützen insbesondere die 
Anliegen der Personalentwicklung.  
 

Anmerkung zu Absatz 2 Satz 2:  
Bei Leistungsminderungen, die auf 
einem anerkannten Arbeitsunfall 
oder einer Berufskrankheit gemäß 
§§ 8 und 9 SGB VII beruhen, ist die-
se Ursache in geeigneter Weise zu 
berücksichtigen.  
 
Anmerkung zu Absatz 2 Satz 6:  
Die Mitwirkung der Kommission er-
fasst nicht die Entscheidung über die 
leistungsbezogene Stufenzuord-
nung.  
(3) 1Den Zeiten einer ununterbro-
chenen Tätigkeit im Sinne des § 13 
Abs. 3 Satz 1 stehen gleich:  
a) Schutzfristen nach dem Mutter-
schutzgesetz,  
b) Zeiten einer Arbeitsunfähigkeit 
nach Abschnitt XII der Anlage 1 zu 
den AVR bis zu 26 Wochen,  
c) Zeiten eines bezahlten Urlaubs,  

fen werden soll.  
Anmerkung zu Absatz 2:  
1Die Instrumente der materiel-
len Leistungsanreize (§ 14) und 
der leistungsbezogene Stufen-
aufstieg bestehen unabhängig 
voneinander und dienen unter-
schiedlichen Zielen. 
2Leistungsbezogene Stufenauf-
stiege unterstützen insbesonde-
re die Anliegen der Personal-
entwicklung. 
Anmerkung zu Absatz 2 Satz 2:  
Bei Leistungsminderungen, die 
auf einem anerkannten Arbeits-
unfall oder einer Berufskrank-
heit gemäß §§ 8 und 9 SGB VII 
beruhen, ist diese Ursache in 
geeigneter Weise zu berück-
sichtigen.  
Anmerkung zu Absatz 2 Satz 6:  
Die Mitwirkung der Kommission 
erfasst nicht die Entscheidung 
über die leistungsbezogene 
Stufenzuordnung.  
(3) 1Den Zeiten einer ununter-
brochenen Tätigkeit im Sinne 
des § 11 Abs. 2 Satz 6 stehen 
gleich:  
a) Schutzfristen nach dem Mut-
terschutzgesetz,  
b) Zeiten einer Arbeitsunfähig-
keit nach Abschnitt XII der An-
lage 1 zu den AVR bis zu 26 
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c) Zeiten eines bezahlten Urlaubs,  
d) Zeiten eines Sonderurlaubs, bei 
denen der Dienstgeber vor dem An-
tritt schriftlich ein dienstliches bzw. 
betriebliches Interesse anerkannt hat,  
e) Zeiten der vorübergehenden Über-
tragung einer höherwertigen Tätigkeit.   
2Zeiten, in denen Ärztinnen und Ärzte 
mit einer kürzeren als der regelmäßi-
gen wöchentlichen Arbeitszeit eines 
entsprechenden Vollbeschäftigten 
beschäftigt waren, werden voll ange-
rechnet.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

ge 1 zu den AVR bis zu 26 Wo-
chen,  
c) Zeiten eines bezahlten Ur-
laubs,  
d) Zeiten eines Sonderurlaubs, 
bei denen der Dienstgeber vor 
dem Antritt schriftlich ein dienst-
liches bzw. betriebliches Inte-
resse anerkannt hat,  
e) Zeiten einer sonstigen Unter-
brechung von weniger als einem 
Monat im Kalenderjahr,  
f) Zeiten der vorübergehenden 
Übertragung einer höherwerti-
gen Tätigkeit.  
2Zeiten der Unterbrechung bis 
zu einer Dauer von jeweils drei 
Jahren, die nicht von Satz 1 
erfasst werden, und Elternzeit 
bis zu jeweils fünf Jahren sind 
unschädlich, werden aber nicht 
auf die Stufenlaufzeit angerech-
net. 3Bei einer Unterbrechung 
von mehr als drei Jahren, bei 
Elternzeit von mehr als fünf Jah-
ren, erfolgt eine Zuordnung zu 
der Stufe, die der vor der Unter-
brechung erreichten Stufe vo-
rangeht, jedoch nicht niedriger 
als bei einer Neueinstellung; die 
Stufenlaufzeit beginnt mit dem 
Tag der Arbeitsaufnahme. 
4Zeiten, in denen Mitarbeiter mit 
einer kürzeren als der regelmä-
ßigen wöchentlichen Arbeitszeit 

d) Zeiten eines Sonderurlaubs, bei 
denen der Dienstgeber vor dem An-
tritt schriftlich ein dienstliches bzw. 
betriebliches Interesse anerkannt 
hat,  
e) Zeiten einer sonstigen Unterbre-
chung von weniger als einem Monat 
im Kalenderjahr,  
f) Zeiten der vorübergehenden Über-
tragung einer höherwertigen Tätig-
keit.  
2Zeiten der Unterbrechung bis zu 
einer Dauer von jeweils drei Jahren, 
die nicht von Satz 1 erfasst werden, 
und Elternzeit bis zu jeweils fünf 
Jahren sind unschädlich, werden 
aber nicht auf die Stufenlaufzeit an-
gerechnet. 3Bei einer Unterbrechung 
von mehr als drei Jahren, bei Eltern-
zeit von mehr als fünf Jahren, erfolgt 
eine Zuordnung zu der Stufe, die der 
vor der Unterbrechung erreichten 
Stufe vorangeht, jedoch nicht niedri-
ger als bei einer Neueinstellung; die 
Stufenlaufzeit beginnt mit dem Tag 
der Arbeitsaufnahme. 4Zeiten, in 
denen Mitarbeiter mit einer kürzeren 
als der regelmäßigen wöchentlichen 
Arbeitszeit eines entsprechenden 
Vollbeschäftigten beschäftigt waren, 
werden voll angerechnet.  
 
 
 

Wochen,  
c) Zeiten eines bezahlten Ur-
laubs,  
d) Zeiten eines Sonderurlaubs, 
bei denen der Dienstgeber vor 
dem Antritt schriftlich ein dienst-
liches bzw. betriebliches Inte-
resse anerkannt hat,  
e) Zeiten einer sonstigen Un-
terbrechung von weniger als 
einem Monat im Kalenderjahr,  
f) Zeiten der vorübergehenden 
Übertragung einer höherwerti-
gen Tätigkeit.  
2Zeiten der Unterbrechung bis 
zu einer Dauer von jeweils drei 
Jahren, die nicht von Satz 1 
erfasst werden, und Elternzeit 
bis zu jeweils fünf Jahren sind 
unschädlich, werden aber nicht 
auf die Stufenlaufzeit ange-
rechnet. 3Bei einer Unterbre-
chung von mehr als drei Jah-
ren, bei Elternzeit von mehr als 
fünf Jahren, erfolgt eine Zuord-
nung zu der Stufe, die der vor 
der Unterbrechung erreichten 
Stufe vorangeht, jedoch nicht 
niedriger als bei einer Neuein-
stellung; die Stufenlaufzeit be-
ginnt mit dem Tag der Arbeits-
aufnahme. 4Zeiten, in denen 
Mitarbeiter mit einer kürzeren 
als der regelmäßigen wöchent-
lichen Arbeitszeit eines ent-
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(4) 1Bei einer Eingruppierung in eine 
höhere oder eine niedrigere Entgelt-
gruppe erhält die Ärztin/der Arzt vom 
Beginn des Monats an, in dem die 
Veränderung wirksam wird, das Ta-
bellenentgelt der sich aus § 14 Abs. 1 
ergebenden Stufe. 2Ist eine Ärztin/ein 
Arzt, die/ der in der Entgeltgruppe II 
eingruppiert und der Stufe 6 zugeord-
net ist (§ 14 Abs. 1 Buchst. b), in die 
Entgeltgruppe III höhergruppiert und 
dort der Stufe 1 zugeordnet (§ 12 
Buchst. c, § 14 Abs. 1) worden, erhält 
die Ärztin/der Arzt so lange das Ta-
bellenentgelt der Entgeltgruppe II 
Stufe 6, bis sie/er Anspruch auf ein 
Entgelt hat, das das Tabellenentgelt 
der Entgeltgruppe II Stufe 6 über-
steigt.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

eines entsprechenden Vollbe-
schäftigten beschäftigt waren, 
werden voll angerechnet.  
(4) 1Bei Eingruppierung in eine 
höhere Entgeltgruppe werden 
die Mitarbeiter derjenigen Stufe 
zugeordnet, in der sie mindes-
tens ihr bisheriges Tabellenent-
gelt erhalten, mindestens jedoch 
der Stufe 2.  
Satz 2 (RK NRW/BW/Bayern):  
2Beträgt der Unterschiedsbetrag 
zwischen dem derzeitigen Ta-
bellenentgelt und dem Tabel-
lenentgelt nach Satz 1  
in den Entgeltgruppen 1 bis 8 
weniger als  
ab dem 1. Februar 2013: 
53,20 Euro;  
in den Entgeltgruppen 9 bis 15 
weniger als  
ab dem 1. Februar 2013: 
85,14 Euro,  
so erhält der Mitarbeiter wäh-
rend der betreffenden Stufen-
laufzeit anstelle des Unter-
schiedsbetrags einen Garantie-
betrag von monatlich  
in den Entgeltgruppen 1 bis 8  
ab dem 1. Februar 2013: 
53,20 Euro;  
in den Entgeltgruppen 9 bis 15  
ab dem 1. Februar 2013: 
85,14 Euro.  

 
 
(4) 1Bei Eingruppierung in eine hö-
here Entgeltgruppe werden die Mit-
arbeiter derjenigen Stufe zugeord-
net, in der sie mindestens ihr bishe-
riges Tabellenentgelt erhalten, min-
destens jedoch der Stufe 2.  
 
Satz 2 (RK NRW/BW/Bayern): 
2Beträgt der Unterschiedsbetrag 
zwischen dem derzeitigen Tabellen-
entgelt und dem Tabellenentgelt 
nach Satz 1  
in den Entgeltgruppen 1 bis 8 weni-
ger als  
ab dem 1. Februar 2013: 
53,20 Euro,  
bzw. in den Entgeltgruppen 9 bis 15 
weniger als  
ab dem 1. Februar 2013: 
85,14 Euro,  
so erhält der Mitarbeiter während der 
betreffenden Stufenlaufzeit anstelle 
des Unterschiedsbetrags einen Ga-
rantiebetrag von monatlich  
in den Entgeltgruppen 1 bis 8  
ab dem 1. Februar 2013: 
53,20 Euro,  
bzw. in den Entgeltgruppen 9 bis 15  
ab dem 1. Februar 2013: 
85,14 Euro.  

sprechenden Vollbeschäftigten 
beschäftigt waren, werden voll 
angerechnet.  
(4) 1Bei Eingruppierung in eine 
höhere Entgeltgruppe werden 
die Mitarbeiter derjenigen Stufe 
zugeordnet, in der sie mindes-
tens ihr bisheriges Tabellenent-
gelt erhalten, mindestens je-
doch der Stufe 2.  
Satz 2 (RK Mitte): 2Beträgt der 
Unterschiedsbetrag zwischen 
dem derzeitigen Tabellenent-
gelt und dem Tabellenentgelt 
nach Satz 1  
in den Entgeltgruppen 1 bis 8 
weniger als  
ab dem 1. Januar 2013: 
53,20 Euro,  
bzw. in den Entgeltgruppen 9 
bis 15  
ab dem 1. Januar 2013: 
85,14 Euro,  
so erhält der Mitarbeiter wäh-
rend der betreffenden Stufen-
laufzeit anstelle des Unter-
schiedsbetrags einen Garantie-
betrag von monatlich  
in den Entgeltgruppen 1 bis 8  
ab dem 1. Januar 2013: 
53,20 Euro,  
bzw. in den Entgeltgruppen 9 
bis 15  
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Satz 2 (RK Mitte):  
2Beträgt der Unterschiedsbetrag 
zwischen dem derzeitigen Ta-
bellenentgelt und dem Tabel-
lenentgelt nach Satz 1  
in den Entgeltgruppen 1 bis 8 
weniger als  
ab dem 1. Januar 2013: 
53,20 Euro;  
in den Entgeltgruppen 9 bis 15 
weniger als  
ab dem 1. Januar 2013: 
85,14 Euro, 
so erhält der Mitarbeiter wäh-
rend der betreffenden Stufen-
laufzeit anstelle des Unter-
schiedsbetrags einen Garantie-
betrag von monatlich  
in den Entgeltgruppen 1 bis 8  
ab dem 1. Januar 2013: 
53,20 Euro;  
in den Entgeltgruppen 9 bis 15  
ab dem 1. Januar 2013: 
85,14 Euro.  
Satz 2 (RK Nord):  
2Beträgt der Unterschiedsbetrag 
zwischen dem derzeitigen Ta-
bellenentgelt und dem Tabel-
lenentgelt nach Satz 1  
in den Entgeltgruppen 1 bis 8 
weniger als  
ab dem 1. Januar 2013: 
52,47 Euro,  

Satz 2 (RK Mitte): 2Beträgt der Un-
terschiedsbetrag zwischen dem der-
zeitigen Tabellenentgelt und dem 
Tabellenentgelt nach Satz 1 
in den Entgeltgruppen 1 bis 8 weni-
ger als  
ab dem 1. Januar 2013: 53,20 Euro,  
bzw. in den Entgeltgruppen 9 bis 15 
weniger als  
ab dem 1. Januar 2013: 85,14 Euro,  
so erhält der Mitarbeiter während der 
betreffenden Stufenlaufzeit anstelle 
des Unterschiedsbetrags einen Ga-
rantiebetrag von monatlich  
in den Entgeltgruppen 1 bis 8  
ab dem 1. Januar 2013: 53,20 Euro,  
bzw. in den Entgeltgruppen 9 bis 15  
ab dem 1. Januar 2013: 85,14 Euro.  
 
 
 
 
 
Satz 2 (RK Nord): 2Beträgt der Un-
terschiedsbetrag zwischen dem der-
zeitigen Tabellenentgelt und dem 
Tabellenentgelt nach Satz 1  
in den Entgeltgruppen 1 bis 8 weni-
ger als  
ab dem 1. Januar 2013: 52,47 Euro,  
ab dem 1. August 2013: 53,20 Euro,  
bzw. in den Entgeltgruppen 9 bis 15 
weniger als  

ab dem 1. Januar 2013: 
85,14 Euro. 
Satz 2 (RK NRW/BW/Bayern): 
2Beträgt der Unterschiedsbe-
trag zwischen dem derzeitigen 
Tabellenentgelt und dem Tabel-
lenentgelt nach Satz 1  
in den Entgeltgruppen 1 bis 8 
weniger als  
ab dem 1. Februar 2013: 
53,20 Euro,  
bzw. in den Entgeltgruppen 9 
bis 15  
ab dem 1. Februar 2013: 
85,14 Euro,  
so erhält der Mitarbeiter wäh-
rend der betreffenden Stufen-
laufzeit anstelle des Unter-
schiedsbetrags einen Garantie-
betrag von monatlich  
in den Entgeltgruppen 1 bis 8  
ab dem 1. Februar 2013: 
53,20 Euro,  
bzw. in den Entgeltgruppen 9 
bis 15  
ab dem 1. Februar 2013: 
85,14 Euro.  
Satz 2 (RK Nord): 2Beträgt der 
Unterschiedsbetrag zwischen 
dem derzeitigen Tabellenent-
gelt und dem Tabellenentgelt 
nach Satz 1 
in den Entgeltgruppen 1 bis 8 
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ab dem 1. August 2013: 53,20 
Euro,  
bzw. in den Entgeltgruppen 9 
bis 15 weniger als  
ab dem 1. Januar 2013: 
83,96 Euro,  
ab dem 1. August 2013: 
85,14 Euro,  
so erhält der Mitarbeiter wäh-
rend der betreffenden Stufen-
laufzeit anstelle des Unter-
schiedsbetrags einen Garantie-
betrag von monatlich  
in den Entgeltgruppen 1 bis 8  
ab dem 1. Januar 2013: 
52,47 Euro,  
ab dem 1. August 2013: 
53,20 Euro,  
bzw. in den Entgeltgruppen 9 
bis 15  
ab dem 1. Januar 2013: 
83,96 Euro,  
ab dem 1. August 2013: 
85,14 Euro.  
 
 
 
Satz 2 (RK Ost):  
2Beträgt der Unterschiedsbetrag 
zwischen dem derzeitigen Ta-
bellenentgelt und dem Tabel-
lenentgelt nach Satz 1 weniger 
als 30 Euro in den Entgeltgrup-
pen 1 bis 8 bzw. weniger als 60 

ab dem 1. Januar 2013: 83,96 Euro,  
ab dem 1. August 2013: 85,14 Euro,  
so erhält der Mitarbeiter während der 
betreffenden Stufenlaufzeit anstelle 
des Unterschiedsbetrags einen Ga-
rantiebetrag von monatlich  
in den Entgeltgruppen 1 bis 8  
ab dem 1. Januar 2013: 52,47 Euro,  
ab dem 1. August 2013: 53,20 Euro,  
bzw. in den Entgeltgruppen 9 bis 15  
ab dem 1. Januar 2013: 83,96 Euro,  
ab dem 1. August 2013: 85,14 Euro.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Satz 2 (RK Ost): 2Beträgt der Unter-
schiedsbetrag zwischen dem derzei-
tigen Tabellenentgelt und dem Ta-
bellenentgelt nach Satz 1 weniger 
als 50 Euro in den Entgeltgruppen 1 
bis 8 bzw. weniger als 80 Euro in 
den Entgeltgruppen 9 bis 15, so er-

weniger als  
ab dem 1. Januar 2013: 
52,47 Euro,  
ab dem 1. August 2013: 
53,20 Euro,  
bzw. in den Entgeltgruppen 9 
bis 15  
ab dem 1. Januar 2013: 
83,96 Euro,  
ab dem 1. August 2013: 
85,14 Euro,  
so erhält der Mitarbeiter wäh-
rend der betreffenden Stufen-
laufzeit anstelle des Unter-
schiedsbetrags einen Garantie-
betrag von monatlich  
in den Entgeltgruppen 1 bis 8  
ab dem 1. Januar 2013: 
52,47 Euro,  
ab dem 1. August 2013: 
53,20 Euro,  
bzw. in den Entgeltgruppen 9 
bis 15  
ab dem 1. Januar 2013: 
83,96 Euro,  
ab dem 1. August 2013: 
85,14 Euro.  
Satz 2 (RK Ost): 2Beträgt der 
Unterschiedsbetrag zwischen 
dem derzeitigen Tabellenent-
gelt und dem Tabellenentgelt 
nach Satz 1 weniger als 50 
Euro in den Entgeltgruppen 1 
bis 8 bzw. weniger als 80 Euro 
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Euro in den Entgeltgruppen 9 
bis 15, so erhält der Mitarbeiter 
während der betreffenden Stu-
fenlaufzeit anstelle des Unter-
schiedsbetrags einen Garantie-
betrag von monatlich 30 Euro 
(Entgeltgruppen 1 bis 8) bzw. 60 
Euro (Entgeltgruppen 9 bis 15).  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

hält der Mitarbeiter während der be-
treffenden Stufenlaufzeit anstelle 
des Unterschiedsbetrags einen Ga-
rantiebetrag von monatlich 50 Euro 
(Entgeltgruppen 1 bis 8) bzw. 80 
Euro (Entgeltgruppen 9 bis 15).  
3Wird der Mitarbeiter nicht in die 
nächsthöhere, sondern in eine dar-
über liegende Entgeltgruppe höher-
gruppiert, ist das Tabellenentgelt für 
jede dazwischen liegende Entgelt-
gruppe nach Satz 1 zu berechnen; 
Satz 2 gilt mit der Maßgabe, dass 
auf das derzeitige Tabellenentgelt 
und das Tabellenentgelt der Entgelt-
gruppe abzustellen ist, in die der 
Mitarbeiter höhergruppiert wird. 4Die 
Stufenlaufzeit in der höheren Ent-
geltgruppe beginnt mit dem Tag der 
Höhergruppierung. 5Bei einer Ein-
gruppierung in eine niedrigere Ent-
geltgruppe ist der Mitarbeiter der in 
der höheren Entgeltgruppe erreich-
ten Stufe zuzuordnen. 6Der Mitarbei-
ter erhält vom Beginn des Monats 
an, in dem die Veränderung wirksam 
wird, das entsprechende Tabellen-
entgelt aus der in Satz 1 oder Satz 5 
festgelegten Stufen der betreffenden 
Entgeltgruppe, ggf. einschließlich 
des Garantiebetrags.  

 

 

in den Entgeltgruppen 9 bis 15, 
so erhält der Mitarbeiter wäh-
rend der betreffenden Stufen-
laufzeit anstelle des Unter-
schiedsbetrags einen Garantie-
betrag von monatlich 50 Euro 
(Entgeltgruppen 1 bis 8) bzw. 
80 Euro (Entgeltgruppen 9 bis 
15).  
3Wird der Mitarbeiter nicht in 
die nächsthöhere, sondern in 
eine darüber liegende Entgelt-
gruppe höhergruppiert, ist das 
Tabellenentgelt für jede dazwi-
schen liegende Entgeltgruppe 
nach Satz 1 zu berechnen; Satz 
2 gilt mit der Maßgabe, dass 
auf das derzeitige Tabellenent-
gelt und das Tabellenentgelt 
der Entgeltgruppe abzustellen 
ist, in die der Mitarbeiter höher-
gruppiert wird.4Die Stufenlauf-
zeit in der höheren Entgelt-
gruppe beginnt mit dem Tag 
der Höhergruppierung. 5Bei 
einer Eingruppierung in eine 
niedrigere Entgeltgruppe ist der 
Mitarbeiter der in der höheren 
Entgeltgruppe erreichten Stufe 
zuzuordnen. 6Der Mitarbeiter 
erhält vom Beginn des Monats 
an, in dem die Veränderung 
wirksam wird, das entspre-
chende Tabellenentgelt aus der 
in Satz 1 oder Satz 5 festgeleg-
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Anmerkung zu Absatz 4 Satz 2:  
Die Garantiebeträge nehmen an 
allgemeinen Entgeltanpassun-
gen teil.  
3Wird der Mitarbeiter nicht in die 
nächsthöhere, sondern in eine 
darüber liegende Entgeltgruppe 
höhergruppiert, ist das Tabel-
lenentgelt für jede dazwischen 
liegende Entgeltgruppe nach 
Satz 1 zu berechnen; Satz 2 gilt 
mit der Maßgabe, dass auf das 
derzeitige Tabellenentgelt und 
das Tabellenentgelt der Entgelt-
gruppe abzustellen ist, in die der 
Mitarbeiter höhergruppiert wird. 
4Die Stufenlaufzeit in der höhe-
ren Entgeltgruppe beginnt mit 
dem Tag der Höhergruppierung. 
5Bei einer Eingruppierung in 
eine niedrigere Entgeltgruppe ist 
der Mitarbeiter der in der höhe-
ren Entgeltgruppe erreichten 
Stufe zuzuordnen. 6Der Mitar-
beiter erhält vom Beginn des 
Monats an, in dem die Verände-
rung wirksam wird, das entspre-
chende Tabellenentgelt aus der 

 

 

 

 
Anmerkung zu Absatz 4 Satz 2:  
Die Garantiebeträge nehmen an 
allgemeinen Entgeltanpassungen 
teil. 

ten Stufen der betreffenden 
Entgeltgruppe, ggf. einschließ-
lich des Garantiebetrags. 
Anmerkung zu Absatz 4 Satz 2:  
Die Garantiebeträge nehmen 
an allgemeinen Entgeltanpas-
sungen teil. 
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(5) 1Soweit es zur regionalen Diffe-
renzierung, zur Deckung des Perso-
nalbedarfs oder zur Bindung von qua-
lifizierten Fachkräften erforderlich ist, 
kann Ärztinnen und Ärzten im Einzel-
fall, abweichend von dem sich aus 
der nach § 14 und § 15 Abs. 4 erge-
benden Stufe ihrer/seiner jeweiligen 
Entgeltgruppe zustehenden Entgelts, 
ein um bis zu zwei Stufen höheres 
Entgelt ganz oder teilweise vorweg 
gewährt werden. 2Haben Ärztinnen 
und Ärzte bereits die Endstufe ihrer 

in Satz 1 oder Satz 5 festgeleg-
ten Stufen der betreffenden 
Entgeltgruppe, ggf. einschließ-
lich des Garantiebetrags.  
(5) 1Soweit es zur regionalen 
Differenzierung, zur Deckung 
des Personalbedarfs oder zur 
Bindung von qualifizierten Fach-
kräften erforderlich ist, kann 
Mitarbeitern im Einzelfall, ab-
weichend von dem sich aus der 
nach § 13, § 13a und § 14 Abs. 
4 ergebenden Stufe ihrer jewei-
ligen Entgeltgruppe zustehen-
den Entgelt, ein um bis zu zwei 
Stufen höheres Entgelt ganz 
oder teilweise vorweggewährt 
werden. 2Haben Mitarbeiter be-
reits die Endstufe ihrer jeweili-
gen Entgeltgruppe erreicht, 
kann ihnen unter den Voraus-
setzungen des Satzes 1 ein bis 
zu 20 v.H. der Stufe 2 ihrer je-
weiligen Entgeltgruppe höheres 
Entgelt gezahlt werden. 3Im Üb-
rigen bleibt § 14 unberührt. 
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jeweiligen Entgeltgruppe erreicht, 
kann ihnen unter den Voraussetzun-
gen des Satzes 1 ein bis zu 20 v. H. 
der Stufe 2 ihrer jeweiligen Entgelt-
gruppe höheres Entgelt gezahlt wer-
den. 
 
§ 16 Leistungs-, erfolgsorientierte 
Entgelte und/oder Sozialkompo-
nente  
(1) 1Die leistungs- und/oder erfolgs-
orientierten Entgelte sollen dazu bei-
tragen, die caritativen Dienstleistun-
gen zu verbessern. 2Zugleich sollen 
Motivation, Eigenverantwortung und 
Führungskompetenz gestärkt werden. 
3Die Kinder-, Sozial- und Familien-
komponente soll dazu beitragen, die 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
zu fördern. 
 
(2) Für Ärztinnen und Ärzte kann eine 
Leistungsprämie, eine am Unterneh-
menserfolg orientierte Erfolgsprämie 
und/oder eine Sozialkomponente nur 
durch eine ergänzende Dienstverein-
barung mit der Mitarbeitervertretung 
nach § 38 MAVO eingeführt werden.  
 

(3) Eine Dienstvereinbarung zur Leis-
tungsprämie hat folgende Regelun-
gen zu enthalten:  

§ 15 Leistungsentgelt 
und/oder Sozialkomponente  
(1) 1Die leistungs- und/oder er-
folgsorientierte Bezahlung soll 
dazu beitragen, die caritativen 
Dienstleistungen zu verbessern. 
2Zugleich sollen Motivation, Ei-
genverantwortung und Füh-
rungskompetenz gestärkt wer-
den. 3Die Kinder-, Sozial- und 
Familienkomponente soll dazu 
beitragen, die Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf zu fördern.  
 
(2) 1Ein Leistungsentgelt 
und/oder eine Sozialkomponen-
te kann nur durch eine ergän-
zende Dienstvereinbarung mit 
der Mitarbeitervertretung nach § 
38 MAVO eingeführt werden. 
2Kommt eine Dienstvereinba-
rung nicht zu Stande, findet Ab-
satz 4 Anwendung.  

(3) (RK Nord/NRW/Mitte/ 
BW/Bayern): 1Das für das Leis-
tungsentgelt und/oder die Sozi-

§ 15 Leistungsentgelt und/oder 
Sozialkomponente  
(1) 1Die leistungs- und/oder erfolgs-
orientierte Bezahlung soll dazu bei-
tragen, die caritativen Dienstleistun-
gen zu verbessern. 2Zugleich sollen 
Motivation, Eigenverantwortung und 
Führungskompetenz gestärkt wer-
den. 3Die Kinder-, Sozial- und Fami-
lienkomponente soll dazu beitragen, 
die Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf zu fördern. 

 

(2) 1Ein Leistungsentgelt und/oder 
eine Sozialkomponente kann nur 
durch eine ergänzende Dienstver-
einbarung mit der Mitarbeitervertre-
tung nach § 38 MAVO eingeführt 
werden. 2Kommt eine Dienstverein-
barung nicht zu Stande, findet Ab-
satz 4 Anwendung.  
 
(3) (RK Nord/NRW/Mitte/BW 
/Bayern): 1Das für das Leistungsent-
gelt und/oder die Sozialkomponente 

§ 14 Leistungsentgelt und/ 
oder Sozialkomponente  
(1) 1Die leistungs- und/oder 
erfolgsorientierte Bezahlung 
soll dazu beitragen, die caritati-
ven Dienstleistungen zu ver-
bessern. 2Zugleich sollen Moti-
vation, Eigenverantwortung und 
Führungskompetenz gestärkt 
werden. 3Die Kinder-, Sozial-
und Familienkomponente soll 
dazu beitragen, die Vereinbar-
keit von Familie und Beruf zu 
fördern.  
(2) 1Ein Leistungsentgelt 
und/oder eine Sozialkomponen-
te kann nur durch eine ergän-
zende Dienstvereinbarung mit 
der Mitarbeitervertretung nach 
§ 38 MAVO eingeführt werden. 
2Kommt eine Dienstvereinba-
rung nicht zu Stande, findet 
Absatz 4 Anwendung.  
(3) (RK Nord/NRW/BW/ 
Bayern): 
1Das für das Leistungsentgelt 
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a) Ärztinnen und Ärzte können eine 
Leistungsprämie auf der Grundlage 
einer Zielvereinbarung erhalten.  
b) Die Zielvereinbarungen können 
auch mit Gruppen von Ärztinnen und 
Ärzten abgeschlossen werden.  
c) Eine Zielvereinbarung in diesem 
Sinne ist eine freiwillig eingegangene, 
verbindliche Abrede zwischen dem 
Dienstgeber bzw. in seinem Auftrag 
dem Vorgesetzen einerseits und der 
Ärztin/dem Arzt bzw. allen Mitgliedern 
einer Gruppe von Ärztinnen und/ oder 
Ärzten andererseits; sie bedarf der 
Schriftform.  
d) 1Zielvereinbarungen können insbe-
sondere in Bezug auf abteilungs- oder 
klinikspezifische Fort- oder Weiterbil-
dungen abgeschlossen werden. 
2Soweit eine Zielvereinbarung in Be-
zug auf Fort- und Weiterbildung ab-
geschlossen wird, ist die Kostenüber-
nahme durch den Dienstgeber oder 
einen Dritten sowie die zusätzliche 
Freistellung unter Fortzahlung der 
Bezüge zu regeln.  
e) Wird vom Dienstgeber bzw. der 
Ärztin/dem Arzt der Wunsch nach 
Abschluss einer Zielvereinbarung 
geäußert, ist ein Gespräch zu führen, 
um die Möglichkeit des Abschlusses 
einer Zielvereinbarung zu prüfen; ein 
Anspruch auf Abschluss einer Ziel-
vereinbarung besteht nicht.  
f) Die Leistungsprämie ist nicht zu-

alkomponente zur Verfügung 
stehende Gesamtvolumen ent-
spricht  
im Jahr 2013: 2,00 v.H.  
der ab Inkrafttreten dieser Anla-
ge im jeweiligen Jahr gezahlten 
ständigen Monatsentgelte aller 
unter den Geltungsbereich die-
ser Anlage fallenden Mitarbeiter 
des jeweiligen Dienstgebers. 
2Das zur Verfügung stehende 
Gesamtvolumen ist zweckent-
sprechend zu verwenden.  
(3) (RK Ost): 1Das für das Leis-
tungsentgelt und/oder die Sozi-
alkomponente zur Verfügung 
stehende Gesamtvolumen ent-
spricht im Jahr 2010 1,25 v.H. 
der ab Inkrafttreten dieser Anla-
ge im Jahr 2010 gezahlten 
ständigen Monatsentgelte und 
im Jahr 2011 1,5 v.H. der im 
Jahr 2011 gezahlten ständigen 
Monatsentgelte aller unter den 
Geltungsbereich dieser Anlage 
fallenden Mitarbeiter des jewei-
ligen Dienstgebers. 2Das zur 
Verfügung stehende Gesamtvo-
lumen ist zweckentsprechend zu 
verwenden; es besteht die Ver-
pflichtung zu jährlicher Auszah-
lung der Leistungsentgelte.  
Anmerkung zu Absatz 3 Satz 1:  
1Ständige Monatsentgelte sind 

zur Verfügung stehende Gesamtvo-
lumen entspricht im Jahr 2013: 
2,00 v.H.  
der ab Inkrafttreten dieser Anlage im 
jeweiligen Jahr gezahlten ständigen 
Monatsentgelte aller unter den Gel-
tungsbereich dieser Anlage fallen-
den Mitarbeiter des jeweiligen 
Dienstgebers. 2Das zur Verfügung 
stehende Gesamtvolumen ist 
zweckentsprechend zu verwenden. 
 
 
(3) (RK Ost): 1Das für das Leis-
tungsentgelt und/oder die Sozial-
komponente zur Verfügung stehen-
de Gesamtvolumen entspricht im 
Jahr 2010 1,25 v.H. der ab Inkrafttre-
ten dieser Anlage im Jahr 2010 ge-
zahlten ständigen Monatsentgelte 
und im Jahr 2011 1,5 v.H. der im 
Jahr 2011 gezahlten ständigen Mo-
natsentgelte aller unter den Gel-
tungsbereich dieser Anlage fallen-
den Mitarbeiter des jeweiligen 
Dienstgebers. 2Das zur Verfügung 
stehende Gesamtvolumen ist 
zweckentsprechend zu verwenden; 
es besteht die Verpflichtung zu jähr-
licher Auszahlung der Leistungsent-
gelte.  
 
Anmerkung zu Absatz 3 Satz 1:  

und/oder die Sozialkomponente 
zur Verfügung stehende Ge-
samtvolumen entspricht  
im Jahr 2013: 2,00 v.H.  
der ab Inkrafttreten dieser An-
lage im jeweiligen Jahr gezahl-
ten ständigen Monatsentgelte 
aller unter den Geltungsbereich 
dieser Anlage fallenden Mitar-
beiter des jeweiligen Dienstge-
bers. 2Das zur Verfügung ste-
hende Gesamtvolumen ist 
zweckentsprechend zu ver-
wenden.  
(3) (RK Mitte): 1Das für das 
Leistungsentgelt und/oder die 
Sozialkomponente zur Verfü-
gung stehende Gesamtvolumen 
entspricht im Jahr 2010 1,25 
v.H. der ab Inkrafttreten dieser 
Anlage im Jahr 2010 gezahlten 
ständigen Monatsentgelte, im 
Jahr 2011 1,5 v.H. der im Jahr 
2011 gezahlten ständigen Mo-
natsentgelte und im Jahr 2012 
1,75 v.H. der im Jahr 2012 ge-
zahlten ständigen Monatsent-
gelte aller unter den Geltungs-
bereich dieser Anlage fallenden 
Mitarbeiter des jeweiligen 
Dienstgebers. 2Das zur Verfü-
gung stehende Gesamtvolumen 
ist zweckentsprechend zu ver-
wenden. 
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satzversorgungspflichtig.  
g) Zur Umsetzung der Einführung 
einer Leistungsprämie kann der 
Dienstgeber ein klinik- oder abtei-
lungsbezogenes Budget zur Verfü-
gung stellen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

(4) Eine Dienstvereinbarung zur Er-
folgsprämie hat folgende Regelungen 
zu enthalten:  
a) An Ärztinnen und Ärzte kann eine 
am Unternehmenserfolg orientierte 

insbesondere das Tabellenent-
gelt (ohne Sozialversicherungs-
beiträge des Dienstgebers und 
dessen Beiträge für die Zusatz-
versorgung), die in Monatsbe-
trägen festgelegten Zulagen 
sowie Entgelt im Krankheitsfall 
und bei Urlaub, soweit diese 
Entgelte in dem betreffenden 
Kalenderjahr ausgezahlt worden 
sind; nicht einbezogen sind da-
gegen insbesondere Abfindun-
gen, Aufwandsentschädigun-
gen, Einmalzahlungen, Jahres-
sonderzahlungen, Leistungsent-
gelte, Strukturausgleiche, un-
ständige Entgeltbestandteile 
und Entgelte der Mitarbeiter im 
Sinne des § 3 Abs. g des Allge-
meinen Teils zu den AVR. 
2Unständige Entgeltbestandteile 
können betrieblich einbezogen 
werden. 
Anmerkung zu Absatz 3  
Ab dem Jahr 2012 strebt die 
Arbeitsrechtliche Kommission 
an, den Vomhundertsatz des 
TVöD zu übernehmen.  
(4) 1Kommt eine Dienstvereinba-
rung im Kalenderjahr 2012 zum 
Leistungsentgelt und/oder zur 
Sozialkomponente nicht zu 
Stande, wird aus dem zur Ver-
fügung stehenden jährlichen 

1Ständige Monatsentgelte sind ins-
besondere das Tabellenentgelt (oh-
ne Sozialversicherungsbeiträge des 
Dienstgebers und dessen Beiträge 
für die Zusatzversorgung), die in 
Monatsbeträgen festgelegten Zula-
gen sowie Entgelt im Krankheitsfall 
und bei Urlaub, soweit diese Entgel-
te in dem betreffenden Kalenderjahr 
ausgezahlt worden sind; nicht einbe-
zogen sind dagegen insbesondere 
Abfindungen, Aufwandsentschädi-
gungen, Einmalzahlungen, Jahres-
sonderzahlungen, Leistungsentgelte, 
Struktur-ausgleiche, unständige Ent-
geltbestandteile und Entgelte der 
Mitarbeiter im Sinne des § 3 Abs. g 
des Allgemeinen Teils zu den AVR. 
2Unständige Entgeltbestandteile 
können betrieblich einbezogen wer-
den.  
 
 
Anmerkung zu Absatz 3:  
Ab dem Jahr 2012 strebt die Arbeits-
rechtliche Kommission an, den 
Vomhundertsatz des TVöD zu über-
nehmen.  
(4) 1Kommt eine Dienstvereinbarung 
im Kalenderjahr 2012 zum Leis-
tungsentgelt und/oder zur Sozial-
komponente nicht zu Stande, wird 
aus dem zur Verfügung stehenden 
jährlichen Gesamtvolumen mit dem 

(3) (RK Ost): 1Das für das Leis-
tungsentgelt und/oder die Sozi-
alkomponente zur Verfügung 
stehende Gesamtvolumen ent-
spricht im Jahr 2010 1,25 v.H. 
der ab Inkrafttreten dieser An-
lage im Jahr 2010 gezahlten 
ständigen Monatsentgelte und 
im Jahr 2011 1,5 v.H. der im 
Jahr 2011 gezahlten ständigen 
Monatsentgelte aller unter den 
Geltungsbereich dieser Anlage 
fallenden Mitarbeiter des jewei-
ligen Dienstgebers. 2Das zur 
Verfügung stehende Gesamtvo-
lumen ist zweckentsprechend 
zu verwenden; es besteht die 
Verpflichtung zu jährlicher Aus-
zahlung der Leistungsentgelte.  
 
 
 
Anmerkung zu Absatz 3 Satz 1:  
1Ständige Monatsentgelte sind 
insbesondere das Tabellenent-
gelt (ohne Sozialversiche-
rungsbeiträge des Dienstgebers 
und dessen Beiträge für die 
Zusatzversorgung), die in Mo-
natsbeträgen festgelegten Zu-
lagen sowie Entgelt im Krank-
heitsfall und bei Urlaub, soweit 
diese Entgelte in dem betref-
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Erfolgsprämie gezahlt werden.  
b) Die für die Erfolgsprämie relevan-
ten wirtschaftlichen Unternehmens-
ziele legt die Unternehmensführung 
zu Beginn des Wirtschaftsjahres fest.  
c) Die Erfolgsprämie ist nicht zusatz-
versorgungspflichtig.  
d) Zur Umsetzung der Einführung 
einer Erfolgsprämie kann der Dienst-
geber ein klinik- oder abteilungsbezo-
genes Budget zur Verfügung stellen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Gesamtvolumen mit dem Ent-
gelt für den Monat Januar 2013 
eine Einmalzahlung in Höhe von 
1,5 v.H. der gesamten im Vor-
jahr gezahlten ständigen Mo-
natsentgelte aller unter den Gel-
tungsbereich dieser Anlage fal-
lenden Mitarbeiter des jeweili-
gen Dienstgebers an alle unter 
den Geltungsbereich dieser An-
lage fallenden Mitarbeiter aus-
geschüttet. 2Das für das Leis-
tungsentgelt und/oder die Sozi-
alkomponente zur Verfügung 
stehende Gesamtvolumen er-
höht sich im Jahr 2013 um den 
Restbetrag des Gesamtvolu-
mens aus dem Jahr 2012. 3In 
den ersten 12 Monaten nach 
Inkrafttreten dieser Anlage wird 
das Leistungsentgelt nach Ab-
satz 3 monatlich ausgezahlt. 
4Eine Dienstvereinbarung ist für 
diesen Zeitraum ausgeschlos-
sen.  
 
 
 
 
 
 
 

Entgelt für den Monat Januar 2013 
eine Einmalzahlung in Höhe von 1,5 
v.H. der gesamten im Vorjahr ge-
zahlten ständigen Monatsentgelte 
aller unter den Geltungsbereich die-
ser Anlage fallenden Mitarbeiter des 
jeweiligen Dienstgebers an alle unter 
den Geltungsbereich dieser Anlage 
fallenden Mitarbeiter ausgeschüttet.  
2Das für das Leistungsentgelt 
und/oder die Sozialkomponente zur 
Verfügung stehende Gesamtvolu-
men erhöht sich im Jahr 2013 um 
den Restbetrag des Gesamtvolu-
mens aus dem Jahr 2012. 3In den 
ersten 12 Monaten nach Inkrafttreten 
dieser Anlage wird das Leistungs-
entgelt nach Absatz 3 monatlich 
ausgezahlt. 4Eine Dienstvereinba-
rung ist für diesen Zeitraum ausge-
schlossen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

fenden Kalenderjahr ausgezahlt 
worden sind; nicht einbezogen 
sind dagegen insbesondere 
Abfindungen, Aufwandsent-
schädigungen, Einmalzahlun-
gen, Jahressonderzahlungen, 
Leistungsentgelte, Strukturaus-
gleiche, unständige Entgeltbe-
standteile und Entgelte der Mit-
arbeiter im Sinne des § 3 Abs. 
g des Allgemeinen Teils zu den 
AVR. 2Unständige Entgeltbe-
standteile können betrieblich 
einbezogen werden.  
Anmerkung zu Absatz 3:  
Ab dem Jahr 2012 strebt die 
Arbeitsrechtliche Kommission 
an, den Vomhundertsatz des 
TVöD zu übernehmen.  
(4) 1Kommt eine Dienstverein-
barung im Kalenderjahr 2012 
zum Leistungsentgelt und/oder 
zur Sozialkomponente nicht zu 
Stande, wird aus dem zur Ver-
fügung stehenden jährlichen 
Gesamtvolumen mit dem Ent-
gelt für den Monat Januar 2013 
eine Einmalzahlung in Höhe 
von 1,5 v.H. der gesamten im 
Vorjahr gezahlten ständigen 
Monatsentgelte aller unter den 
Geltungsbereich dieser Anlage 
fallenden Mitarbeiter des jewei-
ligen Dienstgebers an alle unter 
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(5) Die Dienstvereinbarung zu einer 
Kinder-, Sozial- und Familienkompo-
nente kann insbesondere folgende 
Inhalte regeln:  
a) Geltungsbereich;  
b) Regelung zu Entgeltausfallzeiten 
(z. B. Krankheit, Elternzeit);  
c) Kündigungsregelung;  
d) Aufgaben und Einsetzung einer 
betrieblichen Kommission, die paritä-
tisch vom Dienstgeber und der Mitar-
beitervertretung besetzt wird;  
e) Entscheidung für ein System zur 
Sozialkomponente;  
f) Festlegung von Kriterien für die 
Sozialkomponente;  
g) Regelungen zu den Geldvertei-
lungsgrundsätzen;  
h) Regelungen zu den Auszahlungs-
modalitäten, soweit nicht in dieser 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(5) Kommt eine Dienstvereinba-
rung zum Leistungsentgelt zu 
Stande, kann diese insbesonde-
re folgende Inhalte regeln:  
a) Geltungsbereich (z. B. für 
Auszubildende, Zivildienstleis-
tende);  
b)Regelung zu Entgeltausfallzei-
ten (z. B. Krankheit, Elternzeit);  
c) Kündigungsregelung;  
d)Aufgaben und Einsetzung 
einer betrieblichen Kommission, 
die paritätisch vom Dienstgeber 
und der Mitarbeitervertretung 
besetzt wird;  
e)Entscheidung für ein System 
zur Leistungsermittlung, den 
Abschluss von jährlichen Ziel-
vereinbarungen oder systemati-
schen Leistungsbewertungen 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(5) Kommt eine Dienstvereinbarung 
zum Leistungsentgelt zu Stande, 
kann diese insbesondere folgende 
Inhalte regeln:  
a) Geltungsbereich (z. B. für Auszu-
bildende, Zivildienstleistende);  
b) Regelung zu Lohnausfallzeiten (z. 
B. Krankheit, Elternzeit);  
c) Kündigungsregelung;  
d) Aufgaben und Einsetzung einer 
betrieblichen Kommission, die paritä-
tisch vom Dienstgeber und der Mit-
arbeitervertretung besetzt wird;  
e) Entscheidung für ein System zur 
Leistungsermittlung, den Abschluss 
von jährlichen Zielvereinbarungen 
oder systematischen Leistungsbe-
wertungen oder einer Kombination 
von beiden;  

den Geltungsbereich dieser 
Anlage fallenden Mitarbeiter 
ausgeschüttet.  
2Das für das Leistungsentgelt 
und/oder die Sozialkomponente 
zur Verfügung stehende Ge-
samtvolumen erhöht sich im 
Jahr 2013 um den Restbetrag 
des Gesamtvolumens aus dem 
Jahr 2012. 3In den ersten 12 
Monaten nach Inkrafttreten die-
ser Anlage wird das Leistungs-
entgelt nach Absatz 3 monatlich 
ausgezahlt. 4Eine Dienstverein-
barung ist für diesen Zeitraum 
ausgeschlossen.  
(5) Kommt eine Dienstvereinba-
rung zum Leistungsentgelt zu 
Stande, kann diese insbeson-
dere folgende Inhalte regeln:  
a) Geltungsbereich (z. B. für 
Auszubildende, Zivildienstleis-
tende);  
b) Regelung zu Entgeltausfall-
zeiten (z. B. Krankheit, Eltern-
zeit);  
c) Kündigungsregelung;  
d) Aufgaben und Einsetzung 
einer betrieblichen Kommission, 
die paritätisch vom Dienstgeber 
und der Mitarbeitervertretung 
besetzt wird;  
e) Entscheidung für ein System 
zur Leistungsermittlung, den 
Abschluss von jährlichen Ziel-
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Anlage geregelt.  
 

oder einer Kombination von bei-
den;  
f) Festlegung von Kriterien für 
die Zielauswahl bzw. Kategorien 
für die Leistungsbewertung;  
g) Durchführungsbestimmungen 
für das Leistungsermittlungsver-
fahren;  
h) Regelungen zur Leistungs-
feststellung nur durch Füh-
rungskraft oder durch Füh-
rungskraft und Mitarbeiter (wer 
beurteilt bzw. vereinbart mit 
wem Ziele?, Zuständigkeiten 
klären);  
i) Bewertungsrichtlinien zur 
Transformation der Leistungen 
in ein Punktesystem;  
j) Regelungen zu den Geldver-
teilungsgrundsätzen (z. B. Bil-
dung von Teilbudgets nach Ent-
geltgruppen und/oder Abteilun-
gen);  
k) Regelungen zu den Auszah-
lungsmodalitäten, soweit nicht in 
dieser Anlage geregelt;  
l) Regelungen zu Dokumentati-
on (die Leistungsergebnisse 
werden nicht in die Personalakte 
übernommen);  
m)Regelungen zu Schulungs-
maßnahmen;  
n) Regelungen für freigestellte 
Mitglieder der Mitarbeitervertre-
tung;  

f) Festlegung von Kriterien für die 
Zielauswahl bzw. Kategorien für die 
Leistungsbewertung;  
g) Durchführungsbestimmungen für 
das Leistungsermittlungsverfahren;  
h) Regelungen zur Leistungsfeststel-
lung nur durch Führungskraft oder 
durch Führungskraft und Mitarbeiter 
(wer beurteilt bzw. vereinbart mit 
wem Ziele?, Zuständigkeiten klären);  
i) Bewertungsrichtlinien zur Trans-
formation der Leistungen in ein 
Punktesystem;  
j) Regelungen zu den Geldvertei-
lungsgrundsätzen (z. B. Bildung von 
Teilbudgets nach Entgeltgruppen 
und/oder Abteilungen);  
k) Regelungen zu den Auszah-
lungsmodalitäten, soweit nicht in 
dieser Anlage geregelt;  
l) Regelungen zu Dokumentation 
(die Leistungsergebnisse werden 
nicht in die Personalakte übernom-
men);  
m) Regelungen zur Schulungsmaß-
nahmen;  
n) Regelungen für freigestellte Mit-
glieder der Mitarbeitervertretung;  
o) Regelungen zu arbeitsrechtlichen 
Konsequenzen (eine Nichterfüllung 
der Voraussetzungen für die Gewäh-
rung eines Leistungsentgeltes darf 
für sich genommen keine arbeits-
rechtlichen Maßnahmen auslösen; 
umgekehrt sind arbeitsrechtliche 

vereinbarungen oder systema-
tischen Leistungsbewertungen 
oder einer Kombination von 
beiden;  
f) Festlegung von Kriterien für 
die Zielauswahl bzw. Katego-
rien für die Leistungsbewer-
tung;  
g) Durchführungsbestimmun-
gen für das Leistungsermitt-
lungsverfahren;  
h) Regelungen zur Leistungs-
feststellung nur durch Füh-
rungskraft oder durch Füh-
rungskraft und Mitarbeiter (wer 
beurteilt bzw. vereinbart mit 
wem Ziele?, Zuständigkeiten 
klären);  
i) Bewertungsrichtlinien zur 
Transformation der Leistungen 
in ein Punktesystem;  
j) Regelungen zu den Geldver-
teilungsgrundsätzen (z. B. Bil-
dung von Teilbudgets nach 
Entgeltgruppen und/oder Abtei-
lungen);  
k) Regelungen zu den Auszah-
lungsmodalitäten, soweit nicht 
in dieser Anlage geregelt;  
l) Regelungen zu Dokumentati-
on (die Leistungsergebnisse 
werden nicht in die Personalak-
te übernommen);  
m) Regelungen zu Schulungs-
maßnahmen;  
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o) Regelungen zu arbeitsrechtli-
chen Konsequenzen (eine 
Nichterfüllung der Vorausset-
zungen für die Gewährung eines 
Leistungsentgeltes darf für sich 
genommen keine arbeitsrechtli-
chen Maßnahmen auslösen; 
umgekehrt sind arbeitsrechtliche 
Maßnahmen nicht durch die 
Teilnahme an einer Zielverein-
barung bzw. Gewährung eines 
Leistungsentgeltes ausge-
schlossen). 
 
 
 

(6) Kommt eine Dienstvereinba-
rung zu einer Sozialkomponente 
zu Stande, kann diese insbe-
sondere folgende Inhalte regeln:  
a) Geltungsbereich (z. B. für 
Auszubildende, Zivildienstleis-
tende);  
b) Regelung zu Entgeltausfall-
zeiten (z. B. Krankheit, Eltern-
zeit);  
c) Kündigungsregelung;  
d) Aufgaben und Einsetzung 
einer betrieblichen Kommission, 
die paritätisch vom Dienstgeber 
und der Mitarbeitervertretung 
besetzt wird;  
d) Entscheidung für ein System 

Maßnahmen nicht durch die Teil-
nahme an einer Zielvereinbarung 
bzw. Gewährung eines Leistungs-
entgeltes ausgeschlossen).  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(6) Kommt eine Dienstvereinbarung 
zu einer Sozialkomponente zu Stan-
de, kann diese insbesondere folgen-
de Inhalte regeln:  
a) Geltungsbereich (z. B. für Auszu-
bildende, Zivildienstleistende);  
b) Regelung zu Entgeltausfallzeiten 
(Krankheit, Elternzeit);  
c) Kündigungsregelung;  
d) Aufgaben und Einsetzung einer 
betrieblichen Kommission, die paritä-
tisch vom Dienstgeber und der Mit-
arbeitervertretung besetzt wird;  
e) Entscheidung für ein System zur 
Sozialkomponente;  
f) Festlegung von Kriterien für die 
Sozialkomponente;  

n) Regelungen für freigestellte 
Mitglieder der Mitarbeitervertre-
tung;  
o) Regelungen zu arbeitsrecht-
lichen Konsequenzen (eine 
Nichterfüllung der Vorausset-
zungen für die Gewährung ei-
nes Leistungsentgeltes darf für 
sich genommen keine arbeits-
rechtlichen Maßnahmen auslö-
sen; umgekehrt sind arbeits-
rechtliche Maßnahmen nicht 
durch die Teilnahme an einer 
Zielvereinbarung bzw. Gewäh-
rung eines Leistungsentgeltes 
ausgeschlossen).  
 
(6) Kommt eine Dienstvereinba-
rung zu einer Sozialkomponen-
te zu Stande, kann diese insbe-
sondere folgende Inhalte re-
geln:  
a) Geltungsbereich (z. B. für 
Auszubildende, Zivildienstleis-
tende);  
b) Regelung zu Entgeltausfall-
zeiten (z. B. Krankheit, Eltern-
zeit);  
c) Kündigungsregelung;  
d) Aufgaben und Einsetzung 
einer betrieblichen Kommission, 
die paritätisch vom Dienstgeber 
und der Mitarbeitervertretung 
besetzt wird;  
e) Entscheidung für ein System 
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zur Sozialkomponente;  
e9 Festlegung von Kriterien für 
die Sozialkomponente;  
f) Regelungen zu den Geldver-
teilungsgrundsätzen;  
g) Regelungen zu den Auszah-
lungsmodalitäten, soweit nicht in 
dieser Anlage geregelt.  

(7) (RK Ost): Diese Bestimmung 
ist ab dem 1. Januar 2013 an-
zuwenden. 

g) Regelungen zu den Geldvertei-
lungsgrundsätzen;  
h) Regelungen zu den Auszah-
lungsmodalitäten, soweit nicht in 
dieser Anlage geregelt.  
 
 
 
(7) (RK Ost): Diese Bestimmung ist 
ab dem 1. Januar 2013 anzuwen-
den. 

zur Sozialkomponente;  
f) Festlegung von Kriterien für 
die Sozialkomponente;  
g) Regelungen zu den Geldver-
teilungsgrundsätzen;  
h) Regelungen zu den Auszah-
lungsmodalitäten, soweit nicht 
in dieser Anlage geregelt.  
 
(7) (RK Ost): Diese Bestim-
mung ist ab dem 1. Januar 
2013 anzuwenden. 
 

 § 16 Jahressonderzahlung  
(1) Mitarbeiter, die am 1. De-
zember im Dienstverhältnis ste-
hen, haben Anspruch auf eine 
Jahressonderzahlung.  
(2) 1Die Jahressonderzahlung 
beträgt bei Mitarbeitern  
• in den Entgeltgruppen 1 bis 8 

90 v. H.,  
• in den Entgeltgruppen 9 bis 

12  
80 v. H. und  

• in den Entgeltgruppen 13 bis 
15 
60 v. H.  

des dem Mitarbeiter in den Ka-
lendermonaten Juli, August und 
September durchschnittlich ge-
zahlten monatlichen Entgelts; 
unberücksichtigt bleiben hierbei 

§ 16 Jahressonderzahlung  
(1) Mitarbeiter, die am 1. Dezember 
im Dienstverhältnis stehen, haben 
Anspruch auf eine Jahressonderzah-
lung.  
(2) 1Die Jahressonderzahlung be-
trägt,  
• in den Entgeltgruppen 1 bis 8 90 

v. H.,  
• in den Entgeltgruppen 9 bis 12 80 

v. H. und  
• in den Entgeltgruppen 13 bis 15 

60 v. H.  
des dem Mitarbeiter in den Kalen-
dermonaten Juli, August und Sep-
tember durchschnittlich gezahlten 
monatlichen Entgelts; unberücksich-
tigt bleiben hierbei das zusätzlich für 
Überstunden und Mehrarbeit gezahl-
te Entgelt (mit Ausnahme der im 

§ 15 Jahressonderzahlung  
(1) Mitarbeiter, die am 1. De-
zember im Dienstverhältnis 
stehen, haben Anspruch auf 
eine Jahressonderzahlung.  
(2) 1Die Jahressonderzahlung 
beträgt,  
• in den Entgeltgruppen 1 bis 

8 90 v.H.,  
• in den Entgeltgruppen 9 bis 

12 80 v.H. und  
• in den Entgeltgruppen 13 bis 

15 60 v.H.  
des dem Mitarbeiter in den Ka-
lendermonaten Juli, August und 
September durchschnittlich 
gezahlten monatlichen Entgelts; 
unberücksichtigt bleiben hierbei 
das zusätzlich für Überstunden 
und Mehrarbeit gezahlte Entgelt 
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das zusätzlich für Überstunden 
und Mehrarbeit gezahlte Entgelt 
(mit Ausnahme der im Dienst-
plan vorgesehenen Überstun-
den und Mehrarbeit), Leistungs-
zulagen, Leistungs- und Er-
folgsprämien. 2Der Bemes-
sungssatz bestimmt sich nach 
der Entgeltgruppe am 1. Sep-
tember. 3Bei Mitarbeitern, deren 
Dienstverhältnis nach dem 30. 
September begonnen hat, tritt 
an die Stelle des Bemessungs-
zeitraums der erste volle Kalen-
dermonat des Dienstverhältnis-
ses. 4In den Fällen, in denen im 
Kalenderjahr der Geburt des 
Kindes während des Bemes-
sungszeitraums eine elternge-
ldunschädliche Teilzeitbeschäf-
tigung ausgeübt wird, bemisst 
sich die Jahressonderzahlung 
nach dem Beschäftigungsum-
fang am Tag vor dem Beginn 
der Elternzeit.  
Anmerkung zu Absatz 2:  
1Bei der Berechnung des durch-
schnittlich gezahlten monatli-
chen Entgelts werden die ge-
zahlten Entgelte der drei Monate 
addiert und durch drei geteilt; 
dies gilt auch bei einer Ände-
rung des Beschäftigungsum-
fangs. 2Ist im Bemessungszeit-
raum nicht für alle Kalendertage 

Dienstplan vorgesehenen Überstun-
den und Mehrarbeit), Leistungszula-
gen, Leistungs- und Erfolgsprämien. 
2Der Bemessungssatz bestimmt sich 
nach der Entgeltgruppe am 1. Sep-
tember. 3Bei Mitarbeitern, deren 
Dienstverhältnis nach dem 30. Sep-
tember begonnen hat, tritt an die 
Stelle des Bemessungszeitraums 
der erste volle Kalendermonat des 
Dienstverhältnisses. 4In den Fällen, 
in denen im Kalenderjahr der Geburt 
des Kindes während des Bemes-
sungszeitraums eine elterngeldun-
schädliche Teilzeitbeschäftigung 
ausgeübt wird, bemisst sich die Jah-
ressonderzahlung nach dem Be-
schäftigungsumfang am Tag vor 
dem Beginn der Elternzeit.  
 
 
 
 

Anmerkung zu Absatz 2:  
1Bei der Berechnung des durch-
schnittlich gezahlten monatlichen 
Entgelts werden die gezahlten Ent-
gelte der drei Monate addiert und 
durch drei geteilt; dies gilt auch bei 
einer Änderung des Beschäftigungs-
umfangs. 2Ist im Bemessungszeit-
raum nicht für alle Kalendertage 
Entgelt gezahlt worden, werden die 

(mit Ausnahme der im Dienst-
plan vorgesehenen Überstun-
den und Mehrarbeit), Leis-
tungszulagen, Leistungs- und 
Erfolgsprämien. 2Der Bemes-
sungssatz bestimmt sich nach 
der Entgeltgruppe am 1. Sep-
tember. 3Bei Mitarbeitern, deren 
Dienstverhältnis nach dem 30. 
September begonnen hat, tritt 
an die Stelle des Bemessungs-
zeitraums der erste volle Ka-
lendermonat des Dienstverhält-
nisses. 4In den Fällen, in denen 
im Kalenderjahr der Geburt des 
Kindes während des Bemes-
sungszeitraums eine elternge-
ldunschädliche Teilzeitbeschäf-
tigung ausgeübt wird, bemisst 
sich die Jahressonderzahlung 
nach dem Beschäftigungsum-
fang am Tag vor dem Beginn 
der Elternzeit.  

 

Anmerkung zu Absatz 2:  
1Bei der Berechnung des 
durchschnittlich gezahlten mo-
natlichen Entgelts werden die 
gezahlten Entgelte der drei Mo-
nate addiert und durch drei ge-
teilt; dies gilt auch bei einer 
Änderung des Beschäftigungs-
umfangs. 2Ist im Bemessungs-
zeitraum nicht für alle Kalender-
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Entgelt gezahlt worden, werden 
die gezahlten Entgelte der drei 
Monate addiert, durch die Zahl 
der Kalendertage mit Entgelt 
geteilt und sodann mit 30,67 
multipliziert. 3Zeiträume, für die 
Krankengeldzuschuss gezahlt 
worden ist, bleiben hierbei unbe-
rücksichtigt. 4Besteht während 
des Bemessungszeitraums an 
weniger als 30 Kalendertagen 
Anspruch auf Entgelt, ist der 
letzte Kalendermonat, in dem für 
alle Kalendertage Anspruch auf 
Entgelt bestand, maßgeblich.  
 
(3) Für Mitarbeiter im Gebiet der 
neuen Bundesländer Mecklen-
burg-Vorpommern, Branden-
burg, Sachsen-Anhalt, Thürin-
gen und Sachsen sowie in dem 
Teil des Landes Berlin, in dem 
das Grundgesetz bis einschließ-
lich 2. Oktober 1990 nicht galt, 
gilt Absatz 2 mit der Maßgabe, 
dass die Bemessungssätze für 
die Jahressonderzahlung 75 v. 
H. der dort genannten Vomhun-
dertsätze betragen. 
(3a) Auf Mitarbeiter der Vergü-
tungsgruppe Kr 6 ohne Aufstieg 
findet der in Absatz 2 Satz 1 für 
die Entgeltgruppen 1 bis 8 aus-
gewiesene Prozentsatz Anwen-

gezahlten Entgelte der drei Monate 
addiert, durch die Zahl der Kalender-
tage mit Entgelt geteilt und sodann 
mit 30,67 multipliziert. 3Zeiträume, 
für die Krankengeldzuschuss gezahlt 
worden ist, bleiben hierbei unbe-
rücksichtigt. 4Besteht während des 
Bemessungszeitraums an weniger 
als 30 Kalendertagen Anspruch auf 
Entgelt, ist der letzte Kalendermonat, 
in dem für alle Kalendertage An-
spruch auf Entgelt bestand, maß-
geblich.  
 

 
(3) Für Mitarbeiter im Gebiet der 
neuen Bundesländer Mecklenburg-
Vorpommern, Brandenburg, Sach-
sen-Anhalt, Thüringen und Sachsen 
sowie in dem Teil des Landes Berlin, 
in dem das Grundgesetz bis ein-
schließlich 2. Oktober 1990 nicht 
galt, gilt Absatz 2 mit der Maßgabe, 
dass die Bemessungssätze für die 
Jahressonderzahlung 75 v. H. der 
dort genannten Vomhundertsätze 
betragen.  
 
 
 
 
 

tage Entgelt gezahlt worden, 
werden die gezahlten Entgelte 
der drei Monate addiert, durch 
die Zahl der Kalendertage mit 
Entgelt geteilt und sodann mit 
30,67 multipliziert. 3Zeiträume, 
für die Krankengeldzuschuss 
gezahlt worden ist, bleiben 
hierbei unberücksichtigt. 
4Besteht während des Bemes-
sungszeitraums an weniger als 
30 Kalendertagen Anspruch auf 
Entgelt, ist der letzte Kalender-
monat, in dem für alle Kalen-
dertage Anspruch auf Entgelt 
bestand, maßgeblich. 
(3) Für Mitarbeiter im Gebiet 
der neuen Bundesländer Meck-
lenburg-Vorpommern, Bran-
denburg, Sachsen-Anhalt, Thü-
ringen und Sachsen sowie in 
dem Teil nicht galt, gilt Absatz 2 
mit der Maßgabe, dass die Be-
messungssätze für die Jahres-
sonderzahlung 75 v.H. der dort 
genannten Vomhundertsätze 
betragen.  
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dung.  
(4) 1Der Anspruch nach den 
Absätzen 1 bis 3 vermindert sich 
um ein Zwölftel für jeden Kalen-
dermonat, in dem Mitarbeiter 
keinen Anspruch auf Entgelt 
oder Fortzahlung des Entgelts 
haben. 2Die Verminderung un-
terbleibt für Kalendermonate,  
1. für die Mitarbeiter kein Tabel-
lenentgelt erhalten haben 
a) wegen Ableistung von 
Grundwehrdienst oder Zivil-
dienst, wenn sie diesen vor dem 
1. Dezember beendet und die 
Beschäftigung unverzüglich 
wieder aufgenommen haben, 
b) Beschäftigungsverboten 
nach § 3 Abs. 2 und § 6 Abs. 1 
MuSchG,  
c) Inanspruchnahme der Eltern-
zeit nach dem Bundeseltern-
geld- und Elternzeitgesetz bis 
zum Ende des Kalenderjahres, 
in dem das Kind geboren ist, 
wenn am Tag vor Antritt der 
Elternzeit Entgeltanspruch be-
standen hat;  
2. in denen Mitarbeitern Kran-
kengeldzuschuss gezahlt wurde 
oder nur wegen der Höhe des 
zustehenden Krankengelds ein 
Krankengeldzuschuss nicht ge-
zahlt worden ist.  

(4) 1Der Anspruch nach den Absät-
zen 1 bis 3 vermindert sich um ein 
Zwölftel für jeden Kalendermonat, in 
dem Mitarbeiter keinen Anspruch auf 
Entgelt oder Fortzahlung des Ent-
gelts haben. 2Die Verminderung un-
terbleibt für Kalendermonate,  
1. für die Mitarbeiter kein Tabellen-
entgelt erhalten haben 
a) wegen Ableistung von Grund-
wehrdienst oder Zivildienst, wenn sie 
diesen vor dem 1. Dezember been-
det und die Beschäftigung unverzüg-
lich wieder aufgenommen haben,  
b) Beschäftigungsverboten nach § 3 
Abs. 2 und § 6 Abs. 1 MuSchG,  
c) Inanspruchnahme der Elternzeit 
nach dem Bundeselterngeld- und 
Elternzeitgesetz bis zum Ende des 
Kalenderjahres, in dem das Kind 
geboren ist, wenn am Tag vor Antritt 
der Elternzeit Entgeltanspruch be-
standen hat;  
 
2. in denen Mitarbeitern Kranken-
geldzuschuss gezahlt wurde oder 
nur wegen der Höhe des zustehen-
den Krankengelds ein Krankengeld-
zuschuss nicht gezahlt worden ist.  
 
 
 
 
 

(4) 1Der Anspruch nach den 
Absätzen 1 bis 3 vermindert 
sich um ein Zwölftel für jeden 
Kalendermonat, in dem Mitar-
beiter keinen Anspruch auf 
Entgelt oder Fortzahlung des 
Entgelts haben. 2Die Verminde-
rung unterbleibt für Kalender-
monate,  
1. für die Mitarbeiter kein Tabel-
lenentgelt erhalten haben we-
gen  
a) Ableistung von Grundwehr-
dienst oder Zivildienst, wenn sie 
diesen vor dem 1. Dezember 
beendet und die Beschäftigung 
unverzüglich wieder aufge-
nommen haben,  
b) Beschäftigungsverboten 
nach § 3 Abs. 2 und § 6 Abs. 1 
MuSchG,  
c) Inanspruchnahme der El-
ternzeit nach dem Bundesel-
terngeld- und Elternzeitgesetz 
bis zum Ende des Kalenderjah-
res, in dem das Kind geboren 
ist, wenn am Tag vor Antritt der 
Elternzeit Entgeltanspruch be-
standen hat;  
2. in denen Mitarbeitern Kran-
kengeldzuschuss gezahlt wurde 
oder nur wegen der Höhe des 
zustehenden Krankengelds ein 
Krankengeldzuschuss nicht 
gezahlt worden ist.  
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(5) 1Die Jahressonderzahlung 
wird mit dem Tabellenentgelt für 
November ausgezahlt. 2Ein 
Teilbetrag der Jahressonderzah-
lung kann zu einem früheren 
Zeitpunkt ausgezahlt werden.  
(6) 1Mitarbeiter erhalten die Jah-
ressonderzahlung auch dann, 
wenn ihr Dienstverhältnis vor 
dem 1. Dezember endet. 2Bei 
Mitarbeitern, deren Dienstver-
hältnis vor dem 1. Dezember 
geendet hat, tritt an die Stelle 
des Bemessungszeitraums 
nach § 16 Abs. 2 der letzte volle 
Kalendermonat des Dienstver-
hältnisses mit der Maßgabe, 
dass Bemessungsgrundlage für 
die Jahressonderzahlung nur 
das Tabellenentgelt und die in 
Monatsbeträgen festgelegten 
Zulagen sind. 

 
(5) 1Die Jahressonderzahlung wird 
mit dem Tabellenentgelt für Novem-
ber ausgezahlt. 2Ein Teilbetrag der 
Jahressonderzahlung kann zu einem 
früheren Zeitpunkt ausgezahlt wer-
den. 

 
(5) 1Die Jahressonderzahlung 
wird mit dem Tabellenentgelt 
für November ausgezahlt. 2Ein 
Teilbetrag der Jahressonder-
zahlung kann zu einem frühe-
ren Zeitpunkt ausgezahlt wer-
den. 

§ 17 Zusatzurlaub  
(1) Ärztinnen und Ärzte, die ständig 
Wechselschicht nach § 5 Abs. 1 oder 
ständig Schichtarbeit nach § 5 Abs. 2 
leisten und denen die Zulage nach § 
7 Abs. 4 Satz 1 oder Abs. 5 Satz 1 
zusteht, erhalten  
a) bei Wechselschichtarbeit für je 
zwei zusammenhängende Monate 
und  

§ 17 Zusatzurlaub  
(1) Mitarbeiter, die ständig 
Wechselschichtarbeit nach § 4 
Abs. 1 oder ständig Schichtar-
beit nach § 4 Abs. 2 leisten und 
denen die Zulage nach § 6 Abs. 
4 Satz 1 oder Abs. 5 Satz 1 zu-
steht, erhalten 
a) bei Wechselschichtarbeit für 
je zwei zusammenhängende 

§ 17 Zusatzurlaub  
(1) Mitarbeiter, die ständig Wechsel-
schichtarbeit nach § 4 Abs. 1 oder 
ständig Schichtarbeit nach § 4 Abs. 
2 leisten und denen die Zulage nach 
§ 6 Abs. 4 Satz 1 oder Abs. 5 Satz 1 
zusteht, erhalten  
a) bei Wechselschichtarbeit für je 
zwei zusammenhängende Monate 
und  

§ 16 Zusatzurlaub  
(1) Mitarbeiter, die ständig 
Wechselschichtarbeit nach § 4 
Abs. 1 oder ständig Schichtar-
beit nach § 4 Abs. 2 leisten und 
denen die Zulage nach § 6 Abs. 
4 Satz 1 oder Abs. 5 Satz 1 
zusteht, erhalten  
a) bei Wechselschichtarbeit für 
je zwei zusammenhängende 
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b) bei Schichtarbeit für je vier zu-
sammenhängende Monate  
einen Arbeitstag Zusatzurlaub.  
 
(2) Im Falle nicht ständiger Wechsel-
schichtarbeit und nicht ständiger 
Schichtarbeit soll bei annährend glei-
cher Belastung die Gewährung zu-
sätzlicher Urlaubstage durch 
Dienstvereinbarung geregelt werden.  
 
(3) 1Ärztinnen und Ärzte erhalten bei 
einer Leistung im Kalenderjahr von 
mindestens  
• 150 Nachtarbeitsstunden 

1 Arbeitstag  
• 300 Nachtarbeitsstunden 

2 Arbeitstage  
• 450 Nachtarbeitsstunden 

3 Arbeitstage  
• 600 Nachtarbeitsstunden 

4 Arbeitstage  
Zusatzurlaub im Kalenderjahr. 
2Nachtarbeitsstunden, die in Zeiträu-
men geleistet werden, für die Zu-
satzurlaub für Wechselschicht- oder 
Schichtarbeit zusteht, bleiben unbe-
rücksichtigt.  

(4) 1Die Ärztin/Der Arzt erhält für die 
Zeit der Bereitschaftsdienste in den 
Nachtstunden (§ 5 Abs. 3) einen Zu-
satzurlaub in Höhe von zwei Arbeits-
tagen pro Kalenderjahr, sofern min-

Monate und  
b) bei Schichtarbeit für je vier 
zusammenhängende Monate 
einen Arbeitstag Zusatzurlaub.  
(2) Im Falle nicht ständiger 
Wechselschichtarbeit und nicht 
ständiger Schichtarbeit soll bei 
annähernd gleicher Belastung 
die Gewährung zusätzlicher 
Urlaubstage durch Dienstver-
einbarung geregelt werden.  
(3) 1Mitarbeiter erhalten bei ei-
ner Leistung im Kalenderjahr 
von mindestens  
• 150 Nachtarbeitsstunden 

1 Arbeitstag  
• 300 Nachtarbeitsstunden 

2 Arbeitstage  
• 450 Nachtarbeitsstunden 

3 Arbeitstage  
• 600 Nachtarbeitsstunden 

4 Arbeitstage  
Zusatzurlaub im Kalenderjahr. 
2Nachtarbeitsstunden, die in 
Zeiträumen geleistet werden, für 
die Zusatzurlaub für Wechsel-
schicht- oder Schichtarbeit zu-
steht, bleiben unberücksichtigt. 

(4) Bei Anwendung des Absat-
zes 3 werden nur die im Rah-
men der regelmäßigen Arbeits-
zeit (§ 2) in der Zeit zwischen 21 
Uhr und 6 Uhr dienstplanmäßig 

b) bei Schichtarbeit für je vier zu-
sammenhängende Monate einen 
Arbeitstag Zusatzurlaub.  
 
(2) Im Falle nicht ständiger Wech-
selschichtarbeit und nicht ständiger 
Schichtarbeit soll bei annähernd 
gleicher Belastung die Gewährung 
zusätzlicher Urlaubstage durch 
Dienstvereinbarung geregelt werden. 
 
(3) 1Mitarbeiter erhalten bei einer 
Leistung im Kalenderjahr von min-
destens  
• 150 Nachtarbeitsstunden 

1 Arbeitstag  
• 300 Nachtarbeitsstunden 
• 2 Arbeitstage  
• 450 Nachtarbeitsstunden 

3 Arbeitstage  
• 600 Nachtarbeitsstunden 
•  4 Arbeitstage  
Zusatzurlaub im Kalenderjahr. 
2Nachtarbeitsstunden, die in Zeit-
räumen geleistet werden, für die 
Zusatzurlaub für Wechselschicht- 
oder Schichtarbeit zusteht, bleiben 
unberücksichtigt.  
 
(4) 1Bei Anwendung des Absatzes 3 
werden nur die im Rahmen der re-
gelmäßigen Arbeitszeit (§ 2) in der 
Zeit zwischen 21 Uhr und 6 Uhr 
dienstplanmäßig bzw. betriebsüblich 

Monate und  
b) bei Schichtarbeit für je vier 
zusammenhängende Monate 
einen Arbeitstag Zusatzurlaub.  
(2) Im Falle nicht ständiger 
Wechselschichtarbeit und nicht 
ständiger Schichtarbeit soll bei 
annähernd gleicher Belastung 
die Gewährung zusätzlicher 
Urlaubstage durch Dienstver-
einbarung geregelt werden.  
(3) 1Mitarbeiter erhalten bei 
einer Leistung im Kalenderjahr 
von mindestens  
• 150 Nachtarbeitsstunden 

1 Arbeitstag  
• 300 Nachtarbeitsstunden 

2 Arbeitstage  
• 450 Nachtarbeitsstunden 

3 Arbeitstage  
• 600 Nachtarbeitsstunden 

4 Arbeitstage  
Zusatzurlaub im Kalenderjahr. 
2Nachtarbeitsstunden, die in 
Zeiträumen geleistet werden, 
für die Zusatzurlaub für Wech-
selschicht- oder Schichtarbeit 
zusteht, bleiben unberücksich-
tigt.  
(4) 1Bei Anwendung des Absat-
zes 3 werden nur die im Rah-
men der regelmäßigen Arbeits-
zeit (§ 2) in der Zeit zwischen 
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destens 288 Stunden der Bereit-
schaftsdienste kalenderjährlich in die 
Zeit zwischen 21.00 bis 6.00 Uhr fal-
len. 2Absatz 3 Satz 2 gilt entspre-
chend. 3Bei Teilzeitkräften ist die Zahl 
der nach Satz 1 geforderten Bereit-
schaftsdienststunden entsprechend 
dem Verhältnis ihrer individuell ver-
einbarten durchschnittlichen regel-
mäßigen Arbeitszeit zur regelmäßigen 
Arbeitszeit vergleichbarer vollzeitbe-
schäftigter Ärztinnen und Ärzte zu 
kürzen. 4Ist die vereinbarte Arbeitszeit 
im Durchschnitt des Urlaubsjahres auf 
weniger als fünf Arbeitstage in der 
Kalenderwoche verteilt, ist der Zu-
satzurlaub in entsprechender Anwen-
dung des § 3 Abs. 5 Unterabs. 2 und 
4 der Anlage 14 zu den AVR zu ermit-
teln.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

bzw. betriebsüblich geleisteten 
Nachtarbeitsstunden berück-
sichtigt. 
 
(5) 1Bei Teilzeitbeschäftigten ist 
die Zahl der nach Absatz 3 ge-
forderten Nachtarbeitsstunden 
entsprechend dem Verhältnis 
ihrer individuell vereinbarten 
durchschnittlichen regelmäßigen 
Arbeitszeit zur regelmäßigen 
Arbeitszeit vergleichbarer Voll-
zeitbeschäftigter zu kürzen. 2Ist 
die vereinbarte Arbeitszeit im 
Durchschnitt des Urlaubsjahres 
auf weniger als fünf Arbeitstage 
in der Kalenderwoche verteilt, ist 
der Zusatzurlaub in entspre-
chender Anwendung des § 3 
Abs. 5 Unterabs. 1 Satz 1, Un-
terabs. 2 Satz 1 und Unterabs. 4 
der Anlage 14 zu den AVR zu 
ermitteln.  
(6)* 1Die Mitarbeiter erhalten für 
die Zeit der Bereitschaftsdienste 
in den Nachtstunden einen Zu-
satzurlaub in Höhe von zwei 
Arbeitstagen pro Kalenderjahr, 
sofern mindestens 288 Stunden 
der Bereitschaftsdienste kalen-
derjährlich in die Zeit zwischen 
21 Uhr bis 6 Uhr fallen. 2Absatz 
3 Satz 2 und Absatz 5 gelten 
entsprechend.  

geleisteten Nachtarbeitsstunden 
berücksichtigt.  
 
(5) 1Bei Teilzeitbeschäftigten ist die 
Zahl der nach Absatz 3 geforderten 
Nachtarbeitsstunden entsprechend 
dem Verhältnis ihrer individuell ver-
einbarten durchschnittlichen regel-
mäßigen Arbeitszeit zur regelmäßi-
gen Arbeitszeit vergleichbarer Voll-
zeitbeschäftigter zu kürzen. 2Ist die 
vereinbarte Arbeitszeit im Durch-
schnitt des Urlaubsjahres auf weni-
ger als fünf Arbeitstage in der Ka-
lenderwoche verteilt, ist der Zu-
satzurlaub in entsprechender An-
wendung des § 3 Abs. 5 Unterabsatz 
1 Satz 1, Unterabsatz 2 Satz 1 und 
Unterabsatz 4 der Anlage 14 zu den 
AVR zu ermitteln.  

 
*(6) 1Die Mitarbeiter erhalten für die 
Zeit der Bereitschaftsdienste in den 
Nachtstunden einen Zusatzurlaub in 
Höhe von zwei Arbeitstagen pro Ka-
lenderjahr, sofern mindestens 288 
Stunden der Bereitschaftsdienste 
kalenderjährlich in die Zeit zwischen 
21 bis 6 Uhr fallen. 2Absatz 3 Satz 2 
und Absatz 5 gelten entsprechend.  
 
 
Anmerkung zu Abs. 6:  

21 Uhr und 6 Uhr dienstplan-
mäßig bzw. betriebsüblich ge-
leisteten Nachtarbeitsstunden 
berücksichtigt.  
(5) 1Bei Teilzeitbeschäftigten ist 
die Zahl der nach Absatz 3 ge-
forderten Nachtarbeitsstunden 
entsprechend dem Verhältnis 
ihrer individuell vereinbarten 
durchschnittlichen regelmäßi-
gen Arbeitszeit zur regelmäßi-
gen Arbeitszeit vergleichbarer 
Vollzeitbeschäftigter zu kürzen. 
2Ist die vereinbarte Arbeitszeit 
im Durchschnitt des Urlaubsjah-
res auf weniger als fünf Arbeits-
tage in der Kalenderwoche ver-
teilt, ist der Zusatzurlaub in ent-
sprechender Anwendung des § 
3 Abs. 5 Unterabsatz 1 Satz 1, 
Unterabsatz 2 Satz 1 und Un-
terabsatz 4 der Anlage 14 zu 
den AVR zu ermitteln.  
*(6) 1Die Mitarbeiter erhalten für 
die Zeit der Bereitschaftsdiens-
te in den Nachtstunden einen 
Zusatzurlaub in Höhe von zwei 
Arbeitstagen pro Kalenderjahr, 
sofern mindestens 288 Stunden 
der Bereitschaftsdienste kalen-
derjährlich in die Zeit zwischen 
21 Uhr bis 6 Uhr fallen. 2Absatz 
3 Satz 2 und Absatz 5 gelten 
entsprechend.  
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(5) 1Zusatzurlaub nach dieser Rege-
lung und sonstigen Bestimmungen 
mit Ausnahme von § 125 SGB IX wird 
nur bis zu insgesamt sechs Arbeitsta-
gen im Kalenderjahr gewährt. 
2Erholungsurlaub und Zusatzurlaub 
(Gesamturlaub) dürfen im Kalender-
jahr zusammen 35 Arbeitstage, bei 
Zusatzurlaub wegen Wechselschicht-
arbeit 36 Arbeitstage nicht überschrei-
ten. 3Bei Ärztinnen und Ärzten, die 
das 50. Lebensjahr vollendet haben, 
gilt abweichend von Satz 2 eine 
Höchstgrenze von 36 Arbeitstagen; § 
3 Abs. 4 Satz 1 der Anlage 14 zu den 
AVR gilt entsprechend.  
 
 

(6) Im Übrigen gelten die §§ 1 bis 3 
der Anlage 14 zu den AVR mit Aus-
nahme von § 1 Abs. 6 Unterabsatz 2 
Satz 1 entsprechend.  

 

 

Anmerkung zu Abs. 6:  
Davon abweichend erhalten die 
Mitarbeiter im Jahre 2013 einen 
Zusatzurlaub von einem Arbeits-
tag, sofern die Zeit der Bereit-
schaftsdienste in den Nacht-
stunden mindestens 144 Stun-
den erreicht.  
(7) 1Zusatzurlaub nach dieser 
Anlage und sonstigen Bestim-
mungen mit Ausnahme von § 
125 SGB IX wird nur bis zu ins-
gesamt sechs Arbeitstagen im 
Kalenderjahr gewährt. 
2Erholungsurlaub und Zusatzur-
laub (Gesamturlaub) dürfen im 
Kalenderjahr zusammen 35 Ar-
beitstage, bei Zusatzurlaub we-
gen Wechselschichtarbeit 36 
Tage, nicht überschreiten. 3Bei 
Beschäftigten, die das 50. Le-
bensjahr vollendet haben, gilt 
abweichend von Satz 2 eine 
Höchstgrenze von 36 Arbeitsta-
gen; § 3 Abs. 4 Satz 1 der Anla-
ge 14 zu den AVR gilt entspre-
chend. 
(8) Im Übrigen gelten die §§ 1 
bis 3 der Anlage 14 zu den AVR 
mit Ausnahme von § 1 Abs. 6 
Unterabs. 2 Satz 1 entspre-
chend.  
 

Davon abweichend erhalten die Mit-
arbeiter im Jahre 2013 einen Zu-
satzurlaub von einem Arbeitstag, 
sofern die Zeit der Bereitschafts-
dienste in den Nachtstunden min-
destens 144 Stunden erreicht.  
 
 
(7) 1Zusatzurlaub nach dieser Anla-
ge und sonstigen Bestimmungen mit 
Ausnahme von § 125 SGB IX wird 
nur bis zu insgesamt sechs Arbeits-
tagen im Kalenderjahr gewährt. 
2Erholungsurlaub und Zusatzurlaub 
(Gesamturlaub) dürfen im Kalender-
jahr zusammen 35 Arbeitstage, bei 
Zusatzurlaub wegen Wechsel-
schichtarbeit 36 Tage, nicht über-
schreiten. 3Bei Mitarbeitern, die das 
50. Lebensjahr vollendet haben, gilt 
abweichend von Satz 2 eine 
Höchstgrenze von 36 Arbeitstagen; 
§ 3 Abs. 4 Satz 1 der Anlage 14 zu 
den AVR gilt entsprechend.  
 
 
(8) Im Übrigen gelten die §§ 1 bis 3 
der Anlage 14 zu den AVR mit Aus-
nahme von § 1 Abs. 6 Unterabsatz 2 
Satz 1 entsprechend.  
 
 
 

Anmerkung zu Abs. 6:  
Davon abweichend erhalten die 
Mitarbeiter im Jahre 2013 einen 
Zusatzurlaub von einem Ar-
beitstag, sofern die Zeit der 
Bereitschaftsdienste in den 
Nachtstunden mindestens 144 
Stunden erreicht.  
(7) 1Zusatzurlaub nach dieser 
Anlage und sonstigen Bestim-
mungen mit Ausnahme von § 
125 SGB IX wird nur bis zu 
insgesamt sechs Arbeitstagen 
im Kalenderjahr gewährt. 
2Erholungsurlaub und Zusatzur-
laub (Gesamturlaub) dürfen im 
Kalenderjahr zusammen 35 
Arbeitstage, bei Zusatzurlaub 
wegen Wechselschichtarbeit 36 
Tage, nicht überschreiten. 3Bei 
Mitarbeitern, die das 50. Le-
bensjahr vollendet haben, gilt 
abweichend von Satz 2 eine 
Höchstgrenze von 36 Arbeits-
tagen; § 3 Abs. 4 Satz 1 der 
Anlage 14 zu den AVR gilt ent-
sprechend.  
(8) Im Übrigen gelten die §§ 1 
bis 3 der Anlage 14 zu den 
AVR mit Ausnahme von § 1 
Abs. 6 Unterabsatz 2 Satz 1 
entsprechend.  
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Anmerkungen zu den Absätzen 
1 und 2:  
1Der Anspruch auf Zusatzurlaub be-
misst sich nach der abgeleisteten 
Schicht- oder Wechselschichtarbeit 
und entsteht im laufenden Jahr, so-
bald die Voraussetzungen nach Ab-
satz 1 erfüllt sind. 2Für die Feststel-
lung, ob ständige Wechselschichtar-
beit oder ständige Schichtarbeit vor-
liegt, ist eine Unterbrechung durch 
Arbeitsbefreiung, Freizeitausgleich, 
bezahltem Urlaub oder Arbeitsunfä-
higkeit in den Grenzen von Abschnitt 
XII der Anlage 1 zu den AVR un-
schädlich. 
 

Anmerkung zu den Absätzen 1, 
3 und 6:  
1. 1Der Anspruch auf Zusatzur-

laub nach den Absätzen 1 
und 2 bemisst sich nach der 
abgeleisteten Schicht- oder 
Wechselschichtarbeit und 
entsteht im laufenden Jahr, 
sobald die Voraussetzungen 
nach Absatz 1 erfüllt sind. 
2Für die Feststellung, ob 
ständige Wechselschichtar-
beit oder ständige Schicht-
arbeit vorliegt, ist eine Un-
terbrechung durch Arbeits-
befreiung, Freizeitausgleich, 
bezahlten Urlaub oder Ar-
beitsunfähigkeit in den 
Grenzen des Abschnitt XII 
der Anlage 1 zu den AVR 
unschädlich. 
 

2. *Der Anspruch auf Zusatzur-
laub nach Absatz 3 sowie 
nach Absatz 6 bemisst sich 
nach den abgeleisteten 
Nachtarbeitsstunden und 
entsteht im laufenden Jahr, 
sobald die Voraussetzungen 
nach Absatz 3 Satz 1 bzw. 
nach Absatz 6 Satz 1 erfüllt 
sind. 

 

Anmerkung zu den Absätzen 1, 3 
und 6:  
1. 1Der Anspruch auf Zusatzurlaub 

nach den Absätzen 1 und 2 be-
misst sich nach der abgeleiste-
ten Schicht- oder Wechsel-
schichtarbeit und entsteht im lau-
fenden Jahr, sobald die Voraus-
setzungen nach Absatz 1 erfüllt 
sind. 2Für die Feststellung, ob 
ständige Wechselschichtarbeit 
oder ständige Schichtarbeit vor-
liegt, ist eine Unterbrechung 
durch Arbeitsbefreiung, Freizeit-
ausgleich, bezahlten Urlaub oder 
Arbeitsunfähigkeit in den Gren-
zen des Abschnitt XII der Anlage 
1 zu den AVR unschädlich. 
 
 
 
 

2. Der Anspruch auf Zusatzurlaub 
nach Absatz 3 sowie nach Ab-
satz 6 bemisst sich nach den 
abgeleisteten Nachtarbeitsstun-
den und entsteht im laufenden 
Jahr, sobald die Voraussetzun-
gen nach Absatz 3 Satz 1 bzw. 
nach Absatz 6 Satz 1 erfüllt sind. 

 

Anmerkung zu den Absätzen 1, 
3 und 6:  
1. 1Der Anspruch auf Zu-
satzurlaub nach den Absätzen 
1 und 2 bemisst sich nach der 
abgeleisteten Schicht- oder 
Wechselschichtarbeit und ent-
steht im laufenden Jahr, sobald 
die Voraussetzungen nach Ab-
satz 1 erfüllt sind. 2Für die 
Feststellung, ob ständige 
Wechselschichtarbeit oder 
ständige Schichtarbeit vorliegt, 
ist eine Unterbrechung durch 
Arbeitsbefreiung, Freizeitaus-
gleich, bezahlten Urlaub oder 
Arbeitsunfähigkeit in den Gren-
zen des Abschnitt XII der Anla-
ge 1 zu den AVR unschädlich.  
2. Der Anspruch auf Zu-
satzurlaub nach Absatz 3 sowie 
nach Absatz 6 bemisst sich 
nach den abgeleisteten Nacht-
arbeitsstunden und entsteht im 
laufenden Jahr, sobald die Vo-
raussetzungen nach Absatz 3 
Satz 1 bzw. nach Absatz 6 Satz 
1 erfüllt sind.  
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§ 18 Führung auf Probe  
(1) 1Führungspositionen können als 
befristetes Dienstverhältnis bis zur 
Gesamtdauer von zwei Jahren ver-
einbart werden. 2Innerhalb dieser Ge-
samtdauer ist eine höchstens zwei-
malige Verlängerung des Dienstver-
trages zulässig. 3Die beiderseitigen 
Kündigungsrechte bleiben unberührt.  
 
 
(2) Führungspositionen sind die zu-
gewiesenen Tätigkeiten mit Wei-
sungsbefugnis.  
 
 
 

(3) 1Besteht bereits ein Dienstverhält-
nis mit demselben Dienstgeber, kann 
der Ärztin/dem Arzt vorübergehend 
eine Führungsposition bis zu der in 
Absatz 1 genannten Gesamtdauer 
übertragen werden. 2Der Ärztin/dem 
Arzt wird für die Dauer der Übertra-
gung eine Zulage in Höhe des Unter-
schiedsbetrags zwischen den Tabel-
lenentgelten nach der bisherigen Ent-
geltgruppe und dem sich bei Höher-
gruppierung nach § 15 Abs. 4 erge-
benden Tabellenentgelt gewährt. 

§ 18 Führung auf Probe  
(1) 1Führungspositionen können 
als befristetes Dienstverhältnis 
bis zur Gesamtdauer von zwei 
Jahren vereinbart werden. 
2Innerhalb dieser Gesamtdauer 
ist eine höchstens zweimalige 
Verlängerung des Dienstvertra-
ges zulässig. 3Die beiderseitigen 
Kündigungsrechte bleiben unbe-
rührt.  
(2) Führungspositionen sind die 
ab Entgeltgruppe 10 zugewie-
senen Tätigkeiten mit Wei-
sungsbefugnis, die vor Übertra-
gung vom Dienstgeber aus-
drücklich als Führungspositio-
nen auf Probe bezeichnet wor-
den sind.  
(3) 1Besteht bereits ein Dienst-
verhältnis mit demselben 
Dienstgeber, kann dem Mitar-
beiter vorübergehend eine Füh-
rungsposition bis zu der in Ab-
satz 1 genannten Gesamtdauer 
übertragen werden. 2Dem Mitar-
beiter wird für die Dauer der 
Übertragung eine Zulage in Hö-
he des Unterschiedsbetrags 
zwischen den Tabellenentgelten 
nach der bisherigen Entgelt-
gruppe und dem sich bei Hö-

§ 18 Führung auf Probe  
(1) 1Führungspositionen können als 
befristetes Dienstverhältnis bis zur 
Gesamtdauer von zwei Jahren ver-
einbart werden. 2Innerhalb dieser 
Gesamtdauer ist eine höchstens 
zweimalige Verlängerung des 
Dienstvertrages zulässig. 3Die bei-
derseitigen Kündigungsrechte blei-
ben unberührt. 

(2) Führungspositionen sind die ab 
Entgeltgruppe 10 zugewiesenen 
Tätigkeiten mit Weisungsbefugnis, 
die vor Übertragung vom Dienstge-
ber ausdrücklich als Führungspositi-
onen auf Probe bezeichnet worden 
sind.  
 
(3) 1Besteht bereits ein Dienstver-
hältnis mit demselben Dienstgeber, 
kann dem Mitarbeiter vorübergehend 
eine Führungsposition bis zu der in 
Absatz 1 genannten Gesamtdauer 
übertragen werden. 2Dem Mitarbei-
ter wird für die Dauer der Übertra-
gung eine Zulage in Höhe des Un-
terschiedsbetrags zwischen den 
Tabellenentgelten nach der bisheri-
gen Entgeltgruppe und dem sich bei 
Höhergruppierung nach § 14 Abs. 4 
Satz 1 und 2 ergebenden Tabellen-

§ 17 Führung auf Probe  
(1) 1Führungspositionen kön-
nen als befristetes Dienstver-
hältnis bis zur Gesamtdauer 
von zwei Jahren vereinbart 
werden. 2Innerhalb dieser Ge-
samtdauer ist eine höchstens 
zweimalige Verlängerung des 
Dienstvertrages zulässig. 3Die 
beiderseitigen Kündigungsrech-
te bleiben unberührt.  
(2) Führungspositionen sind die 
ab Entgeltgruppe 10 zugewie-
senen Tätigkeiten mit Wei-
sungsbefugnis, die vor Übertra-
gung vom Dienstgeber aus-
drücklich als Führungspositio-
nen auf Probe bezeichnet wor-
den sind. 
(3) 1Besteht bereits ein Dienst-
verhältnis mit demselben 
Dienstgeber, kann dem Mitar-
beiter vorübergehend eine Füh-
rungsposition bis zu der in Ab-
satz 1 genannten Gesamtdauer 
übertragen werden. 2Dem Mit-
arbeiter wird für die Dauer der 
Übertragung eine Zulage in 
Höhe des Unterschiedsbetrags 
zwischen den Tabellenentgel-
ten nach der bisherigen Ent-
geltgruppe und dem sich bei 
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3Nach Fristablauf endet die Erpro-
bung. 4Bei Bewährung wird die Füh-
rungsfunktion auf Dauer übertragen; 
ansonsten erhält die Ärztin/der Arzt 
eine der bisherigen Eingruppierung 
entsprechende Tätigkeit. 
 

hergruppierung nach § 14 Abs. 
4 Satz 1 und 2 ergebenden Ta-
bellenentgelt gewährt. 3Nach 
Fristablauf endet die Erprobung. 
4Bei Bewährung wird die Füh-
rungsfunktion auf Dauer über-
tragen; ansonsten erhält der 
Mitarbeiter eine der bisherigen 
Eingruppierung entsprechende 
Tätigkeit. 

entgelt gewährt. 3Nach Fristablauf 
endet die Erprobung. 4Bei Bewäh-
rung wird die Führungsfunktion auf 
Dauer übertragen; ansonsten erhält 
der Mitarbeiter eine der bisherigen 
Eingruppierung entsprechende Tä-
tigkeit. 

Höhergruppierung nach § 13 
Abs. 4 Satz 1 und 2 ergeben-
den Tabellenentgelt gewährt. 
3Nach Fristablauf endet die 
Erprobung. 4Bei Bewährung 
wird die Führungsfunktion auf 
Dauer übertragen; ansonsten 
erhält der Mitarbeiter eine der 
bisherigen Eingruppierung ent-
sprechende Tätigkeit. 

§ 19 Führung auf Zeit  
(1) 1Führungspositionen können als 
befristetes Dienstverhältnis bis zur 
Dauer von vier Jahren vereinbart 
werden. 2Es ist eine höchstens drei-
malige Verlängerung bis zu einer Ge-
samtdauer von zwölf Jahren zulässig. 
3Die allgemeinen Vorschriften über 
die Probezeit und die beiderseitigen 
Kündigungsrechte bleiben unberührt.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

§ 19 Führung auf Zeit  
(1) 1Führungspositionen können 
als befristetes Arbeitsverhältnis 
bis zur Dauer von vier Jahren 
vereinbart werden. 2Folgende 
Verlängerungen des Arbeitsver-
trages sind zulässig:  
a) in den Entgeltgruppen 10 bis 
12 eine höchstens zweimalige 
Verlängerung bis zu einer Ge-
samtdauer von acht Jahren,  
b) ab Entgeltgruppe 13 eine 
höchstens dreimalige Verlänge-
rung bis zu einer Gesamtdauer 
von zwölf Jahren.  
3Zeiten in einer Führungspositi-
on nach Buchstabe a bei dem-
selben Dienstgeber können auf 
die Gesamtdauer nach Buch-
stabe b zur Hälfte angerechnet 
werden. 4Die allgemeinen Vor-
schriften über die Probezeit (§ 7 
Abs. 4 des Allgemeinen Teils zu 
den AVR) und die beiderseitigen 

§ 19 Führung auf Zeit  
(1) 1Führungspositionen können als 
befristetes Arbeitsverhältnis bis zur 
Dauer von vier Jahren vereinbart 
werden. 2Folgende Verlängerungen 
des Arbeitsvertrages sind zulässig:  
a) in den Entgeltgruppen 10 bis 12 
eine höchstens zweimalige Verlän-
gerung bis zu einer Gesamtdauer 
von acht Jahren,  
b) ab Entgeltgruppe 13 eine höchs-
tens dreimalige Verlängerung bis zu 
einer Gesamtdauer von zwölf Jah-
ren.  
3Zeiten in einer Führungsposition 
nach Buchstabe a bei demselben 
Dienstgeber können auf die Ge-
samtdauer nach Buchstabe b zur 
Hälfte angerechnet werden. 4Die 
allgemeinen Vorschriften über die 
Probezeit (§ 7 Abs. 4 des Allgemei-
nen Teils zu den AVR) und die bei-
derseitigen Kündigungsrechte blei-
ben unberührt.  

§ 18 Führung auf Zeit  
(1) 1Führungspositionen kön-
nen als befristetes Arbeitsver-
hältnis bis zur Dauer von vier 
Jahren vereinbart werden. 
2Folgende Verlängerungen des 
Arbeitsvertrages sind zulässig:  
a) in den Entgeltgruppen 10 bis 
12 eine höchstens zweimalige 
Verlängerung bis zu einer Ge-
samtdauer von acht Jahren,  
b) ab Entgeltgruppe 13 eine 
höchstens dreimalige Verlänge-
rung bis zu einer Gesamtdauer 
von zwölf Jahren.  
3Zeiten in einer Führungspositi-
on nach Buchstabe a bei dem-
selben Dienstgeber können auf 
die Gesamtdauer nach Buch-
stabe b zur Hälfte angerechnet 
werden. 4Die allgemeinen Vor-
schriften über die Probezeit (§ 7 
Abs. 4 des Allgemeinen Teils 
zu den AVR) und die beidersei-
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(2) Führungspositionen sind die zu-
gewiesenen Tätigkeiten mit Wei-
sungsbefugnis.  
 
 
 
 
(3) 1Besteht bereits ein Dienstverhält-
nis mit demselben Dienstgeber, kann 
der Ärztin/dem Arzt vorübergehend 
eine Führungsposition bis zu dem in 
Absatz 1 genannten Fristen übertra-
gen werden. 2Der Ärztin/dem Arzt 
wird für die Dauer der Übertragung 
eine Zulage gewährt in Höhe des Un-
terschiedsbetrags zwischen den Ta-
bellenentgelten nach der bisherigen 
Entgeltgruppe und dem sich bei Hö-
hergruppierung nach § 15 Abs. 4 er-
gebenden Tabellenentgelt, zuzüglich 
eines Zuschlages von 75 v.H. des 
Unterschiedsbetrags zwischen den 
Tabellenentgelten der Entgeltgruppe, 
die der übertragenen Funktion ent-
spricht, zur nächst höheren Entgelt-
gruppe nach § 15 Abs. 4. 3Nach 
Fristablauf erhält die Ärztin/der Arzt 
eine der bisherigen Eingruppierung 
entsprechende Tätigkeit; der Zu-
schlag entfällt. 

Kündigungsrechte bleiben unbe-
rührt.  
(2) Führungspositionen sind die 
ab Entgeltgruppe 10 zugewie-
senen Tätigkeiten mit Wei-
sungsbefugnis, die vor Übertra-
gung vom Dienstgeber aus-
drücklich als Führungspositio-
nen auf Zeit bezeichnet worden 
sind.  
(3) 1Besteht bereits ein Dienst-
verhältnis mit demselben 
Dienstgeber, kann dem Mitar-
beiter vorübergehend eine Füh-
rungsposition bis zu den in Ab-
satz 1 genannten Fristen über-
tragen werden. 2Dem Mitarbeiter 
wird für die Dauer der Übertra-
gung eine Zulage gewährt in 
Höhe des Unterschiedsbetrags 
zwischen den Tabellenentgelten 
nach der bisherigen Entgelt-
gruppe und dem sich bei Hö-
hergruppierung nach § 14 Abs. 
4 Satz 1 und 2 ergebenden Ta-
bellenentgelt, zuzüglich eines 
Zuschlags von 75 v. H. des Un-
terschiedsbetrags zwischen den 
Tabellenentgelten der Entgelt-
gruppe, die der übertragenen 
Funktion entspricht, zur nächst-
höheren Entgeltgruppe nach § 
14 Abs. 4 Satz 1 und 2. 3Nach 
Fristablauf erhält der Mitarbeiter 

 

(2) Führungspositionen sind die ab 
Entgeltgruppe 10 zugewiesenen 
Tätigkeiten mit Weisungsbefugnis, 
die vor Übertragung vom Dienstge-
ber ausdrücklich als Führungspositi-
onen auf Zeit bezeichnet worden 
sind.  
 

(3) 1Besteht bereits ein Dienstver-
hältnis mit demselben Dienstgeber, 
kann der Mitarbeiter vorübergehend 
eine Führungsposition bis zu den in 
Absatz 1 genannten Fristen übertra-
gen werden. 2Der Mitarbeiter wird für 
die Dauer der Übertragung eine Zu-
lage gewährt in Höhe des Unter-
schiedsbetrags zwischen den Tabel-
lenentgelten nach der bisherigen 
Entgeltgruppe und dem sich bei Hö-
hergruppierung nach § 14 Abs. 4 
Satz 1 und 2 ergebenden Tabellen-
entgelt, zuzüglich eines Zuschlags 
von 75 v. H. des Unterschiedsbe-
trags zwischen den Tabellenentgel-
ten der Entgeltgruppe, die der über-
tragenen Funktion entspricht, zur 
nächsthöheren Entgeltgruppe nach § 
14 Abs. 4 Satz 1 und 2. 3Nach Frist-
ablauf erhält der Mitarbeiter eine der 
bisherigen Eingruppierung entspre-
chende Tätigkeit; der Zuschlag ent-
fällt.  

tigen Kündigungsrechte bleiben 
unberührt. 
(2) Führungspositionen sind die 
ab Entgeltgruppe 10 zugewie-
senen Tätigkeiten mit Wei-
sungsbefugnis, die vor Übertra-
gung vom Dienstgeber aus-
drücklich als Führungspositio-
nen auf Zeit bezeichnet worden 
sind.  
(3) 1Besteht bereits ein Dienst-
verhältnis mit demselben 
Dienstgeber, kann dem Mitar-
beiter vorübergehend eine Füh-
rungsposition bis zu den in Ab-
satz 1 genannten Fristen über-
tragen werden. 2Dem Mitarbei-
ter wird für die Dauer der Über-
tragung eine Zulage gewährt in 
Höhe des Unterschiedsbetrags 
zwischen den Tabellenentgel-
ten nach der bisherigen Ent-
geltgruppe und dem sich bei 
Höhergruppierung nach § 13 
Abs. 4 Satz 1 und 2 ergeben-
den Tabellenentgelt, zuzüglich 
eines Zuschlags von 75 v.H. 
des Unterschiedsbetrags zwi-
schen den Tabellenentgelten 
der Entgeltgruppe, die der über-
tragenen Funktion entspricht, 
zur nächsthöheren Entgelt-
gruppe nach § 13 Abs. 4 Satz 1 
und 2. 3Nach Fristablauf erhält 
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eine der bisherigen Eingruppie-
rung entsprechende Tätigkeit; 
der Zuschlag entfällt. 

§§ 17, 18, 19Anhang der Mitarbeiter eine der bisheri-
gen Eingruppierung entspre-
chende Tätigkeit; der Zuschlag 
entfällt. 

 
16.08.13 
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